
JAHRESBERICHT

2 0 2 1 / 2 0 2 2

FINANZGERICHT MÜNSTER

FINANZGERICHT MÜNSTER



GRUßWORT
DAS FINANZGERICHT MÜNSTER

wir freuen uns sehr, Ihnen den Jahresbericht des 
Finanzgerichts Münster für die Jahre 2021 und 2022 
zu präsentieren. 
 
Die zurückliegenden beiden Jahre waren erneut in hohem 
Maße krisenbehaftet und damit nicht nur für die Gesell-
schaft im Ganzen, sondern auch für die öffentliche Hand 
mit enormen Herausforderungen verbunden. Gerade in 
Krisenzeiten zeigt sich die große Bedeutung einer funktio-
nierenden, leistungsstarken und zeitgemäßen (modernen) 
Justiz. Die Erfüllung unseres verfassungsrechtlichen Auf-
trags, den Bürgerinnen und Bürgern effektiven Rechts-
schutz in Steuersachen zu gewähren, ist Ausdruck einer 
„Teamleistung“ aller Dienstzweige und Angehörigen un-
seres Hauses, bei denen wir uns für ihre Arbeit und ihren 
höchst engagierten Einsatz ganz herzlich bedanken.

Der Jahresbericht ist Teil unserer (breit angelegten) Öf-
fentlichkeitsarbeit und erscheint bereits zum zweiten 
Mal. Frei nach dem Grundsatz „bekannt und bewährt“ 
haben wir uns überwiegend am Lay-out und Aufbau 
des ersten Berichts (der Jahre 2019 und 2020) orien-
tiert, auch um den Wiedererkennungswert zu stärken. 

Der Jahresbericht beinhaltet im allgemeinen Teil 
viele (hoffentlich) interessante Informationen zu den 
Aufgaben und zur Organisation des Finanzgerichts 
Münster. Erneut haben wir die Jahre 2021 und 2022 auch 
statistisch für Sie aufbereitet und dies veranschaulicht.

Der Rechtsprechungsteil legt Zeugnis über unser 
„Kerngeschäft“ ab und gibt Ihnen einen Überblick 
über ausgewählte Entscheidungen, die das Finanzge-
richt Münster in den beiden letzten Jahren getroffen 

hat. Wie im letzten Jahresbericht haben wir Entscheid- 
ungen von besonderer fachlicher Bedeutung und Breiten-
wirkung ausgewählt, um Ihnen die gesamte Vielfalt des 
Steuerrechts näherzubringen.

Die Digitalisierung ist sowohl im Privat- als auch im 
Berufsleben ein „Dauerbrenner“, weshalb wir diesem 
Thema einen eigenen Teil widmen. Darüber hinaus 
setzen wir Sie aber auch über die Aufgaben, die Arbeit 
und die Neuerungen aus allen anderen Bereichen der 
Gerichtsverwaltung ins Bild.

Im Teil Projekte, Veranstaltungen und Besuche geht es 
vor allem um ausgewählte Schwerpunkte unserer Öffent-
lichkeitsarbeit. In gewohnter Manier möchten wir auch 
über besondere Gäste berichten, die wir bei uns an der 
Warendorfer Straße in den Jahren 2021 und 2022 begrüßen 
durften.

Der Pressespiegel zeigt, wie das Finanzgericht Münster 
von außen wahrgenommen wird.

Der Teil Interna betrifft dagegen die Innensicht. Hier kom-
men vor allem die Kolleginnen und Kollegen sowie die Gre-
mien unseres Hauses zu Wort. Einen besonderen Abschnitt 
haben wir unseren ehrenamtlichen Richterinnen und 
Richtern gewidmet, die mit ihrem breiten Erfahrungsschatz 
und ihrem überaus großen Einsatz dazu beitragen, dass unse-
re Urteile – ganz wörtlich – „im Namen des Volkes“ ergehen.

Ein großes Dankeschön geht an alle Kolleginnen 
und Kollegen des Finanzgerichts Münster, die zur 
Konzeption und Umsetzung des Jahresberichts beige-
tragen haben. Auch die Auflage 2021/2022 wurde von 
Frau Victoria Prince als Grafikdesignerin begleitet. Ihr ge-
bührt unser ganz besonderer Dank!

Wir hoffen, dass Ihnen unser Jahresbericht zusagt, und 
wünschen Ihnen beim Stöbern und Lesen viel Freude und 
einen positiven Erkenntnisgewinn.

Für Anregungen und Fragen steht Ihnen unser Presseteam 
sehr gerne zur Verfügung (pressestelle@fg-muenster.nrw.de).

 
Christian Wolsztynski und Dr. Martin Coenen

Liebe Leserin und lieber Leser,
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I.    DIE RECHTSPRECHUNG 
IN STEUERSACHEN

1. Der Finanzrechtsweg
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Das  Finanzgericht Münster ist ein oberstes Landes-

gericht und eines von drei Finanzgerichten in Nord-

rhein-Westfalen. Die beiden anderen Finanzgerichte 

haben ihren Sitz in Düsseldorf und Köln. Die Finanz-

gerichtsbarkeit ist (im Unterschied zum Instanzenzug 

aller anderen Gerichtsbarkeiten) zweistufig aufgebaut. 

Die nächste und höchste Instanz ist der Bundesfinanz-

hof in München.

Das Finanzgericht Münster wurde 1949 gegründet. 

Es ist insbesondere zuständig für Klagen in Steuer- und 

Kindergeldangelegenheiten aus den Regierungsbezirken 

Münster, Arnsberg und Detmold.

Im Gerichtsbezirk leben gut acht Millionen Menschen.

Über 300.000 Unternehmen haben dort ihren Sitz und 

erwirtschaften Umsätze in Höhe von mehr als 500 

Milliarden Euro. Die Steuerverwaltung findet in 49 

Finanzämtern statt.

Dieser erste Teil des Jahresberichts stellt den Tätigkeits-

bereich und den Bezirk des Finanzgerichts Münster vor, 

schildert die Arbeitsweise des Gerichts und vermittelt 

einige statistische Kennzahlen über die Verfahren der 

letzten Jahre. Er gibt auch einen Überblick über  Ziele 

und Aufbau der Gerichtsverwaltung.

Das Finanzgericht ist ein besonderes Verwaltungs- 

gericht, das über Akte der öffentlichen Gewalt in 

Steuersachen entscheidet. In der Mehrzahl der 

Verfahren vor dem Finanzgericht Münster wenden sich 

Steuerpflichtige gegen Maßnahmen des Finanzamts, 

etwa einen Steuerbescheid. Die Verfahren betreffen 

eine große Bandbreite von Steuerarten, zum Beispiel die 

Einkommensteuer, die Körperschaftsteuer, die Gewerbe-

steuer (mit Blick auf die von den Finanzämtern erlasse-

nen Gewerbesteuermessbescheide), die Umsatzsteuer, 

die Grunderwerbsteuer sowie die Erbschaft- und Schen-

kungsteuer. Oftmals sind auch gesonderte Feststellungen 

(etwa im Rahmen der Einkünfteermittlung bei Personen-

gesellschaften oder bei Bewertungsfragen) oder spe-

zielle Fragestellungen der Abgabenordnung (etwa in 

Vollstreckungssachen) Gegenstand der Verfahren. Der 

Finanzrechtsweg ist zudem eröffnet für Klagen gegen 

Haftungs- oder Duldungsbescheide der Finanzbehörden 

oder gegen steuerliche Nebenleistungen (etwa Nach-

zahlungszinsen oder Verspätungs- und Säumniszu-

schläge). Daneben kann vor dem Finanzgericht in Kin-

dergeldsachen Klage gegen die Familienkassen erhoben 

werden; denn der Gesetzgeber hat das Kindergeld als 

Steuervergütung konzipiert. Schließlich entscheidet das 

Finanzgericht über (berufsrechtliche) Fragen aus dem 

Steuerberatungsgesetz.

Das Finanzgericht ist die einzige Tatsacheninstanz. Der 

Bundesfinanzhof mit Sitz in München ist eine reine 

Revisionsinstanz, entscheidet also nur über Rechtsfra-

gen und ist in der Regel an die finanzgerichtliche Tatsa-

chenfeststellung und Beweiswürdigung gebunden.

Die Finanzgerichte entscheiden auch über Bescheide der 

Hauptzollämter. Im Bundesland Nordrhein-Westfalen 

ist die Zuständigkeit für Verfahren in Zollsachen beim 

Finanzgericht Düsseldorf konzentriert.

Das Finanzgericht Münster ist nicht zuständig für 

Steuerbescheide der Kommunen (etwa über Hunde-, 

Zweitwohnungs- oder Gewerbesteuer). Über kommunale 

Steuern entscheiden in Nordrhein-Westfalen die allge-

meinen Verwaltungsgerichte.

Für strafrechtliche Verfahren wegen Steuerhinterzie-

hung sind allein die Strafgerichte der ordentlichen Ge-

richtsbarkeit zuständig.
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ALLGEMEINER 
TEIL UND 
STATISTIK
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2.  Der Bezirk des 
Finanzgerichts Münster

3.  Personallage und 
Geschäftsverteilung

Die Rechtsprechungstätigkeit nehmen die Richterinnen 

und Richter in 15 Spruchkörpern (Senaten) wahr. Die Zu-

ständigkeit der Senate bestimmt sich grundsätzlich nach 

der sog. Bezirkszuständigkeit, das heißt, einem Senat sind 

jeweils auf Beklagtenseite feste Finanzämter zugewiesen. 

Daneben gibt es beim Finanzgericht Münster verschiede-

ne Spezialzuständigkeiten. Derzeit bestehen insbesondere 

Spezialzuständigkeiten für die Erbschaft- und Schenkung-

steuer sowie für bestimmte Bewertungsfragen (3. Senat), 

für das Berufsrecht der Steuerberater und für Rechtshil-

fe (4. Senat), für Umsatzsteuer (5. und 15. Senat), für die 

Kfz-Steuer (10. Senat), für Grunderwerbsteuer (8. Senat) 

und für Körperschaftsteuer (9., 10. und 13. Senat). All-

gemein dienen Spezialzuständigkeiten durch die damit 

einhergehende Wissenskonzentration der Qualitätsstei-

gerung, der Sicherung der Einheitlichkeit der Rechtspre-

chung sowie der Verfahrensbeschleunigung. Die Bildung 

von Spezialzuständigkeiten wird erst durch die Größe des 

Gerichts ermöglicht.

In Klageverfahren entscheidet der Senat grundsätzlich 

in der Besetzung mit drei Berufsrichterinnen oder Be-

rufsrichtern und zwei ehrenamtlichen Richterinnen oder 

Richtern. Beschlüsse, insbesondere Entscheidungen in 

Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes, werden ohne 

Beteiligung ehrenamtlicher Richterinnen und Richter in 

der Regel durch drei Berufsrichterinnen oder Berufsrich-

ter gefällt. Gleiches gilt für Gerichtsbescheide. In rechtlich 

und tatsächlich einfach gelagerten Fällen kann der Senat 

den Rechtsstreit auf eine Berichterstatterin/einen Bericht-

erstatter als Einzelrichterin/Einzelrichter übertragen; die 

Berichterstatterin oder der Berichterstatter kann auch mit 

Einverständnis der Beteiligten allein entscheiden („kon-

sentierte Einzelrichterin/konsentierter Einzelrichter“).

Beim Finanzgericht Münster sind insgesamt (Stand: 

31.12.2022) 105 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, da-

von 57 Richterinnen und Richter beschäftigt. Von den 

Richterinnen und Richtern waren in den Jahren 2021 

und 2022 einige Richterinnen und Richter an andere 

Gerichte und Behörden abgeordnet und dort unter-

stützend tätig. So befanden sich in den Jahren 2021 

und 2022 sieben Richterinnen und Richter vollständig 

oder zeitweise in Abordnung. Im Einzelnen waren ein 

Richter als wissenschaftlicher Mitarbeiter zum Bun-

desverfassungsgericht und eine Richterin als wissen-

schaftliche Mitarbeiterin beim Bundesfinanzhof sowie 

zwei weitere Richterinnen und Richter in die Verwal-

tungsgerichtsbarkeit (insbesondere zur Unterstützung 

bei der Bearbeitung der Asylverfahren) abgeordnet. 

Ein Richter unterstützte das Ministerium für Arbeit, 

Gesundheit und Soziales bei der Bewältigung der Co-

rona-Pandemie. Je ein Richter war beim Bundesminis-

terium der Justiz und für Verbraucherschutz und beim 

Ministerium der Justiz des Landes Nordrhein-Westfa-

len beschäftigt.

Zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf befanden sich 

in den Jahren 2021 und 2022 fünf Richterinnen und 

Richter (zeitweise) in Teilzeit.

Im nichtrichterlichen Dienst waren in den Jahren 

2021 und 2022 49 bzw. 48 Personen beim Finanz-

gericht Münster beschäftigt. Auch hier waren im 

Jahr 2021 zwei Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an 

andere Gerichte und Behörden abgeordnet, vor al-

lem zur Unterstützung der Verwaltungsgerichte. 
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Die Finanzämter sind, 
wie die Karte zeigt, über 
den sehr weiträumigen 
Gerichtsbezirk gestreut. 

Dies prägt die Arbeit vieler 
Richterinnen und Richter am Finanz- 
gericht Münster. Denn Termine zur Erörterung 
der Sach- und Rechtslage finden oftmals in den 
Räumlichkeiten der Finanzämter statt, um den 
Beteiligten die Anreise nach Münster zu ersparen.

Die Karte zeigt die Bezirke der 
nordrhein-westfälischen Fi-
nanzgerichte. Der Bezirk des 
Finanzgerichts Münster  um-
fasst eine Fläche von 21.456 km2. 

Die Karte unten zeigt, wo die 49 
Finanzämter des Bezirks ihren 
Sitz haben. Größere Städte wie 
Dortmund, Bielefeld oder Müns-
ter haben mehrere Finanzämter.

DAS FINANZGERICHT MÜNSTER
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4.  Zahlen und Fakten zu den Verfahren 
vor dem Finanzgericht Münster

Die Anzahl der Eingänge (3.069) und Erledigungen (3.389) von Verfahren lag im Jahr 2022 unter den Eingängen 
(3.246) und Erledigungen (3.396) des Jahres 2021.

Die durchschnittliche Verfahrensdauer der im Jahr 2022 erledigten Klageverfahren betrug 16,6 Monate (2021: 15,8 Mo-

nate). Die Verlängerung der durchschnittlichen Laufzeiten beruht auf dem Abbau älterer Verfahren (denn Verfahren 

fließen erst bei Erledigung in die Statistik ein). Deutlich über die Hälfte der Klageverfahren konnten – trotz zeitweiser 

Einschränkung des Sitzungsbetriebs zur Eindämmung der Corona-Pandemie – innerhalb eines Jahres nach Eingang er-

ledigt werden. Die durchschnittliche Verfahrensdauer der Verfahren auf Aussetzung der Vollziehung und auf Erlass von 

einstweiligen Anordnungen betrug in beiden Jahren 2,3 Monate.
 

In 50,21 % der 2022 erledigten Verfahren erfolgte eine vollständige oder teilweise Stattgabe zugunsten des Steu-
erpflichtigen (2021: 49,21 %). Hierbei ist allerdings zu berücksichtigen, dass es in den finanzgerichtlichen Verfahren 
häufig – insbesondere nach Betriebsprüfungen – um eine Vielzahl von Streitpunkten geht und bereits ein „Achtungs-
erfolg“ in einem Streitpunkt statistisch zu einem (teilweisen) Klageerfolg führt. Zudem gibt es Fälle, in denen der 
Klageerfolg auf der verspäteten Abgabe der Steuererklärung beruht, der Bescheid also vor Klageerhebung nicht 
unbedingt rechtswidrig war. Auch in Kindergeldfällen gibt es Konstellationen, in denen für einige der streitigen 
Monate Kindergeld zugesprochen wird.

EINGÄNGE

2019

3.853

3.826

4.042

3.628

3.768

3.902

3.246

3.396

3.752

3.069

3.386

3.432

2020 2021 2022

ERLEDIGUNGEN

BESTAND 31.12.
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Übersicht zur Erledigung der Verfahren im Jahr 2022

Übersicht zur Erledigung der Verfahren im Jahr 2021

Nur rund 20 % der Klageverfahren (2021: 19,76 %; 2022: 22,23 %) endeten durch Urteil oder Gerichtsbescheid. Weit-
aus mehr Verfahren endeten unstreitig durch Hauptsacheerledigung (2021: 38,09 %; 2022: 37,84 %) oder Klage-
rücknahme (2021: 29,40 %; 2022: 28,10 %). Die übrigen Verfahren erledigten sich in sonstiger Weise (2021: 12,75 %; 
2022: 11,84 %), beispielsweise durch Verbindung mit weiteren Verfahren des Steuerpflichtigen.

An der großen Anzahl der unstreitigen Erledigungen haben die Erörterungstermine einen wesentlichen Anteil, die 

beim Finanzgericht Münster in einer Vielzahl der Verfahren anberaumt werden. Weiterhin hoch ist der Anteil der 

Verfahren (2021: 30,9 %; 2022: 29,9 %), die im Nachgang einer Betriebsprüfung oder einer Prüfungen der Steuerfahn-

dung zum Finanzgericht Münster gelangen. Diese Verfahren zeichnen sich in der Regel durch mehrere Streitpunkte 

und umfangreiche Beiakten aus.
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Anteil der Verfahren nach Betriebsprüfung oder Steuerfahndungsprüfung:

Über 95 % der Klageverfahren vor dem Finanzgericht Münster werden in dieser Instanz endgültig abgeschlos-

sen. Lediglich ein geringer Teil der beim Finanzgericht Münster eingehenden Klageverfahren wird vom Bun-

desfinanzhof im Rahmen eines Revisionsverfahrens überprüft (2021: 51 und 2022: 55 Revisionseingänge beim 

Bundesfinanzhof). In den Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes gelangen regelmäßig nur vereinzelte 

Verfahren in die nächste Instanz. Dies trifft bei den Berichtsjahren hingegen lediglich für das Jahr 2021 zu 

(12 Beschwerdeeingänge beim Bundesfinanzhof). Hingegen sind im Jahr 2022 47 Beschwerdeverfahren beim 

Bundesfinanzhof eingegangen. Dies dürfte zum Großteil auf Verfahren zurückzuführen sein, in denen die Ver-

fassungsmäßigkeit der Höhe der Säumniszuschläge streitig war und im einstweiligen Rechtsschutz die Aus-

setzung der Vollziehung beantragt wurde; die Senate des Finanzgerichts haben in diesen Fällen in aller Regel 

die Beschwerde zum Bundesfinanzhof zugelassen.

Der Anteil der Verfahren, in denen Prozesskostenhilfe beantragt wurde, ist im Vergleich zu anderen Gerichts-

zweigen gering (2021: 9,2  %; 2022: 9,6  %). Dies liegt wohl daran, dass die Besteuerung regelmäßig an die 

Leistungsfähigkeit der oder des Betroffenen anknüpft, während die Prozesskostenhilfe – sozusagen umge-

kehrt – nur bei Bedürftigkeit der Antragstellerin oder des Antragstellers gewährt wird. Prozesskostenhilfe 

wird daher traditionell überdurchschnittlich häufig in Kindergeldverfahren beantragt. Aber auch bei anderen 

Klagegegenständen wie der Anfechtung nach dem Anfechtungsgesetz oder der Aufteilung von Steuern im 

Insolvenzverfahren wurde Prozesskostenhilfe beantragt und teilweise bewilligt.

Das Finanzgericht Münster ist zugleich als Mittelbehörde in die Justizverwaltung des Landes eingebunden. Die Ge-

richtsverwaltung dient dem Ziel, die personellen und sachlichen Grundlagen für einen qualitativ hochwertigen und 

zugleich schnellen Rechtsschutz in Steuersachen zu schaffen und zu bewahren.

An der Spitze der Verwaltung steht der Präsident des Finanzgerichts. Ihm stehen der Vizepräsident und die Geschäfts-

leitung zur Seite. Einzelne Bereiche der Verwaltungstätigkeit werden von speziellen Dezernaten wahrgenommen, 

etwa die Bereiche Personal, Organisation, Aus- und Fortbildung, Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, Informations-

technik und Informationssicherheit. Die Leitung der einzelnen Dezernate (mit Ausnahme des Dezernats des Ge-

schäftsleiters) obliegt jeweils einer Richterin oder einem Richter am Finanzgericht, oft unterstützt durch einen oder 

mehrere Vertreter. Innerhalb vieler Dezernate sind auch Beamte des höheren Dienstes tätig, etwa in Angelegenheiten 

der ehrenamtlichen Richterinnen und Richter, der Personalverwaltung oder der technischen Betreuung.

KLAGEVERFAHREN

2019

28,2 %

34,3 %

29,0 %

27,1 %

40,6 %

28,8 %

29,0 %

43,9 %

30,9 %

28,6 %

38,2 %

29,8 %

2020 2021 2022

EILVERFAHREN

GESAMT

II. Die Aufgaben der Gerichtsverwaltung
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Beauftragte

für die Gleichstellung von Frau    Vors. Richterin am FG Beidenhauser 
und Mann           Regierungsamtsrätin Huesmann

für Datenschutz          Richterin am FG Jaeger 

für die Informationssicherheit        Richter am FG Dr. Dominik
 

des Arbeitgebers für den     Regierungsrat Meyer
Arbeitsschutz und die  

 Brandsicherheit  

des Arbeitgebers für Sicherheit       Regierungsamtmann Wessels 
und Ergonomie

des Arbeitgebers für        Regierungsrat Meyer 
Schwerbehinderten- 
angelegenheiten

Vertrauensfrau    Regierungsamtsfrau Voß 
der Schwerbehinderten

Aufbau der Verwaltung

Dezernat 1  Präsident des FG Wolsztynski

Dezernat 2  Vizepräsident des FG Dr. Coenen

Dezernat 3  Gesetzgebung, Rechtssachen

   
Richter am FG Dr. Schmitz-Herscheidt

Dezernat 4  Personalsachen

   
Richter am FG Dr. Böwing-Schmalenbrock

Dezernat 5  Fortbildung/Ausbildung

   
Richter am FG Prokopp

Dezernat 6  Informationssicherheit 

  
 Richter am FG Dr. Dominik

Dezernat 7  Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

   
Vors. Richter am FG Dr. Anders und Dr. Kister

Dezernat 8  Organisation 

   
Richterin am FG Teutenberg

Dezernat 9  IT-Angelegenheiten und Vordruckwesen 

   
Richter am FG Dr. Kessens

Dezernat 10   Organisation und Leitung des 
Geschäftsbetriebes 

   

Oberregierungsrat Hagemeyer
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Corona-Maßnahmen können 
zum Erlass von Zinsen führen

Rückzahlung der Corona-Soforthilfe 
erhöht die Haftungsquote nicht

In den Jahren 2021 und 2022 hat das Finanzgericht Münster eine Vielzahl 
von interessanten Entscheidungen getroffen. Hier folgt eine kleine Auswahl 
zu bestimmten Themenbereichen, mit denen sich das Gericht befasst hat.

Antragstellerin nach § 69 AO für die rückständigen Steu-

erschulden der UG in Haftung nahm. Die Haftung be-

gründete das Finanzamt im Streitfall damit, dass die An-

tragstellerin die Steuerschulden der Gesellschaft nicht in 

demselben Maße wie ihre weiteren Verbindlichkeiten an-

teilig getilgt habe. So habe sie unter anderem eine Coro-

na-Soforthilfe in Höhe von 9.000 € erhalten und den die 

Fixkosten übersteigenden Betrag in voller Höhe zurück-

gezahlt. Nach erfolglosem Einspruchsverfahren erhob 

die Antragstellerin eine noch anhängige Klage gegen den 

Haftungsbescheid und beantragte für das Klageverfahren 

bei Gericht die Aussetzung der Vollziehung. Zur Begrün-

dung verwies die Antragstellerin darauf, dass die Coro-

na-Soforthilfe nicht für Steuerzahlungen zu verwenden 

gewesen sei. Ferner habe sich die Antragstellerin durch 

die Aussetzung der Insolvenzantragspflicht während der 

Pandemie durch das COVID-19-Insolvenzaussetzungsge-

setz (COVInsAG) auch vor einer Haftungsinanspruchnah-

me geschützt gefühlt.

Der Antrag hatte teilweise Erfolg. Der 9. Senat des Fi-

nanzgerichts Münster sah es als ernstlich zweifelhaft an, 

ob die vollständige Rückzahlung der Corona-Soforthilfe 

zu einem Verstoß gegen die Verpflichtung führt, bei Zah-

lungsunfähigkeit die steuerlichen Pflichten in demselben 

Umfang wie die sonstigen Verbindlichkeiten anteilig zu 

bedienen. Die Corona-Soforthilfe sei zweckgebunden und 

könne nicht gepfändet werden. Die Antragstellerin habe 

die ihr mit der Corona-Soforthilfe zur Verfügung gestell-

ten Mittel nicht für die Begleichung der Steuerschulden 

verwenden dürfen. Bei der Frage, ob die Steuerschulden 

in demselben Umfang wie die sonstigen Verbindlichkei-

ten getilgt worden seien, sei die Corona-Soforthilfe damit 

nicht zu berücksichtigen. Die Regelungen des COVInsAG 

stünden einer Haftungsinanspruchnahme der Antrag-

stellerin nicht entgegen. Dieses Gesetz sei bereits nicht 

einschlägig, da die Insolvenzreife der UG nach eigenen An-

gaben der Antragstellerin nicht auf die Auswirkungen der 

Corona-Pandemie, sondern auf die unerwarteten Steu-

erverbindlichkeiten aufgrund der verdeckten Gewinn- 

ausschüttungen zurückzuführen sei. Im Übrigen seien die 

Pflicht zur anteiligen Tilgung der Steuerschulden und die 

bei Verletzung dieser Pflicht drohende Haftung nach § 69 

AO nicht durch das COVInsAG ausgesetzt worden.

Hieran knüpft der 9. Senat des Finanzgerichts Müns-

ter mit einem Beschluss vom 15.10.2021 an. Im Streitfall 

nahm das Finanzamt die Antragstellerin für rückständige 

Steuern einer insolventen Unternehmergesellschaft (UG) 

in Anspruch. Die Antragstellerin war alleinige Gesell-

schafterin und Geschäftsführerin der UG. Das Finanzamt 

behandelte Gehaltszahlungen der UG an die Antragstel-

lerin als verdeckte Gewinnausschüttungen, was zu einer 

Erhöhung der Körperschaftsteuerfestsetzungen führte. 

Zwischenzeitlich wurde das Insolvenzverfahren über das 

Vermögen der UG eröffnet, woraufhin das Finanzamt die 

Neben die Corona-Soforthilfen traten auch zahlreiche 

steuerliche Maßnahmen, die das Bundesministerium 

der Finanzen mit Schreiben vom 19.03.2020 zur Be-

rücksichtigung und Abmilderung der Auswirkungen 

der Covid-19-Pandiemie anordnete. Zu diesen Maß-

nahmen zählte ein Anspruch auf – in der Regel – zins-

lose Stundung offener Steuerverbindlichkeiten ab dem 

19.03.2020. Im Streitfall setzte das Finanzamt  ge-

genüber dem Kläger, einem Sportverein, im Mai 2020 

die Körperschaftsteuer für 2018 fest. Da sich aus dem 

Bescheid eine Nachzahlung ergab, setzte es zugleich 

Nachzahlungszinsen gemäß § 233a AO für den Mo-

nat April 2020 fest. Der Verein beantragte auf Grund 

des Schreibens des Bundesministeriums der Finanzen 

vom 19.03.2020 die zinsfreie Stundung aller Zahlungs-

ansprüche aus dem Körperschaftsteuerbescheid für 

2018, die das Finanzamt auch gewährte. Zugleich be-

antragte der Kläger den Erlass der Nachzahlungszinsen 

wegen sachlicher Unbilligkeit. Zur Begründung führte 

er aus, dass die Zinsen nicht entstanden wären, wenn 

das Finanzamt den Körperschaftsteuerbescheid vor 

dem 01.04.2020 erlassen hätte. Den Erlass der Zinsen 

lehnte das Finanzamt ab, weil der Kläger deren Entste-

hung durch Beantragung höherer Körperschaftsteuer-

vorauszahlungen habe vermeiden können. Die Zinsen 

seien zudem nicht unmittelbar durch die Corona-Pan-

demie verursacht worden.

Entgegen anfänglicher Hoffnungen hat die Covid-19-Pan-

demie das öffentliche Leben in den Jahren 2021 und 2022 

weiter in besonderer Weise geprägt. Auch die Rechtspre-

chungstätigkeit des Finanzgerichts Münster war in die-

ser Zeit in vielfältiger Weise von der Pandemie betroffen. 

Die Pandemie hat sich nicht nur auf die Arbeitsweise des 

Gerichts ausgewirkt und die Kolleginnen und Kollegen vor 

die Herausforderung gestellt, in pandemischen Zeiten ei-

nen effektiven Steuerrechtsschutz aufrechtzuerhalten. 

Wie bereits im Jahr 2020 war das Gericht auch in den Jah-

ren 2021 und 2022 aufgefordert, über Streitfragen im Zu-

sammenhang mit den wirtschaftlichen Hilfen zur Abmil-

derung der Folgen der Covid-19-Pandemie zu entscheiden.

DAS FINANZGERICHT MÜNSTER

1918

Urteil vom 26.10.2022 – 13 K 1920/21

I. RÜCKBLICK

DAS FINANZGERICHT MÜNSTER

© PantherMedia - Gamjai (YAYMicro)

Beschluss vom 15.10.2021 – 9 V 2341/21 K

Unmittelbar zu Beginn der Covid-19-Pandemie haben der 

Bund und die Länder in erheblichem Umfang die sogenann-

ten Corona-Soforthilfen gewährt. Mit den Corona-Sofort-

hilfen verfolgte der Staat das Ziel, finanzielle Notlagen 

im Zusammenhang mit der Covid-19-Pandemie und den 

ergriffenen Schutzmaßnahmen abzumildern. Vor diesem 

Hintergrund hat das Finanzgericht Münster bereits im Jahr 

2020 in einer Vielzahl von Beschlüssen verdeutlicht, dass 

diese Hilfen als zweckgebundene Unterstützungsmaß-

nahmen nicht gepfändet werden können.

Fortdauer der 
Covid-19-Pandemie



Online-Klavierkurse 
unterliegen nicht dem 
ermäßigten Umsatzsteuersatz

Der 5. Senat des Finanzgerichts Münster hatte darüber 

zu entscheiden, ob Online-Klavierkurse einem ermäßig-

ten Umsatzsteuersatz unterliegen können. Der Kläger 

bot Video-Klavierkurse zum Teil mit eigenen Kompositi-

onen auf seiner Website an, mit denen seine Kunden das 

freie Klavierspiel erlernen und erweitern können. Dar-

über hinaus veranstaltete er Webinare für eine größere 

Teilnehmerzahl und Online-Tastentrainings in Form von 

Einzelunterricht. Das Finanzamt unterwarf die Umsätze 

aus diesen Tätigkeiten dem Regelsteuersatz von 19 %. 

Hiergegen wandte sich der Kläger mit seiner Klage und 

machte die Anwendung des ermäßigten Steuersatzes 

geltend. Er verkaufe keine Massenware, sondern erbringe 

Online-Konzerte, da Hauptbestandteil seiner Videos die 

Wiedergabe von Eigenkompositionen sei. Zudem räume 

er seinen Kunden urheberrechtliche Nutzungsrechte an 

den Kompositionen ein.

Der 13. Senat des Finanzgerichts Münster gab dem Kläger 

mit Urteil vom 26.10.2022 Recht. Zwar habe der Kläger für 

seine Steuernachzahlung bei isolierter Betrachtung einen 

Liquiditäts- und Zinsvorteil im Sinne des § 233a AO genos-

sen, weil die Steuer erst nach dem 31.03.2020 festgesetzt 

worden sei. Allerdings stehe dem Zinsanspruch der Finanz-

verwaltung gegenüber, dass der Kläger bei früherer Fest-

setzung der Steuer für denselben Zeitraum einen Anspruch 

auf zinslose Stundung der Nachzahlung nach der Verwal-

tungsregelung gehabt habe. Im Vergleich hierzu habe der 

Kläger keinen zusätzlichen Liquiditätsvorteil genossen, 

der eine Verzinsung erlauben würde. Dieser Betrachtung 

entspreche es, dass Nachzahlungszinsen auf Stundungs-

zinsen anzurechnen sind. Der Hinweis des Finanzamts auf 

die Möglichkeit einer höheren Vorauszahlung greife nicht 

durch. Der Kläger sei berechtigt, die gesetzlich gewährte 

Karenzzeit von 15 Monaten auszunutzen. Im April 2020 sei 

zwar absehbar gewesen, dass es nicht mehr rechtzeitig zu 

einer Steuerfestsetzung komme. Da die Corona-Pandemie 

zu diesem Zeitpunkt allerdings bereits ausgebrochen war, 

erscheine es widersprüchlich, die offenen Steuernachfor-

derungen zinsfrei zu stunden und andererseits vom Kläger 

eine Vermeidung von Zinsen durch höhere Vorauszahlun-

gen zu verlangen. Der Entscheidung des 13. Senats kommt 

eine erhebliche Breitenwirkung zu. Der Senat hat deswe-

gen die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen, die dort 

unter dem Aktenzeichen XI R 28/22 anhängig ist.
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Die Covid-19-Pandemie hat den Blick vermehrt auf die 

Möglichkeiten der Digitalisierung zahlreicher Lebensberei-

che gelenkt. Auf Grund der Maßnahmen zur Vorbeugung 

einer weiteren Ausbreitung der Covid-19-Pandemie waren 

die persönlichen Kontaktmöglichkeiten insbesondere im 

öffentlichen Leben erheblich eingeschränkt. Mehr denn je 

wurde versucht, das öffentliche Leben unter Nutzung der 

Möglichkeiten der Digitalisierung weitestgehend aufrecht 

zu erhalten. Die Nutzung der Möglichkeiten zur Automa-

tion und Digitalisierung bisheriger Abläufe und Lebens-

bereiche wirft aber nicht erst seit der Covid-19-Pandemie 

in erheblichem Umfang steuerrechtliche Fragen auf. Die 

Rechtsprechung des Finanzgerichts Münster hat sich in 

den Jahren 2021 und 2022 mit einer Vielzahl derartiger Fra-

gen befasst, denen vor dem Hintergrund der Covid-19-Pan-

demie eine gesteigerte Bedeutung zukommt.
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Voranschreiten 
der Digitalisierung
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Der 5. Senat des Finanzgerichts Münster sah dies an-

ders und hat es bei der Besteuerung der Umsätze nach 

dem Regelsteuersatz belassen. Der Kläger habe keine 

Darbietungen im Sinne von § 12 Abs. 2 Nr. 7 Buchst. a 

UStG erbracht, die mit Theatervorführungen und Kon-

zerten vergleichbar seien. Die Online-Kurse und Tas-

tentrainings enthielten zwar darbietende Elemente wie 

Vorspiele selbst komponierter Stücke. Allerdings stehe 

nicht die Unterhaltung eines Publikums, sondern der 

unterrichtende Charakter im Vordergrund. Den Kunden 

des Klägers gehe es weniger um kulturellen Konsum, 

sondern um ihren eigenen Unterrichtserfolg.

Die Umsätze des Klägers seien auch nicht nach § 12 

Abs. 2 Nr. 7 Buchst. c UStG begünstigt, da die Einräu-

mung der urheberrechtlichen Nutzungs- bzw. Verwer-

tungsrechte nicht Hauptbestandteil seiner Leistungen 

seien. Zwar habe der Kläger den Kunden nach seinen 

Allgemeinen Geschäftsbedingungen auch Rechte 

übertragen, die unter das Urheberrechtsgesetz fallen. 

Der Schwerpunkt der als einheitlich zu beurteilenden 

Leistungen liege jedoch in der Gewährung der bestim-

mungsgemäßen Verwendung der Produkte zum Erler-

nen oder Verbessern des Klavierspiels. Eine Aufteilung 

dieses Gesamtpakets in verschiedene Elemente sei 

wirklichkeitsfremd.

Mit der Digitalisierung der verschiedensten Lebensbe-

reiche sinken auch die diesbezüglichen Zugangshürden. 

Während die berufsmäßige Ausübung des Pokerspiels 

im analogen Leben noch mit einem entsprechenden 

Aufwand verbunden war, verwischen die Möglichkei-

ten des Online-Pokerspiels gleichsam „vom heimischen 

Sofa“ die Grenzen zwischen der Hobbyausübung und 

dem berufsmäßigen Pokerspiel.

Online-Pokergewinne können 
steuerpflichtig sein

Urteil vom 10.03.2021 – 11 K 3030/15 E,G



Anwaltlicher AdV-Antrag 
muss in elektronischer Form 
eingereicht werden

Die Digitalisierung prägt seit geraumer Zeit auch die Ar-

beitsabläufe aller am finanzgerichtlichen Verfahren betei-

ligten Stellen. Am Finanzgericht Münster wurde bereits 

Anfang 2017 mit der Umstellung auf eine vollständig elek-

tronische Aktenführung begonnen. Seit Oktober 2019 ar-

beiten sämtliche Senate des Finanzgerichts Münster mit 

der führenden elektronischen Akte. Seit dem Jahr 2022 

werden sämtliche Papierdokumente, die am Finanzgericht 

Münster eingehen, zentral gescannt, in der elektronischen 

Akte erfasst und das Papierdokument grundsätzlich nach 

sechs Monaten vernichtet. Parallel hierzu sind seit dem 

Jahr 2022 Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte ver-

pflichtet, vorbereitende Schriftsätze und deren Anlagen 

sowie schriftlich einzureichende Anträge und Erklärungen 

als elektronisches Dokument über ihr besonderes elek- 

tronisches Anwaltspostfach an das Finanzgericht Münster 

zu übermitteln. Für Steuerberaterinnen und Steuerberater 

wurde mit dem besonderen elektronischen Steuerbera-

terpostfach nunmehr ein vergleichbarer verpflichtender 

Übermittlungsweg geschaffen. 

Mit dieser Grenze beim Online-Pokerspiel hatte sich der 

11. Senat des Finanzgerichts Münster zu befassen. Der 

Kläger war im Streitjahr 2009 zwanzig Jahre alt, ledig 

und wohnte im elterlichen Haushalt. Er absolvierte seit 

dem Wintersemester 2008/2009 ein Bachelor-Studium 

Mathematik mit dem Nebenfach Physik. Seit Herbst 

2007 spielte er im Internet in sog. Einzelspielen Poker in 

der Spielvariante Texas Hold´em, wobei er zunächst nur 

Cent-Beträge einsetzte. Bis Ende 2008 erzielte der Kläger 

einen Gesamtgewinn von ca. 1.000 US-$. Die Spielzei-

ten betrugen in 2007 und 2008 geschätzt fünf bis zehn 

Stunden im Monat. Im Streitjahr 2009 spielte der Kläger 

bei vier Online-Portalen Poker. Seine Einsätze erhöhte 

er dabei bis zu einem niedrigen zweistelligen US-Dol-

lar-Betrag und seine Spielzeit auf insgesamt geschätz-

te 446 Stunden. Der Kläger nutzte hierbei eine von den 

Online-Portalen unabhängige Software, die ihm 2008 

kostenlos zur Verfügung gestellt wurde. Seine Gewinne 

beliefen sich im Streitjahr 2009 umgerechnet auf insge-

samt 82.826,05 €. In den Folgejahren vervielfachte der 

Kläger seine Gewinne aus den Online-Pokerspielen. 

Das Finanzamt vertrat die Auffassung, dass der Klä-

ger aus der Teilnahme an den Online-Pokerspielen 

gewerbliche Einkünfte erzielt habe und erließ für das 

Streitjahr 2009 einen entsprechenden Einkommen-

steuer- und einen Gewerbesteuermessbescheid.

Mit dem 11. Senat des Finanzgerichts Münster hat erst-

malig ein Finanzgericht über die Steuerpflicht von 

Online-Pokerspielgewinnen entschieden. Der Senat hat 

deshalb die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen, 

die dort unter dem Aktenzeichen X R 8/21 anhängig ist.
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Beschluss vom 22.02.2022 – 8 V 2/22

Der 11. Senat des Finanzgerichts Münster hat der da-

gegen gerichteten Klage teilweise stattgegeben. Der 

Senat war der Ansicht, der Kläger habe erst ab Oktober 

2009 mit dem Online-Pokerspielen Einkünfte aus Ge-

werbebetrieb erzielt. Die vom Kläger gespielte Variante 

Der Kläger habe sich auch, wie für die Annahme ge-

werblicher Einkünfte erforderlich, am allgemeinen wirt-

schaftlichen Verkehr beteiligt. Die bisherigen Rechtspre-

chungsgrundsätze zum Turnier-Poker seien zwar nicht 

auf das Online-Pokerspielen außerhalb eines Turniers zu 

übertragen. Der Kläger habe aber eine Leistungsbezie-

hung mit seinen Mitspielern am (virtuellen) Pokertisch 

eines Online-Portals unterhalten und sei auf diesem 

Wege nach außen hin für Dritte erkennbar in Erschei-

nung getreten. Der Kläger habe auch mit Gewinnerzie-

lungsabsicht gehandelt, denn er habe über eine gewisse 

Dauer hinweg Pokergewinne erzielt und die Online-Po-

kerspiele mit einer durchweg vorteilhaften Gewinner-

zielung fortgeführt. Nach dem Gesamtbild der Verhält-

nisse, insbesondere der Steigerung der Spielzeit und der 

Höhe der Einsätze, habe der Kläger allerdings erst ab 

Oktober 2009 die Grenze einer reinen Hobbyausübung 

hin zu einem „berufsmäßigen“ Online-Pokerspiel über-

schritten und den Rahmen der privaten Vermögensver-

waltung verlassen.

Werden Schriftsätze entgegen dieser Verpflichtung nicht 

als elektronisches Dokument übermittelt, so ist dies mit 

erheblichen Konsequenzen verbunden. Hierauf musste der 

8. Senat des Finanzgerichts Münster in einem Beschluss 

vom 22.02.2022 hinweisen. Die Antragstellerin stritt sich 

mit dem Finanzamt im Rahmen eines Einspruchsverfah-

rens über die Festsetzung eines Verspätungszuschlags. 

Am 02.01.2022 reichte sie – anwaltlich vertreten – per 

Telefax einen Antrag auf Aussetzung der Vollziehung des 

angefochtenen Bescheids bei Gericht ein. Der 8. Senat des 

Finanzgerichts Münster hat den Antrag auf Aussetzung 

der Vollziehung abgelehnt. Er sei unzulässig, weil er nicht 

als elektronisches Dokument übermittelt worden sei. Seit 

dem 01.01.2022 schreibe § 52d Satz 1 FGO vor, dass schrift-

lich einzureichende Anträge, die durch einen Rechtsanwalt 

eingereicht werden, als elektronisches Dokument zu über-

mitteln seien. Diesen Anforderungen genüge ein Telefax, 

unabhängig davon, ob es über das Telefonnetz oder als 

Computerfax übersandt werde, nicht. Unabhängig davon 

sei der in § 52a Abs. 3 FGO vorgeschriebene elektronische 

Übermittlungsweg nicht eingehalten worden. Danach 

müsse das elektronische Dokument mit einer qualifizier-

ten elektronischen Signatur versehen sein oder von der 

verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren 

Übermittlungsweg eingereicht werden. Die sicheren Über-

mittlungswege seien im Gesetz abschließend aufgezählt. 

Hierunter falle insbesondere das besondere elektronische 

Anwaltspostfach nach § 31a BRAO, nicht aber das Telefax.
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Texas Hold´em sei ein Geschicklichkeitsspiel und kein 

gewerbliche Einkünfte ausschließendes Glücksspiel. 

Nach wissenschaftlich-mathematischen Untersuchun-

gen bzw. praktischen Tests sei diese Variante schon bei 

einem Durchschnittsspieler als Spiel einzuordnen, bei 

dem nicht das Zufallsmoment, sondern das Geschick-

lichkeitsmoment überwiege. Dass beim Online-Poker 

psychologische Geschicklichkeitsfaktoren – wie das Be-

obachten der Mitspieler sowie die Kontrolle über die ei-

gene Körperhaltung, Gestik und Mimik – an Bedeutung 

verlieren, sei nicht ausschlaggebend. Auch beim On-

line-Poker gehe es darum, durch geschicktes Taktieren 

das Spiel zu den eigenen Gunsten zu beeinflussen. Es sei 

zudem unter Zuhilfenahme einer Software, die Statis-

tiken über die Spielweise der Mitspieler erstellt, sogar 

einfacher als beim Poker-Spielen in einem Spielcasino, 

die Strategie des Gegners zu analysieren.



ziellen Aufwand möglich. Dies gelte sowohl für die Beauf-

tragung eines Steuerberaters als auch für die Anschaffung 

eines neuen Buchführungsprogramms zuzüglich des ei-

genen Zeitaufwands des Geschäftsführers. Dabei sei zu 

berücksichtigen, dass die Klägerin angesichts ihrer Um-

satz- und Gewinnzahlen als Kleinstbetrieb anzusehen sei, 

der vom Gesetzgeber mit der Härtefallregelung geschützt 

werden solle. Diese Regelung sei großzügig in dem Sinne 

auszulegen, dass wirtschaftliche Zumutbarkeit nicht mit 

wirtschaftlicher Leistbarkeit gleichzusetzen sei.

Die Entscheidung des 5. Senats des Finanzgerichts Müns-

ter ist exemplarisch für die sich immer wieder stellende 

Frage, ob die sich im Vordringen befindlichen Verpflich-

tungen zur Erstellung und Übermittlung elektronischer 

Dokumente im Steuerverfahren zumutbar sind. Der 

Gesetzgeber hat bei Schaffung der entsprechenden Ver-

pflichtungen die Frage der Zumutbarkeit gesehen und 

entsprechende Härtefallregelungen geschaffen, um die 

Verhältnismäßigkeit der Regelungen sicherzustellen. 

Hierauf berufen sich Steuerpflichtige immer wieder, zu-

mal die Einhaltung der Verpflichtungen regelmäßig mit 

einem Umstellungsaufwand verbunden ist. Dass in die-

sen Fällen auch ein Klageverfahren lohnenswert sein 

kann, belegt das Urteil des 5. Senats.

Auch innerhalb der Finanzverwaltung werden die Mög-

lichkeiten der Digitalisierung und Automation von Ver-

waltungsprozessen genutzt. So werden Steuerbeschei-

de auf elektronischem Weg an das Rechenzentrum der 

Finanzverwaltung übermittelt. Die dortige Weiterver-

Die Verpflichtung zur elektronischen Kommunikation 

mit dem Finanzgericht ist nur einer von vielen Bausteinen 

zur Digitalisierung des steuerlichen Verwaltungs- und 

Gerichtsverfahrens. Teil dieses umfassenden Digitalisie-

rungsansatzes ist auch die Verpflichtung zur Erstellung 

und Übermittlung einer E-Bilanz. Die Inhalte und die 

Gliederung der E-Bilanz ergeben sich aus einem amtlich 

vorgeschriebenen Datensatz, der eine bestimmte Struk-

tur für die Bilanz, die Gewinn- und Verlustrechnung und 

etwaige Überleitungsrechnungen vorschreibt. Die E-Bi-

lanz trägt erheblich zur Verwaltungsvereinfachung bei 

und dient angesichts der standardisierten und elektroni-

schen Auswertungsmöglichkeiten auch dem Risikoma-

nagement innerhalb der Finanzverwaltung. 
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Auf Seiten der Steuerpflichtigen kann die Erstellung der 

E-Bilanz demgegenüber im Einzelfall mit einem erhebli-

chen und kaum zu rechtfertigenden Aufwand verbunden 

sein. In derartigen Härtefallen kann das Finanzamt den 

Steuerpflichtigen von der Verpflichtung zur Übermittlung 

der E-Bilanz befreien. Hierauf berief sich vor dem 5. Senat 

des Finanzgerichts Münster eine GmbH, die Dienstleis-

tungen in verschiedenen Bereichen erbringt und keinen 

Steuerberater für die Erfüllung ihrer steuerlichen Pflich-

ten in Anspruch nimmt. Für das Jahr 2015 übermittelte die 

Klägerin ihre Bilanz nebst Gewinn- und Verlustrechnung 

zwar noch elektronisch an das Finanzamt und verwendete 

hierfür ein Computerprogramm, das vom Bundesanzeiger 

Verlag angeboten wird. Ihr Umsatz betrug für dieses Jahr 

ca. 70.000 € und der Gewinn ca. 300 €. Für 2016 beantrag-

te die Klägerin dagegen beim Finanzamt die Befreiung von 

der elektronischen Übermittlungspflicht und führte zur 

Begründung aus, dass die von ihr für die laufende Buch-

führung angeschaffte Buchhaltungssoftware nicht mit 

den Vorgaben der Finanzverwaltung für die elektronische 

Erstellung und Übermittlung einer Bilanz kompatibel sei. 

Die Inanspruchnahme eines Steuerberaters zur Erstellung 

der E-Bilanz würde jährlich mehr als 2.000 € kosten. Die 

Umstellung der Software würde jährliche Mehrkosten von 

267 € sowie einen jährlichen Arbeitsmehraufwand von 

60 Stunden verursachen. Für die Erstellung der elektroni-

schen Bilanz für 2015 habe der Geschäftsführer insgesamt 

vier Arbeitstage benötigt. 

Der 5. Senat des Finanzgerichts Münster gab der Klage 

statt. Die Klägerin habe einen Anspruch darauf, dass das 

Finanzamt auf eine elektronische Übermittlung der Bilanz 

verzichte, denn dies sei für sie wirtschaftlich unzumutbar 

im Sinne der Härtefallregelung. Die Klägerin habe keinen 

Steuerberater und verfüge selbst nicht über die erforder-

liche technische Ausstattung. Das von ihr im Jahr 2010 für 

die laufende Buchführung angeschaffte Computerpro-

gramm generiere zwar einen zum Ausdruck bestimmten 

Jahresabschluss sowie eine Gewinn- und Verlustrechnung. 

Es verfüge aber nicht über den für die nach § 5b EStG zur 

elektronischen Datenübermittlung erforderlichen Stan-

dard. Die Schaffung der technischen Möglichkeiten wäre 

für die Klägerin nur mit einem nicht unerheblichen finan-

arbeitung hin bis zum Versand der Steuerbeschei-

de erfolgt automationsgestützt und kann auch im 

Nachgang nachvollzogen werden. Die hierdurch er-

öffneten Möglichkeiten der Sachverhaltsaufklärung 

in Fällen, in denen über den Zugang eines Steuerbe-

scheides gestritten wird, nutzten sowohl der 6. als 

auch der 15. Senat des Finanzgerichts Münster.

In den Verfahren vor dem 6. Senat und dem 15. Se-

nat des Finanzgerichts Münster bestritten die Klä-

ger jeweils den Zugang eines Steuerbescheids, der 

die Aufhebung eines Vorbehalts der Nachprüfung 

zum Gegenstand hatte. In der Folgezeit begehrten 

die Kläger jeweils eine Änderung der betreffenden 

Steuerfestsetzung. Diese erachteten sie verfah-

rensrechtlich für möglich, weil der Bescheid über 

die Aufhebung des Vorbehalts der Nachprüfung je-

weils nicht wirksam bekannt gegeben worden sei. 

Den Zugang dieser Bescheide bestritten die Kläger. 

Die Beklagten wiesen im Verfahren vor dem 6. Senat 

bereits im Einspruchsverfahren und im Verfahren vor 

dem 15. Senat im Klageverfahren darauf hin, dass 

man die Erstellung und der Versand der Bescheide 

über das Rechenzentrum der Finanzverwaltung habe 

nachvollziehen können. 

Der 6. Senat stellte insoweit fest, dass sowohl der 

fragliche Einkommensteuerbescheid 2016 als auch 

der Einkommensteuerbescheid 2017 – der unzweifel-

haft zugegangen sei – im selben Umschlag versandt 

worden seien. Die Steuerbescheide seien in derselben 

Druckdatei erfasst, zeitgleich mit dem Status „ma-

schinell gut erfasst“ kuvertiert und ohne manuelle 

Bearbeitung durch einen Operator automatisch in die 

Elektronische 
Übermittlung einer E-Bilanz 
kann unzumutbar sein

Urteil vom 28.01.2021 – 5 K 436/20 AO
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Zugangsnachweis bei 
Versand mehrerer Steuerbe-
scheide in einem Umschlag

Urteile vom 26.04.2022 – 15 K 538/17 U 
und vom 16.08.2022 – 6 K 2755/21 E



In finanzgerichtlichen Verfahren spielt die Abgrenzung 

der privaten von der beruflichen bzw. betrieblichen Sphä-

re häufig eine Rolle. Nur Aufwendungen, die durch die 

Einkünfteerzielung veranlasst sind, sind bei der Einkom-

mensteuer als Betriebsausgaben oder Werbungskosten 

abzugsfähig. In gesondert geregelten Fällen können auch 

private Aufwendungen steuerlich geltend gemacht wer-

den, etwa als Sonderausgaben, außergewöhnliche Be-

lastungen oder haushaltsnahe Dienstleistungen. Nicht 

nur bei Ertragsteuern, sondern auch im Bereich der Um-

satzsteuer ist die Abgrenzung der privaten von der unter-

nehmerischen Sphäre von Bedeutung. Das Finanzgericht 

Münster hat in den Jahren 2021 und 2022 über viele Fragen 

aus diesem Bereich entschieden.

Vergleichbar hierzu ermittelte der 15. Senat, dass ne-

ben dem streitigen Umsatzsteuerbescheid 2010 die 

Umsatzsteuerbescheide 2006 bis 2009 Teil dersel-

ben Druckdatei gewesen seien. Sie hätten dieselbe 

Sendungsnummer erhalten und seien entsprechend 

des Datenbankauszugs PrismaAudit am 08.03.2012 

um 9:40 Uhr, mit dem Status „1“ kuvertiert und ohne 

manuelle Bearbeitung durch einen Operator automa-

tisch in die entsprechende Postbox einsortiert und 

am Absendetag zur Post eingeliefert worden, wobei 

der Status „1“ bedeute, dass keine Fehler im Prozess 

aufgetreten seien. Bei Problemen wäre dort der Sta-

tus „11“ eingetragen worden. Die vorangehende Sen-

dung sei um 9:40 Uhr und 7 Sekunden, die hier frag-

liche Sendung um 9:40 Uhr und 8 Sekunden und die 

nachfolgende Sendung um 9:40 Uhr und 9 Sekunden 

gedruckt worden. Ein Fehler im Druck- oder Konvertie-

rungsprozess könne letztlich ausgeschlossen werden. 

In der mündlichen Verhandlung beschrieb ein Mitar-

beiter des Rechenzentrums diesen Prozess detailliert. 

Er erklärte, dass die Druckdaten an einen Druckserver 

übermittelt würden, von dem der jeweilige Drucker die 
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Daten automatisch übernehme und auf eine Rolle mit 

ca. 50.000 Blatt ausdrucke. Nach dem Druck werde die-

se 450 kg große Rolle zur Kuvertiermaschine transpor-

tiert und von dort automatisch verarbeitet. Dabei wer-

de die Postmatrix für den Wechsel eines Briefumschlags 

gelesen. Die zwischen den Abheftlochungen befindliche 

Matrix zeige die jeweilige Anzahl des Blattes einer Sen-

dung an. Sollte bei der Kuvertierung falsch gelesen wer-

den oder ein sonstiger Fehler auftreten, werde die Ku-

vertierung unterbrochen und die Sendung automatisch 

ausgesteuert. Wenn nicht, werde sie automatisch durch 

einen Postroboter in die Postboxen der Post einsortiert. 

Bis zu diesem Punkt greife bei ordnungsgemäßen Ver-

lauf keiner händisch ein. Eine nachträgliche Stornierung 

nach Auftragseingang hätte den Bescheidversand nicht 

mehr stoppen können. Ein Finanzamt könne einen sol-

chen Bescheid nicht erstellen, diese Druckform könne 

nur vom Rechenzentrum erzeugt werden. Soweit die 

Finanzämter nachträglich derartige Ausdrucke erstel-

len könnten, setze dies die Erstellung der Druckform im 

Rechenzentrum voraus.

Die Entscheidungen zeigen auf, welche Sachaufklä-

rungsmöglichkeiten die Nutzung automationsge-

stützter Prozesse und die hierdurch gewährleistete 

Nachvollziehbarkeit des gesamten Prozesses bieten. 

Werden Fehler im automatisierten Prozess umfassend 

dokumentiert, so kann der ordnungsgemäße Ablauf des 

Prozesses lückenlos bewiesen werden. Von besonderer 

Bedeutung ist hierbei der Umstand, dass mehrere Steu-

erbescheide automatisch in demselben Kuvert versandt 

werden können. Ist nämlich der Zugang der anderen 

Bescheide nicht zweifelhaft, so kann dies grundsätzlich 

beweisen, dass sämtliche zu dieser Sendung gehören-

den Bescheide zugegangen sind.

Ein häufiger Streitpunkt zwischen Steuerpflichtigen 

und Finanzverwaltung ist die steuerliche Behand-

lung von Reisekosten. Dies gilt insbesondere dann, 

wenn eine Reise sowohl beruflichen als auch priva-

ten Bezug hat. Wenn sich in einem solchen Fall die 

beruflichen und privaten Anteile nicht nach objekti-

ven Kriterien, z.B. nach Zeitanteilen, trennen lassen, 

sind die Kosten insgesamt nicht abzugsfähig. So lag 

der Urteilsfall, den der 1. Senat des Finanzgerichts 

Münsters zu entscheiden hatte.

Die Klägerin unterrichtet unter anderem das Fach Re-

ligion an einem katholischen Privatgymnasium. In den 

Herbstferien 2019 nahm sie an einer vom Schulträger, 

dem Bistum, organisierten Studienfahrt nach Israel 

teil, die ausschließlich für Religionslehrerinnen und 

Religionslehrer veranstaltet wurde. Das Programm der 

einwöchigen Reise umfasste unter anderem Jerusalem, 

Yad Vashem, Haifa, Nazareth, Kana, das Tote Meer, 

den See Genezareth und mehrere Gottesdienste. Das 

Finanzamt erkannte den von der Klägerin geltend ge-

machten Werbungskostenabzug für den von ihr selbst 

getragenen Reisepreis sowie für Mehraufwendungen 

für Verpflegung nicht an, da sich die Reise nicht von 

einer allgemein-touristischen Reise unterscheide. Hier-

gegen wandte die Klägerin ein, dass sich das Konzept 

der Studienreise an den Lehrplänen des Landes Nord-

rhein-Westfalen und der Schule orientiert habe und 

sie die Erkenntnisse, die für ihre Unterrichtsgestaltung 

von Belang gewesen seien, in ein auf den Unterricht 

abgestimmtes Reisetagebuch habe eintragen können. 

Ferner seien die besuchten Orte für die christlichen Re-

ligionen von herausragender Bedeutung.

Der 1. Senat des Finanzgerichts Münster hat die Klage 

abgewiesen. Er ist dabei zunächst davon ausgegan-

gen, dass die Reise sowohl beruflich als auch privat 

veranlasst gewesen sei. Die berufliche (Mit-)Veranlas-

sung sei durch das von der Klägerin vorgelegte Kon-

zept der Reise, das Reisetagebuch und die Lehrpläne 

belegt, denn hieraus ergebe sich, dass die Reise für 

den Beruf der Klägerin förderlich gewesen sei.

Abgrenzung der  
privaten von der steuerlich 
relevanten Sphäre

Kein Werbungskostenabzug 
für privat mitveranlasste 
Israelreise einer Religionslehrerin
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entsprechende Postbox einsortiert und am 05.08.2019 

zur Post eingeliefert worden. Die Sendung habe fünf 

Blätter enthalten, wobei der zwei Blätter umfassende 

Einkommensteuerbescheid 2016 mit einem QR-Code 

frankiert gewesen sei, der drei Blätter umfassende 

Einkommensteuerbescheid 2017 dagegen nicht. Dieser 

QR-Code (Briefmarke) ermögliche den Postversand; 

ohne ihn wäre ein (isolierter) Versand des Einkom-

mensteuerbescheids 2017 nicht möglich gewesen.

Urteil vom 27.01.2022 – 1 K 224/21 E



Die Klage hat in vollem Umfang Erfolg gehabt. Der 2. Senat 

des Finanzgerichts Münster ist der Auffassung der Klägerin-

nen gefolgt, wonach der anteilige Kaufpreis für den Garten 

nicht in den Aufgabegewinn einzubeziehen ist. Die Garten-

anlage sei steuerlich als selbstständiges Wirtschaftsgut 

anzusehen, auch wenn sie zivilrechtlich mit dem Grund 

und Boden und dem Gebäude eine Einheit bilde. Der Garten 

weise keinen Zusammenhang zu den dem Betriebsvermö-

gen des Erblassers zugeordneten im Dachgeschoss befind-

lichen Büroflächen auf. Er sei von den Büroflächen aus nicht 

zugänglich gewesen und ausschließlich privat genutzt 

worden. Da der Garten besonders aufwändig hergestellt 

bzw. vom Erblasser umfangreich umgestaltet worden sei, 

sei er vom „nackten“ Grund und Boden zu unterscheiden. 

 

Die von den Vertragsparteien im Kaufvertrag vorgenom-

mene Kaufpreisaufteilung sei zugrunde zu legen. Es be-

stünden keine Anhaltspunkte dafür, dass diese Aufteilung 

nur zum Schein bestimmt worden sei. Der dem Garten zu-

gewiesene Anteil von 100.000 € sei aufgrund der besonde-

ren Ausstattungselemente wirtschaftlich vertretbar.

Noch streitanfälliger sind Fälle, in denen es um die Pri-

vatnutzung eines betrieblichen Kraftfahrzeugs geht. 

Häufig behaupten Steuerpflichtige, ein dem Betriebs-

vermögen zugeordnetes Kraftfahrzeug nicht privat 

genutzt zu haben. Wenn für ein solches Fahrzeug kein 

ordnungsgemäßes Fahrtenbuch geführt wird, greift 

grundsätzlich ein Anscheinsbeweis ein, der für eine Pri-

vatnutzung spricht. Dieser Anscheinsbeweis kann je-

doch erschüttert werden. Dies gilt insbesondere dann, 

wenn sich das Fahrzeug nicht für Privatfahrten eignet 

oder wenn im Privatvermögen ein Fahrzeug gehalten 

wird, das in Status und Gebrauchswert mit dem be-

Allerdings sei die Reise auch privat veranlasst gewesen. 

Dies folge zunächst aus dem Programm, das nahezu 

ausschließlich Ziele von allgemein-touristischem und 

kulturellem Interesse enthalte, die typischerweise auch 

von privaten Israel-Touristen besucht würden. Hierge-

gen sprächen auch die während der Reise besuchten vier 

Gottesdienste nicht, denn Gottesdienstbesuche seien in 

erster Linie Ausdruck der höchstpersönlichen Religions-

ausübung. Der Bezug zum persönlichen Glauben ergebe 

sich auch aus den in der Dokumentation angegebenen 

Zwecken des Reisetagebuchs. Schließlich sei zu berück-

sichtigen, dass sich der Arbeitgeber der Klägerin nicht an 

den Kosten beteiligt und sie nicht für die Reise vom Unter-

richt freigestellt habe.

 

Die beruflichen und die privaten Veranlassungsmomente 

der Reise könnten jeweils nicht als von untergeordneter 

Bedeutung angesehen werden. Sie seien aber auch nicht 

nach objektiven Kriterien trennbar, da kein Programm-

punkt eindeutig ausschließlich dem beruflichen oder 

dem privaten Bereich zugeordnet werden könne. Insbe-

sondere sei keine Abgrenzung nach Zeitanteilen möglich. 

Das Urteil ist rechtskräftig geworden.

Die Abgrenzung der privaten von der betrieblichen Sphäre 

spielt nicht nur bei der Zuordnung von Ausgaben eine Rol-

le, sondern kann auch bei der Erfassung von Einnahmen 

von Bedeutung sein. Abgesehen von besonders geregel-

ten Fällen (z.B. die Veräußerung eines Grundstücks inner-

halb der Zehnjahresfrist) führen Veräußerungsgewinne 

privater Gegenstände grundsätzlich nicht zu steuerpflich-

tigen Einkünften. Bei gemischt genutzten Grundstücken 

müssen eine Zuordnung der einzelnen Grundstücksteile 

und eine entsprechende Aufteilung des Kaufpreises auf 

den betrieblichen und den privaten Bereich erfolgen. Diese 

Zuordnung kann im Einzelfall problematisch sein, wie der 

Urteilsfall des 2. Senats des Finanzgerichts Münster zeigt:

Die Klägerinnen sind Erbinnen eines Architekten, der sein 

Büro in seinem ansonsten zu Wohnzwecken genutzten 

Einfamilienhaus unterhielt. Das Büro umfasste 22,62 % 

der Wohnfläche. Zum Grundstück gehört ein ca. 150 m² 

großer Garten, der im Jahr 1995 komplett ausgekoffert  

und mit teuren Gewächsen ausgestattet worden war. Im 

Streitjahr 2014 veräußerte der Erblasser das Grundstück 

für 850.000 € und erklärte kurze Zeit später die Betriebs-

aufgabe. Nach dem notariellen Vertrag sollten vom Kauf-

preis 70.000 € auf den Grund und Boden, 680.000 € auf 

das Gebäude und 100.000 € auf den Garten entfallen. 

Das Finanzamt berechnete 22,62 % des Gesamtkauf-

preises in den Aufgabegewinn des Architektenbetrie-

bes ein. Entgegen der Einkommensteuererklärung, in 

der lediglich der anteilige Kaufpreis für Grund und Bo-

den und Gebäude (750.000 €) angegeben worden war, 

sei für den Garten kein Abzug vorzunehmen. Es han-

dele sich nicht um ein selbstständiges Wirtschaftsgut. 

Demgegenüber waren die Klägerinnen der Auffassung, dass 

der Garten nicht einzubeziehen sei, weil dieser nur vom 

Wohnbereich des Gebäudes aus genutzt werden könne. Die 

Aufteilung des Kaufpreises aus dem notariellen Vertrag sei 

zu übernehmen, da der Erwerber bereit gewesen sei, einen 

entsprechenden Preis für den Garten zu zahlen.
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trieblichen Fahrzeug vergleichbar ist. Der 6. Senat des 

Finanzgerichts Münster hatte einen Fall zu entschei-

den, in dem diese anerkannten Fallgruppen nicht vor-

lagen. Er ist aber dennoch zu einer Erschütterung des 

Anscheinsbeweises gekommen mit der Folge, dass 

kein Privatnutzungsvorteil zu versteuern war.

Zum Haushalt der miteinander verheirateten Klä-

ger gehörten in den Streitjahren 2015 und 2016 zwei 

volljährige Kinder. Im Privatvermögen hielten die 

Kläger im Streitzeitraum (teilweise nacheinander) 

insgesamt drei Kleinwagen, die in erster Linie von 

den Kindern genutzt wurden. Der Kläger unterhielt 

auf demselben Grundstück, auf dem sich auch das 

Wohnhaus der Familie befand, einen Gartenbaube-

trieb, war aber hauptberuflich anderweitig als Ar-

beitnehmer beschäftigt. Die Klägerin arbeitete ne-

ben 20 weiteren Arbeitnehmern bzw. Aushilfen auf 

Mini-Job-Basis im Betrieb des Klägers.

Im Betriebsvermögen hielt der Kläger einen BMW 

X3 und ab Februar 2015 einen Ford Ranger, für die 

keine Fahrtenbücher geführt wurden. Für den BMW 

versteuerte er die Privatnutzung nach der 1%-Re-

gelung, während er für den Ford Ranger keinen Pri-

vatnutzungsanteil ansetzte. Das Finanzamt wandte 

demgegenüber auch für den Ford Ranger die 1%-Re-

gelung an, da die privaten Fahrzeuge in Status und 

Gebrauchswert nicht mit diesem Pkw vergleichbar 

seien und nicht allen Familienmitgliedern jederzeit 

ein Fahrzeug zur privaten Nutzung zur Verfügung ge-

standen habe.
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Anteiliger Kaufpreis für einen 
Garten ist nicht in den 
Aufgabegewinn einzubeziehen

Erschütterung des 
Anscheinsbeweises durch 
atypischen Geschehensablauf



mehrte Sonnenbestrahlung führten zu einer Linderung der 

Beschwerden. Dass ein Aufenthalt in tropischem Klima im 

Winter für die Gesundheit des Klägers förderlich sei, beschei-

nigten auch andere Fachärzte. Im Oktober 2018 reiste der 

Kläger nach Thailand, wodurch ihm Kosten für Miete, Flug, 

Zug und eine Haushaltshilfe („Maid Service“) entstanden. 

Diese machte er als außergewöhnliche Belastungen geltend, 

was vom Finanzamt nicht anerkannt wurde.

Die hiergegen erhobene Klage ist ohne Erfolg geblieben. 

Der 7. Senat des Finanzgerichts Münster hat ausgeführt, 

dass Aufwendungen für eine der Behandlung einer Krank-

heit dienende Reise nur dann als zwangsläufige außerge-

wöhnliche Belastungen zu berücksichtigen seien, wenn 

die Reise zur Heilung oder Linderung der Krankheit nach-

weislich notwendig und eine andere Behandlung nicht 

oder kaum erfolgversprechend sei. Die Zwangsläufigkeit 

einer Klimakur sei formalisiert durch ein vor Beginn der 

Heilmaßnahme ausgestelltes amtsärztliches Gutachten 

oder eine vorherige ärztliche Bescheinigung eines Medizi-

nischen Dienstes der Krankenversicherung nachzuweisen.

Der vom Kläger eingereichte amtsärztliche Nachweis ent-

spreche diesen Anforderungen nicht. Gerade in Fällen einer 

Klimakur sei es erforderlich, dass ein bestimmter medizi-

nisch angezeigter Kurort und die voraussichtliche Kurdauer 

bescheinigt werden, um eine Abgrenzung zu Erholungsrei-

sen zu gewährleisten und Missbrauch entgegenzuwirken. 

Die Angabe „in tropischem Klima“ sei für die Bezeichnung 

des Kurortes nicht hinreichend konkret. Die pauschale Be-

nennung einer Region der Erde reiche nicht aus, um den 

strengen formellen Anforderungen zu genügen. Die Auf-

wendungen für die Haushaltshilfe seien nicht als Kosten für 

eine Begleitperson abzugsfähig, weil auch die Notwendig-

keit einer Begleitperson nicht amtsärztlich bescheinigt sei 

und eine Haushaltshilfe keine Begleitperson darstelle.

Zur Begründung ihrer Klage machten die Kläger gel-

tend, dass der Ford Ranger den Mitarbeitern des Be-

triebs arbeitstäglich permanent als Zugmaschine zur 

Verfügung stehen müsse. Aufgrund des Verschmut-

zungszustands sei es lebensfremd, dieses Fahrzeug 

an Wochenenden für Familienfahrten zu nutzen. 

Hierfür bleibe wegen der geringen jährlichen Fahrleis-

tung von durchschnittlich 8.900 km auch kein Raum. 

Die Klage hatte Erfolg. Der 6. Senat des Finanzgerichts 

Münster ist nach dem Gesamtergebnis des Verfah-

rens nicht zu der Überzeugung gelangt, dass der Ford 

Ranger in den Streitjahren tatsächlich privat genutzt 

wurde. Nach dem Beweis des ersten Anscheins spre-

che die allgemeine Lebenserfahrung zwar dafür, dass 

betriebliche Fahrzeuge, die zu privaten Zwecken zur 

Verfügung stehen, auch tatsächlich privat genutzt 

würden. Dieser Anscheinsbeweis sei im Streitfall al-

lerdings erschüttert.

 

Zwar handele es sich bei dem Ford Ranger um ein Fahr-

zeug, das sich typischerweise auch für eine Privatnutzung 

eigne. Auch der ebenfalls privat genutzte betriebliche 

BMW X3 sei nicht geeignet, den Anscheinsbeweis zu er-

schüttern, da er wegen der betrieblichen Nutzung nicht 

vollumfänglich für Privatfahrten zur Verfügung stehe. 

Der Senat hat aber die ernsthafte Möglichkeit eines an-

deren als des der allgemeinen Erfahrung entsprechen-

den Geschehensablaufs angenommen. Zunächst sei 

nachvollziehbar, dass der Ford Ranger permanent auf-

grund seiner Zugkraft im Betrieb eingesetzt worden sei. 

Darüber hinaus sei zu berücksichtigen, dass der Kläger 

seinen Gartenbaubetrieb nur als Nebentätigkeit ausge-

übt habe und den Ford Ranger damit nicht arbeitstäg-

lich selbst genutzt haben könne. Hierdurch sei die Mög-

lichkeit einer Privatnutzung erheblich eingeschränkt 

gewesen. Zu berücksichtigen sei auch, dass beide Klä-

ger für Wege zwischen Wohnung und Arbeitsstätte 

aufgrund der kurzen Entfernungen keinen Pkw benötigt 

hätten. Schließlich habe der Ford Ranger auch nicht für 

bestimmte Anlässe privat genutzt werden müssen, da 

die Entsorgung von Grünschnitt über einen auf dem 

Grundstück befindlichen Container erfolgt und für den 

Umzug der Tochter ein Transporter geliehen worden sei.

Die vom Finanzamt gegen dieses Urteil eingelegte Revi-

sion ist beim Bundesfinanzhof unter dem Aktenzeichen 

III R 34/22 anhängig.

Aufwendungen, die keinerlei Bezug zu Einkünften aufweisen, 

können gleichwohl abzugsfähig sein, wenn sie z.B. außerge-

wöhnliche Belastungen darstellen. Zu den außergewöhnli-

chen Belastungen zählen insbesondere Krankheitskosten. 

Auch eine Reise kann als außergewöhnliche Belastungen ab-

zugsfähige Krankheitskosten verursachen, wenn der Bezug 

zur Krankheit nachgewiesen ist. Mit der Frage, welche Anfor-

derungen an einen solchen Nachweis zu stellen sind, musste 

sich der 7. Senat des Finanzgerichts Münster beschäftigen. 

Der im Streitjahr 2018 70 Jahre alte Kläger ist mit einem Grad 

von 90 schwerbehindert. Er leidet unter Bechterew im fort-

geschrittenen Stadium, rheumatischen Beschwerden mit 

starken Schmerzattacken und einer sogenannten Kälteal-

lodynie, wobei Kältereize als Schmerz empfunden werden. 

Aufgrund einer amtsärztlichen Bescheinigung aus Oktober 

2018 erfolge ein Aufenthalt des Klägers „in den Wintermo-

naten in tropischem Klima aus gesundheitlichen Gründen“. 

Die Vermeidung von Kälte und Feuchtigkeit und die ver-
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Auch ein unerfüllter Kinderwunsch kann außergewöhn-

liche Belastungen verursachen. Dementsprechend wer-

den Aufwendungen für eine künstliche Befruchtung, die 

aufgrund der Empfängnisunfähigkeit einer Frau oder der 

Zeugungsunfähigkeit eines Mannes vorgenommen wird, 

grundsätzlich als außergewöhnliche Belastungen aner-

kannt. Dies gilt unabhängig davon, ob die künstlich be-

fruchtete Frau in einer gemischt- oder gleichgeschlechtli-

chen oder in gar keiner Beziehung lebt. Voraussetzung ist 

allerdings immer, dass der Eingriff nach den vorgeschrie-

benen rechtlichen Voraussetzungen erfolgt. Bislang unge-

klärt ist, unter welchen Voraussetzungen Aufwendungen 

eines aus zwei Männern bestehenden Ehepaares mit Kin-

derwunsch zu außergewöhnlichen Belastungen führen 

können. Hiermit hat sich der 10. Senat des Finanzgerichts 

Münster auseinandergesetzt.

Die Kläger, zwei miteinander verheiratete Männer, nahmen 

die Dienste einer in Kalifornien (USA) lebenden Leihmutter 

in Anspruch. Diese wurde dort in einer Leihmutterklinik 

künstlich befruchtet, wobei die Eizelle von einer anderen 

Frau und die Samenzellen von einem der Kläger stammten. 

Das hieraus entstandene Kind lebt seit seiner Geburt bei 

den Klägern in Deutschland.
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Urteil vom 07.10.2021 – 10 K 3172/19 EKosten für Überwinterung in 
Thailand stellen keine außer- 
gewöhnlichen Belastungen dar

Gleichgeschlechtliches Ehepaar 
kann Kosten für eine Leihmut-
ter nicht als außergewöhnliche 
Belastungen geltend machen



mensteuer. Voraussetzung ist immer, dass die Leistung im 

Haushalt des Steuerpflichtigen erbracht wird. Der 6. Senat 

des Finanzgerichts Münster hat entscheiden, dass Müll- 

entsorgungs- und Abwassergebühren nicht auf im Haus-

halt erbrachte Leistungen entfallen.

Die Klägerin machte in ihren Einkommensteuererklärun-

gen von der Gemeinde erhobene Abgaben für die Rest-

müll- und die Komposttonne sowie für die Schmutzwas-

serentsorgung als haushaltsnahe Dienstleistungen 

geltend. Das Finanzamt gewährte die Steuerermäßi-

gung nicht, weil die Entsorgungsleistungen außerhalb 

des Haushalts erbracht worden seien. Ferner könne der 

Zweck des Gesetzes, Schwarzarbeit zu bekämpfen, bei 

kommunalen Entsorgungsunternehmen nicht erreicht 

werden, denn die Beauftragung eines Dritten sei nicht 

möglich. Hiergegen wandte die Klägerin ein, dass die 

Müllentsorgung bereits mit der Bereitstellung der Müll-

tonne für den Haushalt beginne.

Der 6. Senat des Finanzgerichts Münster hat die Klage ab-

gewiesen. Die geltend gemachten Aufwendungen seien 

nicht als haushaltsnahe Dienstleistungen zu berücksich-

tigen. Haushaltsnahe Dienstleistungen seien nur solche, 

die eine hinreichende Nähe zur Haushaltsführung hätten 

bzw. damit im Zusammenhang stünden. Nach der Inten-

tion des Gesetzgebers sollten (nur) typische hauswirt-

Die Kläger machten die im Zusammenhang mit 

der Leihmutterschaft angefallenen Aufwendungen 

(Agentur-, Reise-, Beratungs- und Untersuchungs-

kosten sowie Kosten für Nahrungsergänzungsmittel 

zur Steigerung der Fertilität) in Höhe von ca. 13.000 

€ als außergewöhnliche Belastungen geltend. Dies 

lehnte das Finanzamt ab, weil eine Leihmutter-

schaft nach dem Embryonenschutzgesetz (ESchG) 

in Deutschland verboten sei.

Zur Begründung ihrer hiergegen erhobenen Klage 

führten die Kläger aus, dass die sich aus der biolo-

gischen Sachgesetzlichkeit der männlich gleichge-

schlechtlichen Beziehung ergebende Kinderlosig-

keit von der WHO als Krankheit anerkannt sei. Die 

hierdurch entstandene schwere Belastung habe bei 

mindestens einem der Kläger zu einer psychischen 

Erkrankung geführt. Die Regelungen im Bundes-

staat Kalifornien folgten höchsten ethischen An-

sprüchen, was den Klägern sehr wichtig gewesen 

sei. Es sei nicht gerechtfertigt, die Anerkennung der 

Aufwendungen unter Verweis auf das ESchG zu ver-

sagen, da dessen Vorschriften in der Wissenschaft 

umstritten und veraltet seien. Es sei weder nach-

gewiesen, dass das Kindeswohl gefährdet sei, noch 

dass Leihmütter per se ausgebeutet würden. Das 

ESchG sei insoweit nicht verfassungsgemäß.

Dem ist der 10. Senat des Finanzgerichts Münster 

nicht gefolgt und hat die Klage abgewiesen. Zwar 

sei nicht von vornherein auszuschließen, dass sich 

die Rechtsprechung weiterhin dahin entwickele, 

dass auch zwei Ehemänner Aufwendungen für eine 

künstliche Befruchtung geltend machen können, 

wenn bei einem der Partner Symptome einer psy-

chischen Erkrankung eingetreten seien. Im Streitfall 

scheitere die Abziehbarkeit allerdings daran, dass 

die Behandlung nicht nach den Vorschriften des 

innerstaatlichen Rechts vorgenommen worden sei. 

Nach dem ESchG seien eine künstliche Befruchtung 

mit der Eizelle einer anderen Frau und ein Leihmut-

terschaftsverhältnis in Deutschland nicht erlaubt.

Die Regelungen des ESchG seien auch verfassungsgemäß. 

Der Gesetzgeber hätte die Fragen der Eizellenspende und 

der Leihmutterschaft zwar möglicherweise auch anders 

regeln können, habe sich aber innerhalb seines Gestal-

tungsspielraums bewegt. Er habe mit den Regelungen den 

Zweck verfolgt, die sich möglicherweise aus einer „gespal-

tenen Mutterschaft“ bzw. eine Ersatzmutterschaft erge-

benden potentiellen Konfliktsituationen für die seelische 

Entwicklung des Kindes zu vermeiden. Hierbei handele es 

sich trotz bestehender Kritik in der Wissenschaft um je-

denfalls vertretbare Erwägungen. Zu berücksichtigen sei 

dabei auch, dass die psychischen Folgen für Leihmütter und 

Wunscheltern bislang wenig untersucht worden seien. Ein 

etwaiger Eingriff in das Recht der Kläger auf „reproduktive 

Autonomie“, das teilweise aus dem allgemeinen Persön-

lichkeitsrecht, dem Schutz der Familie oder der allgemeinen 

Handlungsfreiheit hergeleitet werde, sei daher verfassungs-

rechtlich gerechtfertigt.
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schaftliche Arbeiten begünstigt werden, wobei deren 

Erledigung durch Dritte zur Bekämpfung von Schwarz-

arbeit gefördert werden sollte. Nicht gefördert werden 

sollten dagegen solche Dienstleistungen, die regelmä-

ßig nicht von Haushaltsangehörigen erledigt werden.

Die Entsorgung von Müll und die Ableitung von 

Schmutzwasser würden typischerweise nicht von 

Haushaltsangehörigen erledigt. Die hierfür von 

der Gemeinde erhobenen Abgaben deckten gerade 

nicht die von der Klägerin auf ihrem eigenen Grund-

stück erbrachten Leistungen wie das Sortieren des 

Mülls, Verbringen des Mülls in die Tonne, Bereit-

stellen der Tonne am Straßenrand und Öffnen des 

Wasserablaufs ab. Vielmehr handele es sich um 

Aufgaben, die aufgrund ihres Umfangs typischer-

weise von den Kommunen übernommen würden. 

Darüber hinaus erbringe die Gemeinde die Müllabfuhr- 

und Abwasserbeseitigungsleistungen nach der räum-

lich-funktionalen Auslegung des Haushaltsbegriffs 

nicht im „Haushalt“ der Klägerin. Das Einsammeln und 

Befördern der Abfälle finde nicht auf ihrem Grundstück 

statt. Das bloße Bereitstellen der Tonne stelle nicht die 

Hauptleistung der Gemeinde dar. Gleiches gelte für die 

Entsorgung des Schmutzwassers, die frühestens ab der 

Einleitung in die städtische Kanalisation beginne.

Urteil vom 24.02.2022 – 6 K 1946/21 E

Ein Verstoß gegen den allgemeinen Gleichheitssatz liege 

nicht vor, weil das Verbot der Leihmutterschaft nicht nur 

gleichgeschlechtliche Partnerschaften von Männern, son-

dern auch heterosexuelle Beziehungen betreffe.

Die vom Senat zugelassene Revision ist beim Bundefinanz-

hof unter dem Aktenzeichen VI R 29/21 anhängig.

Das Finanzgericht Münster muss sich allerdings auch im-

mer wieder mit alltäglichen Dingen beschäftigen. Hierzu 

gehören z.B. haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse, 

Dienstleistungen und Handwerkerleistungen. 20 % die-

ser Aufwendungen mindern (bis zu einem Höchstbetrag) 

nach § 35a EStG unmittelbar die festzusetzende Einkom-
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Abwasserentsorgung sind keine 
haushaltsnahen Dienstleistungen



mögensverwaltung. Zur Vermarktung habe sie vielmehr 

bei Händlern allgemein bewährte Vertriebsmaßnahmen 

– wie eine Internetpräsentation – ergriffen. Der hohe 

Qualitätsstandard, den sie an die Auswahl ihrer Zucht-

hunde und auch an die Auswahl der Käufer anlege, habe 

gleichzeitig einen werbenden Effekt. Da das Unterhal-

ten eines Geschäftslokals für ein Auftreten wie ein 

Händler nicht erforderlich sei, stehe der Umstand, dass 

die Hunde im Privathaushalt der Klägerin lebten und sie 

die Nächte nach einem Wurf zusammen mit der Hündin 

verbringe, ihrer wirtschaftlichen Betätigung nicht ent-

gegen. Die Klägerin sei auch über mehrere Jahre hinweg 

fortgesetzt und damit nachhaltig tätig geworden. 

Schließlich sei es vor dem Hintergrund des im Mehr-

wertsteuersystem geltenden Neutralitätsprinzips als 

Ausprägung des Gebots der Wettbewerbsgleichheit sys-

temgerecht, die Umsätze der Klägerin der Umsatzsteuer 

zu unterwerfen. Es bestehe zumindest ein potentieller 

Wettbewerb mit anderen – auch nicht im Verband orga-

nisierten – Hundezüchtern.

Das Urteil des Finanzgerichts Münster ist rechtskräftig 

geworden, nachdem der Bundesfinanzhof die hiergegen 

erhobene Nichtzulassungsbeschwerde mit Beschluss 

vom 31.08.2021 (XI B 33/21) als unzulässig verworfen hat.

Steuerliche Ausnahmebestimmungen spielen in der fi-

nanzgerichtlichen Praxis eine erhebliche Rolle. Immer wie-

der streiten die Beteiligten darüber, ob ein Sachverhalt aus-

nahmsweise steuerlich günstiger zu behandeln ist, als dies 

im Regelfall der Fall wäre. Dies gilt in besonderem Maße 

in der Umsatzsteuer, bei der der Frage nach dem Vorliegen 

einer Steuerbefreiung oder der Anwendung eines reduzier-

ten Steuersatzes regelmäßig eine erhebliche Bedeutung 

im Wettbewerb mit anderen Unternehmern zukommt. 

Eine höchstrichterliche Klärung dieser Frage ist ak-

tuell nicht zu erwarten. Die Klägerin hat zwar die 

vom Finanzgericht Münster zugelassene Revision 

beim Bundesfinanzhof eingelegt, aber die Revisions-

begründungsfrist versäumt. Daher hat der Bundesfi-

nanzhof die Revision mit Beschluss vom 01.09.2022 

(VI R 8/22) als unzulässig verworfen.

Die Abgrenzung der privaten von der unternehme-

rischen Sphäre spielt nicht nur bei der Einkommen-

steuer, sondern auch bei der Umsatzsteuer eine Rolle. 

Wenn mit einer Tätigkeit, die eine gewisse Nähe zur 

privaten Lebensführung hat, Einnahmen erzielt wer-

den, die die Kleinunternehmergrenze (Jahresumsatz 

des abgelaufenen Jahres 22.000 € und voraussicht-

licher Jahresumsatz des laufenden Jahres 50.000 €) 

übersteigen, können diese unter weiteren Vorausset-

zungen umsatzsteuerpflichtig sein. Zur Frage, unter 

welchen Voraussetzungen eine Hundezüchterin zur um-

satzsteuerpflichtigen Unternehmerin wird, hat der 5. 

Senat des Finanzgerichts Münster Stellung genommen.

Die Klägerin züchtet in ihrem Privathaus Hunde einer 

bestimmten Rasse, die sie unter anderem auf ihrer 

Homepage zum Verkauf anbietet. Sie ist Mitglied des 

Verbandes Deutscher Hundezüchter, der unter dem 

Deutschen Dachverband des Hundewesens organisiert 

ist. Hierdurch hat die Klägerin gewisse Regularien für die 

Zucht zu beachten, während nicht in diesem Verband 

organisierte Züchter deutlich weniger strengen Regeln 

unterworfen sind.

Die Klage hatte keinen Erfolg. Der 5. Senat des Finanz-

gerichts Münster hat die Klägerin als Unternehmerin 

behandelt und ihre Umsätze aus der Hundezucht der 

Umsatzsteuer unterworfen. Die Klägerin habe mit der 

Hundezucht eine wirtschaftliche Tätigkeit ausgeübt. Sie 

habe sich am allgemeinen Markt beteiligt, indem sie die 

Hunde entgeltlich an Dritte verkauft habe. Diese Ver-

käufe seien nicht lediglich Ausfluss eines Hobbys der 

Klägerin und überschritten die Grenze zur privaten Ver-

Da die Klägerin in den Streitjahren durch die Hundever-

käufe Erlöse oberhalb der Kleinunternehmergrenze er-

zielte, setzte das Finanzamt hierauf Umsatzsteuer fest. 

Hiergegen wandte die Klägerin ein, dass die Hundezucht 

ertragsteuerlich Liebhaberei darstelle. Aufgrund der 

strengen Regularien des Verbands entstünden derart 

hohe Kosten, dass eine wirtschaftliche Betätigung als 

Züchterin nicht möglich sei. Sie trete gerade nicht wie 

eine Händlerin auf, sondern gehe lediglich ihren persön-

lichen Neigungen nach. So lebten die Hunde nicht in ei-

nem Zwinger, sondern im Privathaushalt der Familie der 

Klägerin und sie verbringe die Nächte nach einem Wurf 

zusammen mit der Hündin, um das Überleben sämtlicher 

Welpen sicherzustellen. Sie suche auch jeden Käufer für 

etwaige Welpen nach ihrem persönlichen Eindruck aus 

und lege hierbei Wert auf dessen Qualifikation.
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Urteil vom 25.03.2021 – 5 K 3037/19 U

Hundezüchter können 
Unternehmer sein
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Reichweite steuerlicher Aus-
nahmeregelungen

Steuerbefreiungen in der Umsatzsteuer verfolgen ver-

schiedenste Zwecke. Ihnen gemein ist das Anliegen, auf 

die Verteilungswirkung der Umsatzsteuer einzuwirken. 

Die Umsatzsteuer ist auf Überwälzung auf den Endver-

braucher angelegt. Er soll die Umsatzsteuer letztlich 

tragen. Sie zählt damit aus Sicht des Endverbrauchers 

unmittelbar zu seinen Kosten, die er aufwenden muss, 

um eine Leistung zu erhalten. Diese Belastungswir-

kung ist insbesondere im Bereich des Gesundheitswe-

sens nicht erwünscht. Die Umsatzsteuer soll insoweit 

die Kosten im Gesundheitswesen nicht erhöhen. Der 

Gesetzgeber sieht daher zahlreiche Steuerbefreiun-

gen vor, die zuvorderst die Leistungen der öffentlichen 

Träger im Gesundheitswesen in den Blick nehmen. 

Neben den Leistungen der öffentlichen Träger befreit 

der Gesetzgeber unter engen Voraussetzungen ver-

schiedenste Leistungen privater Leistungserbringer. Ob 

diese Steuerbefreiungen auch die Leistungen im Zu-

sammenhang mit dem betreuten Wohnen umfassen 

können, hatte der 15. Senat des Finanzgerichts Münster 

zu entscheiden. Die Klägerin ist eine Gesellschaft mit 

beschränkter Haftung, die eine Seniorenresidenz beste-

hend aus einem Pflegeheim und sieben Wohnungen des 

Leistungen im Zusammen-
hang mit betreutem Wohnen 
sind umsatzsteuerfrei

Urteil vom 25.01.2022 – 15 K 3554/18 U



die gesetzlichen Träger der Sozialversicherung für jede 

einzelne Leistung gefordert hatte. Diese Nachweiserfor-

dernisse hätten die Wahrnehmung der Steuerbefreiung 

in der Praxis erheblich erschwert. Der 15. Senat des Fi-

nanzgerichts Münster versprach sich von ihnen jeden-

falls keine weitergehenden Erkenntnisse und sah die Vor- 

aussetzungen der Steuerbefreiung als erfüllt an. 

Ausnahmsweise kann es in der Umsatzsteuer im Inter-

esse des Unternehmers liegen, dass seine Umsätze einer 

Steuerbefreiung nicht unterfallen. Denn mit der Gewäh-

rung einer Steuerbefreiung geht grundsätzlich der Verlust 

des Vorsteuerabzugsrechts einher. Gerade der Vorsteuer-

abzug kann jedoch für den Unternehmer von Interesse 

sein, zumal mit ihm nach dem Grundsatz des Sofortab-

zugs ein erheblicher Liquiditätsvorteil verbunden ist. Ei-

nen Wettbewerbsnachteil durch die fehlende Steuerbe-

freiung muss der Unternehmer insbesondere dann nicht 

fürchten, wenn seine Leistung bei isolierter Betrachtung 

nicht steuerbefreit wäre.

Mit einer solchen Situation hatte sich der 5. Senat des Fi-

nanzgerichts Münster zu befassen. Die Klägerin vermiete-

te umsatzsteuerfrei ein Grundstück, auf dem sich unter 

Der Senat hat die Revision zum Bundesfinanzhof we-

gen grundsätzlicher Bedeutung der Sache zugelassen. 

Denn die Finanzverwaltung vertritt im Umsatzsteu-

betreuten Wohnens betreibt. Die Wohnungen befinden 

sich im Gebäude des Pflegeheims. Mit den Bewohnern 

des betreuten Wohnens schloss die Klägerin Betreuungs-

verträge ab, die diverse Leistungen einer (erweiterten) 

Grundversorgung und Wahlleistungen einschließlich ei-

nes Notrufsystems umfassten. Die Leistungen wurden 

durch das im Pflegeheim eingesetzte Personal erbracht. 

Streitig war, ob nicht nur die Umsätze des Pflege-

heims sondern auch die Umsätze der Klägerin im Zu-

sammenhang mit dem betreuten Wohnen gemäß § 4 

Nr. 16 UStG von der Umsatzsteuer befreit sind. Nach 

dieser Vorschrift sind die eng mit dem Betrieb von Ein-

richtungen zur Betreuung oder Pflege körperlich, geis-

tig oder seelisch hilfsbedürftiger Personen verbunde-

nen Leistungen steuerfrei, sofern sie von juristischen 

Personen des öffentlichen Rechts oder bestimmten 

Einrichtungen erbracht werden. Das Finanzamt vertrat 

die Auffassung, die Steuerbefreiung greife nicht ein. 

Es sei nicht dargelegt worden, dass die Bewohner des 

betreuten Wohnens in jedem Einzelfall hilfsbedürftig 

gewesen seien. Die Klägerin zähle auch nicht zu den in 

der Vorschrift näher bestimmten Einrichtungen. Auf 

ihre Anerkennung als Pflegeheim könne die Klägerin 

insoweit nicht verweisen. Erforderlich sei damit, dass 

durch Vorlage entsprechender Belege nachgewiesen 

werde, dass die Kosten für die Leistungen des betreu-

ten Wohnens in dem gesetzlich vorgesehenen Umfang 

durch die gesetzlichen Träger der Sozialversicherung 

erstattet worden seien. 

Der 15. Senat des Finanzgerichts Münster hat der Kla-

ge stattgegeben. Die gegenüber einzelnen Bewohnern 

erbrachten Umsätze des betreuten Wohnens seien im 

von der Klägerin beantragten Umfang steuerfrei. Im 

Streitfall zählten die Bewohner des betreuten Wohnens 

zum Kreis der hilfsbedürftigen Personen im Sinne des 

§ 4 Nr. 16 Satz 1 Halbs. 1 UStG, weil sie an altersbeding-

ten Einschränkungen der Alltagskompetenzen litten. 

Die Vorlage weiterer individueller Nachweise wie etwa 

Arztberichte erachtete der Senat für nicht erforderlich. 

Die von der Klägerin im Rahmen des betreuten Woh-

nens erbrachten Leistungen seien auch eng mit der So-

zialfürsorge und der sozialen Sicherheit verbunden. Die 

Klägerin biete den Bewohnern des betreuten Wohnens 

ein breites Angebot an Leistungen an, die zur ambu-

lanten Pflege gehörten und der Altenhilfe im Sinne des 

§ 71 SGB XII zuzurechnen seien. Hierzu gehörten ver-

schiedene Betreuungsleistungen im Rahmen der ambu-

lanten Pflege, aber auch die Bereitstellung eines Notruf-

dienstes und bedarfsweise die kurzfristige Übernahme 

pflegerischer Leistungen, die hauswirtschaftliche Ver-

sorgung, das Einkaufen, Kochen, Reinigen der Wohnung 

und das Waschen der Kleidung. Auch soweit diese Leis-

tungen der Befriedigung von Grundbedürfnissen dien-

ten, seien diese spezifisch auf die Behebung altersspe-

zifischer Einschränkungen gerichtet, weil auch diese 

Leistungen durch das im Pflegeheim eingesetzte und 

hierfür geschulte Personal erbracht würden. In Bezug auf 

all diese Leistungen zähle die Klägerin auch unabhängig 

davon, dass sie auch ein Pflegeheim betreibe, zum Kreis 

der anerkannten Einrichtungen. Es könne im Hinblick 

darauf, dass für einen Teil der Bewohner eine Pflege-

stufe zuerkannt worden war und im Übrigen der Fokus 

der Leistungen auf Leistungen der Altenhilfe nach § 71 

SGB XII lag, von einer Kostentragung in dem von § 4 Nr. 

16 UStG erforderlichen Umfang ausgegangen werden. 

Ein buch- und belegförmiger Nachweis der Kostentra-

gung für jede einzelne Leistung war damit entbehrlich. 

Die Entscheidung stärkt die Position der Betreiber des 

betreuten Wohnens. Sie weist das Ansinnen des Finanz-

amtes zurück, das zum Nachweis der tatsächlichen 

Voraussetzungen der Steuerbefreiung detaillierte Aus-

führungen zur Hilfsbedürftigkeit jedes einzelnen Be-

wohners und einen Nachweis der Kostentragung durch 
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anderem ein Haupthaus mit zwei Wohnungen befindet. 

Die Mieter leisten monatliche Vorauszahlungen für Hei-

zung und Warmwasser, die jährlich (zum Teil nach Ver-

brauch und zum Teil nach Wohnfläche) abgerechnet 

werden. Im Streitjahr 2016 installierte die Klägerin eine 

neue Heizungsanlage für die Wohnungen im Haupthaus. 

Die Mieter erhielten die Möglichkeit, die Heizungs- und 

Wassertemperaturen individuell zu regulieren und bei 

Beschwerden den Anlagenhersteller direkt zu kontak-

tieren. Für jeden Mieter wurden eigene Einzelzähler zur 

Erfassung der Wärmemengen installiert.

Die Klägerin gab ab Oktober 2016 Umsatzsteuervor-

anmeldungen ab, mit denen sie auf die Kleinunterneh-

merregelung verzichtete, steuerpflichtige Umsätze aus 

den Energielieferungen an die Mieter angab und die Vor-

steuern aus der Rechnung über die Installation der Hei-

zungsanlage sowie den Gaslieferungen geltend machte, 

was im Ergebnis zu Erstattungsbeträgen führte. Das 

Finanzamt vertrat demgegenüber die Auffassung, dass 

die Energielieferungen an die Mieter unselbstständige 

Nebenleistungen zu der steuerfreien Wohnungsvermie-

tung darstellten. Im Gegenzug versagte es den Vorsteu-

erabzug für die im Zusammenhang mit den steuerfreien 

Energielieferungen stehenden Eingangsumsätze. 

Der 5. Senat des Finanzgerichts Münster widersprach der 

Auffassung des Finanzamts. Er hat die Energielieferungen 

an die Mieter nicht als Teil der steuerfreien Vermietungs-

umsätze, sondern als eigenständige und steuerpflichtige 

Leistungen angesehen. Dies folge daraus, dass die Ener-

gielieferungen gesondert abgerechnet werden und die 

Mieter den Verbrauch individuell regeln können. Dem 

stehe nicht entgegen, dass regelmäßig der Vermieter den 

Energieversorger auswählt und der Mieter hierauf keinen 

Einfluss habe. Auch der Umstand, dass die Nebenkosten 

teilweise nach Wohnfläche berechnet werden, führe nicht 

zur Annahme einer unselbstständigen Nebenleistung, da 

dies lediglich die Bemessung des Entgelts betreffe.

DAS FINANZGERICHT MÜNSTER

Energielieferungen sind keine 
Nebenleistungen zur steuerfrei-
en Wohnungsvermietung

Gerichtsbescheid vom 
06.04.2021 – 5 K 3866/18 U



er-Anwendungserlass die Auffassung, dass die Energie-

lieferung in derartigen Fällen Teil der Wohnungsvermie-

tung und damit steuerfrei ist. Auch im Zusammenhang 

mit Mieterstrommodellen geht sie davon aus, dass die 

Lieferung von Strom durch den Vermieter aus einer 

Photovoltaikanlage oder ähnlichem Teil der steuerfrei-

en Wohnungsvermietung ist. Die Finanzverwaltung hat 

die Revision zum Bundesfinanzhof auch eingelegt, so-

dass mit einer Klärung der Rechtsfragen in dem unter 

dem Aktenzeichen V R 15/21 anhängigen Verfahren ge-

rechnet werden kann.

Grundsätzlich muss das Finanzamt den für die Besteu-

erung erforderlichen Sachverhalt, insbesondere die 

Einkünfte und abzugsfähigen Ausgaben, exakt ermit-

teln, um die Steuer in zutreffender Höhe festsetzen 

zu können. Hierfür ist es darauf angewiesen, dass die 

Steuerpflichtigen entsprechende Angaben machen und 

Unterlagen vorlegen. Die Steuergesetze regeln daher 

Mitwirkungspflichten der Steuerpflichtigen, etwa die 

Pflicht zur Abgabe von Steuererklärungen und Buchfüh-

rungspflichten. Werden diese Pflichten nicht oder nicht 

ordnungsgemäß erfüllt, müssen Besteuerungsgrundla-

gen geschätzt werden. Solche Schätzungen sind häufig 

Gegenstand finanzgerichtlicher Auseinandersetzungen, 

wie die beiden folgenden Entscheidungen zeigen.

DAS FINANZGERICHT MÜNSTER
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Schätzung von 
Besteuerungsgrundlagen

Gerade in Betrieben, die ihre Einnahmen überwiegend in 

Form von Bargeld erzielen, werden Buchführungs- bzw. 

Aufzeichnungspflichten häufig nicht ordnungsgemäß 

erfüllt, denn diese sind in Bezug auf die Kassenführung 

sehr streng. Kann die Kassenführung gar nicht verwer-

tet werden, führt dies im Regelfall zu erheblichen Hinzu-

schätzungen der Umsätze und der Gewinne. Die Hinzu-

schätzungen müssen sich aber in einer Größenordnung 

bewegen, die vom jeweiligen Betrieb wirtschaftlich er-

zielbar ist. Außerdem müssen sie in einem angemes-

senen Verhältnis zur Schwere der Mängel stehen. Der 

1. Senat des Finanzgerichts Münster hat entschieden, 

dass lediglich geringfügige Mängel in der Kassenführung 

keine über die konkreten Auswirkungen dieser Män-

gel hinausgehenden Hinzuschätzungen rechtfertigen.  

Die Klägerin betrieb einen griechischen Imbiss, dessen 

Gewinn sie in den Streitjahren 2012 bis 2014 durch Einnah-

menüberschussrechnung ermittelte. Die erklärten Gewin-

ne betrugen für die Streitjahre jeweils ca. 30.000 €. Zur 

Erfassung der Bareinnahmen verwendete die Klägerin eine 

elektronische Registrierkasse, für die sie die täglichen Bon-

rollen aufbewahrte.

Geringfügige Mängel der 
Kassenführung berechtigen 
nicht zu Hinzuschätzungen

Urteil vom 09.03.2021 –  
1 K 3085/17 E,G,U

Im Rahmen einer Betriebsprüfung führte der Prüfer 

zunächst Geldverkehrsrechnungen durch, die lediglich 

geringfügige Unterdeckungen ergaben. Ferner stell-

te er fest, dass die Klägerin während des dreijährigen 

Prüfungszeitraums an insgesamt fünf Tagen einzel-

ne Barumsätze nicht in der Kasse erfasst hatte. In der 

Gesamtsumme beliefen sich die nicht enthaltenen 

Beträge auf knapp 100 €. Darüber hinaus wurden an 

neun weiteren Tagen Kassenbewegungen um ein bis 

wenige Tage verspätet in der Kasse verbucht. Aus die-

sen Gründen hielt der Prüfer die Aufzeichnungen für 

nicht ordnungsgemäß und nahm eine Schätzungs-

befugnis an. Hierzu nahm er eine Ausbeutekalkula-

tion für einen Teil des Warensortiments der Klägerin 

vor und schätzte im Übrigen anhand der amtlichen 

Rohgewinnaufschlagsätze. Dies führte im Ergebnis in 

etwa zu einer Verdreifachung der erklärten Gewinne. 

Der 1. Senat des Finanzgerichts Münster hat der Klage 

weitgehend stattgegeben. Er hat die Hinzuschätzungen 

auf die in der Kasse nicht erklärten Beträge von knapp 

100  € begrenzt. Die vom Betriebsprüfer festgestell-

ten Kassenführungsmängel führten nicht dazu, dass 

die Aufzeichnungen der Klägerin insgesamt verworfen 

werden könnten. Dies ergebe sich zum einen aus der 

geringen Häufigkeit der Mängel im Verhältnis zu den 

gesamten Geschäftsvorfällen, die das Finanzamt selbst 

mit 25.000 bis 30.000 € pro Jahr geschätzt habe und 

zum anderen aus der geringen Gewinnauswirkung von 

weniger als 100 €. Auch die aufgrund dieser Mängel 

möglicherweise nicht gegebene Kassensturzfähigkeit 

beschränke sich lediglich auf einzelne kurze Zeiträume. 

Es bestehe auch aus anderen Gründen kein Anlass, die 

sachliche Richtigkeit der Aufzeichnungen der Klägerin zu 

beanstanden. Die von ihr ermittelten Ergebnisse lägen in-

nerhalb der amtlichen Richtsätze und die durchgeführten 

Geldverkehrsrechnungen führten lediglich zu Ergebnis-

sen, die sich im Rahmen üblicher Unschärfen bewegten. 

Schließlich reiche die durchgeführte Ausbeutekalkulati-

on nicht aus, um die sachliche Richtigkeit der ansonsten 

formell ordnungsgemäßen Aufzeichnungen zu erschüt-

tern. An eine solche Kalkulation seien strenge Anforde-

rungen zu stellen. Vorliegend bestünden bereits große 

Unsicherheiten bei den Portionsgrößen, die der Prü-

fer nicht anhand repräsentativer Testkäufe belegt, 

sondern aufgrund angeblicher Erfahrungswerte ge-

schätzt habe. Im Übrigen seien nicht alle Warengrup-

pen kalkuliert worden, sodass es sich zum Teil um 

eine reine Richtsatzschätzung handele.

Häufig führen auch Fälle zu Hinzuschätzungen, in de-

nen beim Steuerpflichtigen (Bar-)Geld auftaucht, dessen 

Herkunft unklar ist. Befinden sich derartige Mittel im Be-

triebsvermögen, z.B. in Form von Bareinlagen, muss der 

Steuerpflichtige deren Herkunft nachweisen. Gelingt dies 

nicht, kann grundsätzlich davon ausgegangen werden, 

dass es sich hierbei um steuerpflichtige Einkünfte han-

delt. Demgegenüber besteht im privaten Bereich eine 

solche Nachweispflicht nicht, sodass im Privatvermögen 

befindliche Beträge mit unklarer Herkunft nicht ohne 

weiteres zu Hinzuschätzungen führen. Der 10. Senat des 

Finanzgerichts Münster hat entschieden, dass verdeckte 

Bareinlagen nicht allein deshalb zu Hinzuschätzungen 

von Betriebseinnahmen bei einer Kapitalgesellschaft füh-

ren können, wenn die Mittelherkunft beim Gesellschafter 

nicht aufklärbar ist.

Keine Hinzuschätzungen 
bei einer GmbH wegen 
unklarer Mittelherkunft 
bei ihrem Gesellschafter

Urteil vom 18.05.2022 - 10 K 261/17 K,U
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Die Klägerin ist eine GmbH, die in den Streitjahren einen 

Großhandel betrieb und hierbei in gewissem Umfang Bar-

umsätze tätigte. Im Rahmen einer Betriebsprüfung stellte 

das Finanzamt zum einen Aufzeichnungsmängel bei der 

Führung der offenen Ladenkasse der Klägerin fest. Zum 

anderen tätigte der Alleingesellschafter Bareinlagen in 

die Kasse. Diese stammten nach dessen eigenen Angaben 

aus ihm persönlich gewährten Darlehen von verschiede-

nen Darlehensgebern und aus im Privatvermögen vor-

handenen Barrücklagen aus nicht versteuerten Silberver-

käufen in den 1990er Jahren. Die Betriebsprüfung führte 

unter Auswertung der privaten Konten des Alleingesell-

schafters und seiner Ehefrau Bargeldverkehrsrechnungen 

durch, die auch die Finanzierung privater Reihenhäuser 

berücksichtigte. Diese führten zu Höchstfehlbeträgen, 

die das Finanzamt als Mehreinnahmen der Klägerin und 

zugleich als verdeckte Gewinnausschüttungen an den Al-

leingesellschafter behandelte.

Mit der nach erfolglosem Einspruchsverfahren er-

hobenen Klage machte die Klägerin geltend, dass 

ihre Kasse ordnungsgemäß geführt worden sei und 

dass die Bargeldverkehrsrechnungen unzutreffend 

seien, da sie die Darlehen und die Rücklagen aus 

dem Silbergeschäft nicht berücksichtigt hätten. 

Die Klage hat teilweise Erfolg gehabt. Der 10. Senat des 

Finanzgerichts Münster hat zunächst ausgeführt, dass 

aufgrund der beim Gesellschafter durchgeführten Bar-

geldverkehrsrechnungen keine Schätzungsbefugnis be-

standen habe. Grundsätzlich sei eine Bargeldverkehrs-

rechnung zwar eine geeignete Verprobungsmethode, denn 

wenn ein Steuerpflichtiger höhere Barausgaben tätigt, als 

ihm aus bekannten und vorhandenen Mitteln möglich ist, 

müsse er den Unterdeckungsbetrag aus anderen Quellen 

bezogen haben. Hieraus könne aber nicht zwangsläufig 

die Schlussfolgerung gezogen werden, dass eine Kapital-

gesellschaft bei ungeklärten Vermögenszuwächsen ihres 

Gesellschafters nicht erfasste Betriebseinnahmen erzielt 

habe. Selbst wenn man unterstelle, dass die ungeklärten 

Vermögenszuwächse durch betriebliche Aktivitäten er-

zielt wurden, sei es ebenso gut möglich, dass der Gesell-

schafter die Einnahmen im Rahmen von Eigengeschäften 

erzielt habe und nicht im Namen und auf Rechnung der 

hung überprüft werden soll oder wenn die Verlängerung 

der Festsetzungsfrist streitig ist. Eine Steuerhinterzie-

hung kann durch aktives Tun begangen werden, in dem 

der Steuerpflichtige beim Finanzamt falsche Angaben 

macht. Man kann aber auch eine Steuerhinterziehung 

durch Unterlassen begehen.

Voraussetzung der Steuerhinterziehung in Form 

der Unterlassungsvariante ist, dass das Finanzamt 

über steuerlich erhebliche Tatsachen in Unkennt-

nis gelassen wird. Der 4. Senat des Finanzgerichts 

Münster hat entschieden, dass keine Steuerhinter-

ziehung vorliegt, wenn zwar pflichtwidrig keine Steu-

ererklärung abgegeben wird, dem Finanzamt aber 

alle erforderlichen Informationen in Form elekt-

ronischer Lohnsteuerbescheinigungen vorliegen. 

Die Kläger sind zusammenveranlagte Eheleute. Da bis 

einschließlich 2008 lediglich der Ehemann Arbeitslohn 

bezog, hatte das Finanzamt den Fall als Antragsveran-

lagung gespeichert. Ab 2009 erzielte auch die Ehefrau 

Arbeitslohn, wobei der Lohnsteuerabzug bei den Klä-

gern nach den Steuerklassen III und V erfolgte. Die elek-

tronischen Lohnsteuerbescheinigungen wurden im Da-

tenverarbeitungsprogramm des Finanzamts unter der 

Gesellschaft. Aus dem Umstand, dass der Gesellschafter 

die Herkunft der bei ihm festgestellten ungeklärten Ver-

mögenszuwächse nicht aufkläre, könnten keine nachteili-

gen Schlüsse für die Kapitalgesellschaft gezogen werden. 

Im Streitfall erscheine es nicht ausgeschlossen, dass der 

Gesellschafter selbst „schwarze“ Einkünfte aus von ihm 

getätigten anderweitigen Geschäften erzielt habe. Dies 

gelte insbesondere vor dem Hintergrund, dass er nach ei-

genem Vorbringen in früherer Zeit nicht versteuerte Silber-

geschäfte getätigt habe. Auch aus der durch die verdeck-

ten Einlagen hergestellten Verbindung zur Klägerin könne 

nicht gefolgert werden, dass diese selbst weitere Betriebs-

einnahmen erzielt habe.

Dem Grunde nach habe aber eine Schätzungsbefug-

nis wegen der nicht ordnungsgemäßen Kassenführung 

bestanden, da die Klägerin für ihre offene Ladenkas-

se weder ordnungsgemäße Kassenberichte erstellt 

noch ein ordnungsgemäßes Kassenbuch geführt habe. 

Das Finanzgericht Münster hat die Hinzuschätzungen 

allerdings auf einen (Un-)Sicherheitszuschlag i.H.v. 

1,5 % der von der Klägerin getätigten Gesamtum-

sätze, nicht nur der Barumsätze, begrenzt. Dies fol-

ge aus den erheblichen Kassenführungsmängeln 

und der hohen Anfälligkeit der Art der Kassenfüh-

rung für Schwarzeinnahmen. Die Ergebnisse der Bar-

geldverkehrsrechnungen seien dagegen nicht in die 

Berechnung der Hinzuschätzungen einzubeziehen. 

Das Urteil ist rechtskräftig geworden.

Finanzgerichte verurteilen keine Steuerhinterzieherin-

nen und Steuerhinterzieher. Diese Aufgabe nehmen die 

ordentlichen Gerichte wahr. Dennoch kann die Frage, ob 

eine Steuerhinterziehung vorliegt oder nicht, auch in fi-

nanzgerichtlichen Verfahren von Bedeutung sein. Dies gilt 

etwa dann, wenn die Festsetzung von Hinterziehungszin-

sen oder ein Haftungsbescheid wegen Steuerhinterzie-

Steuerhinterziehung 
im finanzgerichtlichen 
Verfahren

Keine Steuerhinterziehung 
bei Kenntnis des Finanzamts

Urteil vom 24.06.2022 – 4 K 135/19 E
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Steuernummer der Kläger erfasst. Da der Fall den-

noch weiterhin als Antragsveranlagung gespeichert 

war, forderte das Finanzamt die Kläger zunächst 

nicht zur Abgabe von Einkommensteuererklärungen 

auf und die Kläger gaben auch keine Erklärungen ab. 

Nachdem dem Finanzamt aufgefallen war, dass die 

Voraussetzungen für eine Pflichtveranlagung vorla-

gen, erließ es im Jahr 2018 für die Streitjahre 2009 

und 2010 Schätzungsbescheide. Hiergegen machten 

die Kläger geltend, dass Festsetzungsverjährung ein-

getreten sei. Das Finanzamt ging demgegenüber von 

einer verlängerten Festsetzungsfrist wegen vollen-

deter Steuerhinterziehung aus. Die Datenverarbei-

tungsprogramme der Finanzverwaltung hätten es 

in den Streitjahren noch nicht ermöglicht, aufgrund 

der übermittelten Lohnsteuerbescheinigungen auf 

das Vorliegen einer Pflichtveranlagung zu schließen. 

Eine manuelle Überprüfung sei aufgrund der Vielzahl 

der Fälle tatsächlich unmöglich gewesen. Im Üb-

rigen hätten es die Kläger vorsätzlich unterlassen, 

Einkommensteuererklärungen abzugeben.

Der 4. Senat des Finanzgerichts Münster hat 

der Klage stattgegeben. Bei Erlass der Beschei-

de im Jahr 2018 sei für die Streitjahre 2009 und 

2010 die reguläre Festsetzungsfrist von vier Jah-

ren abgelaufen gewesen. Die Frist habe sich nicht 

auf zehn bzw. fünf Jahre verlängert, weil bereits 

objektiv weder eine Steuerhinterziehung noch 

eine leichtfertige Steuerverkürzung vorliege. 

Die Voraussetzung der vorliegend allein in Betracht 

kommenden Unterlassungsvariante, dass der Steu-

erpflichtige die Finanzbehörden pflichtwidrig über 

steuerlich erhebliche Tatsachen in Unkenntnis lasse, 

sei nicht gegeben. Die Finanzbehörde könne nur über 

solche Umstände in Unkenntnis gelassen werden, 

über die sie nicht bereits informiert sei. Diese Auf-

fassung ergebe sich bereits aus dem Wortlaut des 

§ 370 Abs. 1 Nr. 2 AO und sei auch vom Sinn und Zweck 

des Gesetzes, nämlich der Sicherung des Steuerauf-

kommens, gedeckt. Das Steueraufkommen sei nicht 

gefährdet, wenn die Finanzbehörden tatsächlich 

über alle wesentlichen Umstände informiert sind. 



42

Im Streitfall seien die Kläger zwar verpflichtet ge-

wesen, Einkommensteuererklärungen einzureichen, 

weil sie Arbeitslohn bezogen haben, der nach den 

Steuerklassen III und V lohnversteuert wurde. Al-

lein die Verletzung von Erklärungspflichten reiche 

aber nicht aus, um den objektiven Verkürzungstat-

bestand zu verwirklichen, denn die Erfüllung von 

steuerlichen Mitwirkungs- und Erklärungspflichten 

sei nicht von § 370 AO geschützt. Dem Finanzamt 

seien aufgrund der vorliegenden elektronischen 

Lohnsteuerbescheinigungen, die unter der Steuer-

nummer der Kläger gespeichert waren, vielmehr alle 

maßgeblichen Umstände bekannt gewesen. Dass es 

diese Daten aus verwaltungsökonomischen Grün-

den nicht zur Prüfung einer Pflichtveranlagung he-

rangezogen habe, ändere an dieser Kenntnis nichts. 

Der Senat hat die Revision zum Bundesfinanzhof zu-

gelassen, da zu der streitigen Frage noch keine höchst- 

richterliche Rechtsprechung vorliege. Diese ist dort 

unter dem Aktenzeichen VI R 14/22 anhängig.

Neben Verfahren aus dem Bereich der Einkommen-, 

Körperschaft- und Umsatzsteuer ist das Finanzge-

richt Münster auch für viele andere Steuerarten zu-

ständig wie die Erbschaft- und Schenkungsteuer, die 

Grunderwerbsteuer, die Kraftfahrzeugsteuer und 

die Kirchensteuer. Auch aus diesen Bereichen sind in 

den Jahren 2021 und 2022 Entscheidungen ergangen. 

Das im Rahmen einer Erbschaft erworbene Vermö-

gen unterliegt der Erbschaftsteuer. Bei der Berechnung 

des steuerpflichtigen Erwerbs sind Nachlassverbind-

lichkeiten abzuziehen, z.B. übernommene Schulden, 

Auszahlungen von Pflichtteilsansprüchen oder Kosten 

der Bestattung des Erblassers. Der 3. Senat des Finanz-

gerichts Münster hat entschieden, dass Beerdigungs-

kosten, soweit sie durch eine von der Erblasserin abge-

schlossene Sterbegeldversicherung geleistet werden, 

nicht abzugsfähig sind, wenn der Versicherungsanspruch 

an ein Bestattungsunternehmen abgetreten wurde. 

Die Kläger der beiden Verfahren sind Geschwister, die ge-

meinsam Erben ihrer im Jahr 2019 verstorbenen Tante gewor-

den sind. Von den Beerdigungskosten wurde ein Teilbetrag in 

Höhe von etwa 6.800 € von einer von der Tante abgeschlos-

senen Sterbegeldversicherung übernommen. Diese hatte 

den Auszahlungsanspruch gegen die Versicherung bereits 

zu Lebzeiten an das Bestattungsunternehmen abgetreten. 

Das Finanzamt bezog den Anspruch der Tante gegen die Ster-

begeldversicherung im Rahmen der Erbschaftsteuerveranla-

gungen in den steuerpflichtigen Erwerb ein und zog für Erb-
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fallschulden den Pauschbetrag in Höhe von 10.300 € nach § 10 

Abs. 5 Nr. 3 Satz 2 ErbStG ab. Die Kläger machten demgegen-

über höhere Erbfallkosten von ca. 15.000 € geltend, wobei sie 

den von der Versicherung übernommen Betrag in die Erbfall-

schulden einberechneten. Die Behandlung durch das Finanz-

amt verstoße gegen das erbschaftsteuerliche Nettoprinzip. 

Die Klage hatte keinen Erfolg. Von den geltend gemachten 

Erbfallkosten in Höhe von ca. 15.000 € seien – so der 3. Senat 

des Finanzgerichts Münster – jedenfalls die von der Versi-

cherung übernommenen 6.800 € nicht abzugsfähig, sodass 

die Erbfallkostenpauschale von 10.300 € nicht überschritten 

sei. Die Voraussetzungen für deren Gewährung lägen vor. 

Der Pauschbetrag, der die Kosten der Bestattung, eines an-

gemessenen Grabdenkmals und der üblichen Grabpflege 

abgelte und der unabhängig von der Anzahl der Erben nur 

einmal pro Erbfall gewährt werde, setze voraus, dass den 

Erben dem Grunde nach berücksichtigungsfähige Kosten 

entstanden seien. Den Klägern seien Kosten für die Beer-

digung der Tante entstanden, weil die Sterbegeldversiche-

rung nicht sämtliche Beerdigungskosten abgedeckt habe. 

 

Allerdings überstiegen die tatsächlichen Kosten den Pausch- 

betrag nicht. Abzugsfähig seien nur solche Kosten, die 

dem Erben auch tatsächlich entstanden seien. Die von 

der Versicherung getragenen Kosten seien den Klägern 

wegen der insoweit noch zu Lebzeiten der Tante erfolg-

ten Abtretung des Versicherungsanspruchs an das Be-

stattungshaus nicht entstanden. Dieser Anspruch habe 

aufgrund der Abtretung nicht zur Erbmasse gehört. Der 

dagegen zur Erbmasse gehörende Anspruch gegen das 

Bestattungshaus auf Bestattungsleistungen sei durch 

die tatsächliche Erbringung dieser Leistungen erloschen, 

ohne dass den Klägern insoweit Kosten entstanden seien. 

Während aus wirtschaftlicher Sicht Konzerne wirt-

schaftliche Einheiten bilden, nimmt das Steuerrecht 

grundsätzlich die einzelnen Konzerngesellschaften in 

den Blick. Der Umgang mit den Verbindungen im Konzern 

stellt das Steuerrecht damit regelmäßig vor große Her-

ausforderungen. Dies gilt auch im Rahmen der Grunder-

werbsteuer, die grundsätzlich Rechtsvorgänge belastet, 

die direkt oder indirekt zu dem Übergang des Eigentums 

an einem inländischen Grundstück führen. Der Gesetz-

geber versucht die hieraus resultierenden Belastungen in 

einzelnen Fällen aufzufangen und sieht nach § 6a GrEStG 

unter anderem in bestimmten Konzernumstrukturie-

rungen von der Erhebung der Grunderwerbsteuer ab. 

Über die Reichweite dieser Ausnahmebestimmung 

hatte der 8. Senat des Finanzgerichts Münster in ei-

nem Verfahren der Aussetzung der Vollziehung zu ent-

schieden. Die Antragstellerin war eine GmbH, die im 

Zuge der Ausgliederung eines Einzelunternehmens ge-

gründet worden war. Ihr alleiniger Gesellschafter war 

Alleineigentümer mehrerer Grundstücke, die er im Be-

triebsvermögen seines Einzelunternehmens hielt. Er 

war als Einzelkaufmann im Handelsregister eingetra-

gen. Im Jahr 2021 gliederte er sein Einzelunternehmen 

mit allen Aktiva und Passiva nach den Vorschriften des 

Umwandlungsgesetzes auf die im Zuge der Ausgliede-

rung gegründete Antragstellerin aus. Mitübertragen 

wurden auch die Anteile an einer weiteren GmbH, die 

Alleingesellschafterin weiterer, teils grundbesitzender 

Kapitalgesellschaften war. Das Finanzamt setzte im 

Hinblick auf die Ausgliederung einschließlich der Über-

tragung der GmbH-Beteiligung Grunderwerbsteuer fest.  

Der 8. Senat setzte den Grunderwerbsteuerbescheid 

wegen ernstlicher Zweifel an dessen Rechtmäßigkeit 

Von Sterbegeldversicherung 
getragene Beerdigungskosten 
sind bei der Erbschaftsteuer nicht 
als Erbfallkosten abzugsfähig

Urteile vom 19.08.2021 – 
3 K 1551/20 Erb und 3 K 1552/20 Erb
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§ 6a GrEStG findet auf die 
Ausgliederung eines Einzelunter-
nehmens zur Neugründung einer 
Kapitalgesellschaft Anwendung

Beschluss vom 03.05.2022 – 
8 V 246/22 GrE

Der Senat hat in beiden Verfahren die Revision zum Bun-

desfinanzhof zugelassen. Diese sind dort unter den Ak-

tenzeichen II R 31/21 und II R 32/21 anhängig.

Spezialsteuern
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von der Vollziehung aus. Die mit der Ausgliederung 

erfolgte Übertragung der im Eigentum des späteren 

Alleingesellschafters stehenden Grundstücke und der 

Übergang der im Eigentum der Tochtergesellschaften 

der weiteren GmbH stehenden Grundstücke seien zwar 

jeweils grunderwerbsteuerbar gewesen, es greife aber 

der Befreiungstatbestand des § 6a Satz 1 GrEStG. Die 

Voraussetzungen der Vorschrift seien erfüllt. Insbeson-

dere sei die Anwendung des § 6a GrEStG nicht deshalb 

ausgeschlossen, weil der spätere Alleingesellschafter 

der Klägerin als Einzelunternehmer beteiligt gewesen 

sei. „Unternehmen“ im Rahmen des § 6a GrEStG sei-

en unabhängig von der Rechtsform alle Rechtsträger, 

die wirtschaftlich tätig seien. Für Zwecke der Anwen-

dung des § 6a GrEStG müsse die Beteiligung an den 

abhängigen Gesellschaften auch nicht im Betriebsver-

mögen gehalten werden. Dies gelte auch dann, wenn, 

wie im Streitfall, ein Einzelunternehmen im Wege der 

Ausgliederung zur Neugründung auf eine Kapitalge-

sellschaft übertragen werde. Hätte der Gesetzgeber 

bestimmte, gesetzlich zulässige Verschmelzungen 

vom Anwendungsbereich des § 6a GrEStG ausneh-

men wollen, hätte dies im Wortlaut des § 6a GrEStG 

einen Anklang finden müssen. Auch die Ausgliederung 

eines Einzelunternehmens auf eine Kapitalgesellschaft 

zur Neugründung sei deshalb von § 6a GrEStG erfasst.  

Mit seiner Entscheidung hat der 8. Senat des Finanz-

gerichts Münster die anderslautende Auffassung der 

Finanzverwaltung zurückgewiesen. Nach den gleich 

lautenden Ländererlassen vom 22.09.2020 soll die 

Ausnahmebestimmung die Ausgliederung eines Einzel- 

unternehmens zur Neugründung einer Kapitalgesell-

schaft nicht umfassen. Der Senat hat deshalb die Be-

schwerde zum Bundesfinanzhof zugelassen, die jedoch 

nicht eingelegt worden ist.

Steuerbefreiungen in der Kraftfahrzeugsteuer knüp-

fen regelmäßig daran an, für welche Zwecke die Kraft-

fahrzeuge verwendet werden und begünstigen die je-

weiligen Verwendungszwecke. Begünstigt werden auf 

diesem Wege durch § 3 Nr. 8 Buchst. b KraftStG auch 

Wohnwagen und Wohnmobile mit einem zulässigen 

Gesamtgewicht über 3,5 t und Packwagen mit einem 

zulässigen Gesamtgewicht über 2,5 t im Gewerbe nach 

Schaustellerart, solange sie ausschließlich dem Schau-

stellergewerbe dienen. In Zusammenhang mit dieser 

Steuerbefreiung hatte der 10. Senat des Finanzge-

richts Münster zu entscheiden, ob die Steuerbefreiung 

auch Anwendung finden kann, wenn das Kraftfahr-

zeug nicht bereits in der Zulassungsbescheinigung Teil 

II als Packwagen mit einem zulässigen Gesamtgewicht 

über 2,5 t im Schaustellergewerbe klassifiziert wurde.  

Die Klägerin unterhält einen Schaustellerbetrieb und 

erwarb hierfür am 21.06.2017 einen Sattelanhänger, der 

erstmals 1999 zum Straßenverkehr zugelassen wor-

den war. In der Zulassungsbescheinigung Teil II war die 

Nutzung für das Schaustellergewerbe nicht vermerkt. 

Eine Änderung dieser Eintragung erfolgte auch nicht im 
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Rahmen der Anmeldung des Sattelanhängers durch die 

Klägerin bei der Zulassungsbehörde. Das Hauptzollamt 

setzte gegenüber der Klägerin ab dem 21.06.2017 Kraft-

fahrzeugsteuer für den Sattelanhänger fest. Der hier-

gegen eingelegte Einspruch blieb erfolglos. Während 

des Klageverfahrens ließ die Klägerin die Zulassungsbe-

scheinigung von der Zulassungsbehörde dahingehend 

umschreiben, dass der Sattelanhänger dort nunmehr als 

„Schaustellerfahrzeug Packwagen über 2,5 t“ bezeich-

net wird. Das Hauptzollamt sagte zu, die Steuerbefrei-

ung ab dem Zeitpunkt der Umschreibung zu gewähren. 

Der 10. Senat des Finanzgerichts Münster sprach der 

Klägerin keine weitergehende Steuerbefreiung zu. Zum 

Streitzeitraum wies der Senat zunächst darauf hin, dass 

dieser mit Bekanntgabe der Einspruchsentscheidung 

im November 2019 ende. Ein Steuerbescheid könne nur 

bis zum Zeitpunkt der letzten behördlichen Entschei-

dung zum Gegenstand gerichtlicher Kontrolle gemacht 

werden. Insoweit seien die Rechtsgrundsätze zum 

Streitzeitraum in finanzgerichtlichen Verfahren über 

Kindergeld auf die Kraftfahrzeugsteuer zu übertragen. 

Für den verbleibenden Streitzeitraum könne die Klä-

gerin die Steuerbefreiung nicht in Anspruch nehmen. 

Dies folge aus der Feststellung der Zulassungsbehör-

de in der Zulassungsbescheinigung. Diese stelle für 

die Beurteilung der Schadstoff-, Kohlendioxid- und 

Geräuschemissionen, anderer Bemessungsgrundla-

gen technischer Art sowie der Fahrzeugklassen und 

Aufbauarten einen Grundlagenbescheid dar, an den 

das Hauptzollamt bei der Festsetzung der Kraft-

fahrzeugsteuer gebunden sei. Fahrzeugklasse und 

Aufbauart seien entsprechend dem „Verzeichnis zur 

Systematisierung von Kraftfahrzeugen und ihren An-

hängern“ des Kraftfahrtbundesamtes durch die Zu-

lassungsbehörden festzustellen. Für Packwagen im 

Schaustellergewerbe sehe dieses Verzeichnis eine ei-

gene Einstufung vor. Das Kraftfahrzeugsteuergesetz 

enthalte keine hiervon abweichenden Regelungen für 

Zwecke der Kraftfahrzeugsteuer. Die Steuerfestset-

zung könne erst ab dem Zeitpunkt geändert werden, 

ab dem die Zulassungsbehörde eine entsprechende 

Eintragung vornehme. Dies sei zwar gegebenenfalls 

auch rückwirkend möglich. Im Streitfall habe die Zu-

lassungsbehörde die Eintragung aber nicht auf den 

Tag der Zulassung auf die Klägerin zurückbezogen. 

Der 10. Senat des Finanzgerichts Münster hat die 

Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen. Er erach-

tete es als grundsätzlich klärungsbedürftig, welcher 

Zeitraum Gegenstand des finanzgerichtlichen Ver-

fahrens sei und ob sich die gesetzlich vorgesehene 

Bindungswirkung an die Feststellungen der Zulas-

sungsbehörde auch auf die im Streitfall maßgebliche 

Klassifizierung erstrecke. Die zugelassene Revision 

ist im Streitfall nicht eingelegt worden.

DAS FINANZGERICHT MÜNSTER

Eintragung in der Zulassungs- 
bescheinigung ist für 
Kraftfahrzeugsteuer bindend

Urteil vom 23.09.2021 – 
10 K 3692/19 Kfz
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II. AUSBLICK

Auch in Zukunft ist mit interessanten Entscheidungen des Finanzgerichts 
Münsters zu rechnen. Nachfolgend eine Auswahl von derzeit anhängigen 
Verfahren von besonderem Interesse:

6 K 1663/22 Zerl

9 K 2117/16 E

1 K 1990/22 E

5 K 2867/20 U

10 K 958/19 K

5 K 1863/21 U

10 K 864/21 AO

5 K 3360/20 F

AKTENZEICHEN AKTENZEICHENTHEMA THEMA

Streitig ist die Zerlegung des Gewerbesteuermessbetrags einer Gesellschaft, die an 

verschiedenen Standorten in Deutschland tätig ist. Im Gemeindegebiet der Klägerin 

betreibt die Gesellschaft ein Fertigwarenlager ohne eigene Arbeitnehmer. Es wird von 

Arbeitnehmern eines verbundenen Unternehmens im Gemeindegebiet der Klägerin 

betrieben, welches aber keinen gewerbesteuerpflichtigen Gewinn erwirtschaftet. 

Die Klägerin begehrt die Teilhabe am Gewerbesteuermessbetrag der Gesellschaft.

In dem Verfahren geht es um die Frage, ob die Kapitalauszahlung aus einem Altersvor-

sorgevertrag in einem Einmalbetrag nach § 34 EStG tarifbegünstigt ist.

Unterliegen die Einnahmen aus einer von einem Krankenhaus betriebenen Mitarbei-

terkantine dem ermäßigten Umsatzsteuersatz nach § 12 Abs. 2 Nr. 8 Buchst. a) UStG?

Das Verfahren betrifft sog. Rückstellungen in der Energiewirtschaft bei nicht ent-

flochtenen Energieversorgungsunternehmen wegen Mehrerlösabschöpfungen nach 

§ 23a EnWG und für periodenübergreifende Saldierungen nach § 11 StromNEV, § 

10 GasNEV oder § 5 ARegV. Laut der FinVerw. sollen solche Rückstellungen nur zu 

bilden sein, wenn der Bereich Netzbetrieb unmittelbar Vertragsbeziehungen zu 

Sondervertragskunden oder anderen Energieversorgern unterhält (s. OFD Nord-

rhein-Westfalen, Vfg. v. 19.4.2016, S 2137-2010/0003-St 142, DB 2016, 1346).

Liegen im Fall der Beitragsfortzahlung während der durch die Corona-Pandemie 

bedingten Schließungszeiten eines Fitnessstudios umsatzsteuerbare Umsätze vor?

Gehören Kurs- und Zinsverluste aus einem Zinssatz-Währungsswap zu den nach § 15 

Abs. 4 Satz 4 EStG ausgleichsfähigen Verlusten aus Termingeschäften?

Kann das FA sein Einvernehmen mit der Umstellung des Wirtschaftsjahres nach § 7 

Abs. 4 Satz 3 KStG ermessensfehlerfrei ablehnen, wenn mit der Umstellung eine Ver-

rechnung von Gewinnen und Verlusten im Rahmen eines Organschaftsverhältnisses 

herbeigeführt werden soll, bevor es zu einem Anteilseignerwechsel i.S.v. § 8c KStG 

kommt, welcher eine Verlustverrechnung über den Zeitpunkt des Anteilseignerwech-

sels hinaus verhindert?

Im zweiten Rechtsgang ist im Anschluss an das BFH-Urteil VIII R 17/18 (zur Zuteilung 

von Verizon-Aktien an Vodafone-Aktionäre als Einkünfte aus Kapitalvermögen) zu ent-

scheiden, ob dem Kläger ein individueller Nachweis einer Einlagenrückgewähr möglich 

ist und – falls dies zu bejahen sein sollte – ob die Regelung in § 27 Abs. 8 Satz 9 KStG, 

die keine individuelle Nachweismöglichkeit einer Einlagenrückgewähr für Anteilseig-

ner von EU-Kapitalgesellschaften vorsieht, mit den europarechtlichen Vorgaben der 

Kapitalverkehrsfreiheit (Art. 63 AEUV ) vereinbar ist oder ob ggf. eine Vorlage an den 

EuGH (Vorabentscheidungsverfahren nach Art. 267 Abs. 3 AEUV) angezeigt erscheint.



10 K 2613/20 F

15 K 2327/20 AO

10 K 781/22 K,F

15 K 3345/20 U

12 K 357/18 F

15 K 871/22 U

15 K 3303/20 U

14 K 3421/20 E

AKTENZEICHEN THEMA AKTENZEICHEN THEMA

Mindern Aufwendungen für Sonderbetriebsausgaben (hier: Zinsaufwendungen des 

Kommanditisten für ein Refinanzierungsdarlehen) i.S.v. § 4i Satz 1 EStG die Steuerbe-

messungsgrundlage in einem anderen Staat, wenn die Darlehensbeziehung zwischen 

Darlehensgeber und -nehmer des Refinanzierungsdarlehens im Ausland (hier: NL) 

aufgrund einer dort bestehenden Gruppenbesteuerung für die dortige Besteuerung ins-

gesamt nicht zugrunde gelegt wird und dadurch dort nicht nur die Zinsaufwendungen 

des Darlehensnehmers, sondern auch die Zinserträge des Darlehensgebers steuerlich 

unberücksichtigt bleiben?

Das Verfahren betrifft die Voraussetzungen und die Reichweite des sog. Reemtsma- 

Anspruchs im Umsatzsteuerrecht. Der Senat hat das Verfahren ausgesetzt und dem 

Europäischen Gerichtshof Fragen zur Vorabentscheidung vorgelegt (Az. des EuGH: 

C-453/22).

Darf das FA innerhalb einer für ein Organschaftsverhältnis zu treffenden Feststel-

lung nach § 14 Abs. 5 KStG auch feststellen, welche Tätigkeit die Organgesellschaft 

i.S.d. sog. Spartenrechnung nach § 8 Abs. 9 KStG ausübt? Ist bei einer mehrstufigen 

Organschaft der oberste Organträger gegen eine Feststellung nach § 14 Abs. 5 KStG 

klagebefugt?

Streitig ist, ob und inwieweit die Klägerin – eine Gemeinde – einen Anspruch auf Vor-

steuerabzug aus den Kosten für den Ausbau und die Erweiterung eines öffentlichen 

Parks hat, wobei sie in unmittelbarer Nähe Parkplätze umsatzsteuerpflichtig vermietet.

Das Verfahren betrifft die Frage der Fondsetablierungskosten als Anschaffungskos-

ten gemäß § 6e EStG.

Das Verfahren betrifft die Frage, ob einer kommunalen Wirtschaftsförderungsgesell-

schaft aus Erschließungsmaßnahmen für die Erschließung eines Gewerbegebiets der 

Vorsteuerabzug zusteht.

Die Klägerin betreibt eine Bank und bezieht hierfür IT-Dienstleistungen von einem ver-

bundweiten Rechenzentrum. Im Streitjahr erfolgte zur Konsolidierung der verbundwei-

ten Systeme eine Umstellung auf ein neues IT-System. Die Klägerin wirkte bei der Um-

stellung in unterschiedlicher Form mit und erhielt eine Kompensationszahlung, deren 

umsatzsteuerliche Behandlung strittig ist.

Streitig ist, ob Versorgungsbezüge eines (ehemaligen) NATO-Mitarbeiters in Form einer 

Einmalzahlung der Nato aufgrund internationaler Abkommen steuerfrei sind.
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DIGITALER 
FINANZ- 
GERICHTSPROZESS

C. Digitaler Finanzgerichtsprozess
Das Finanzgericht Münster führt – wie die Finanzgerich-

te Düsseldorf und Köln – elektronische Verfahrensakten 

durchgehend bereits seit 2019 und kommuniziert mit den 

Verfahrensbeteiligten im elektronischen Rechtsverkehr 

(ERV) flächendeckend bereits seit 2018. Neben Rechtsan-

wälten und Behörden, die seit 2020 auch zur aktiven Teil-

nahme am ERV verpflichtet sind, beteiligen sich seit der 

Einführung des besonderen elektronischen Steuerberater-

postfaches (beSt) auch Steuerberater am ERV. Gerichtliche 

Entscheidungen werden den (professionellen) Verfahrens-

beteiligten seither als qualifiziert signierte elektronische 

Dokumente gegen elektronisches Empfangsbekenntnis 

zugestellt. Die digitale Transformation des Finanzgerichts-

prozesses wurde insoweit erfolgreich abgeschlossen.

 

Neben der digitalen Kommunikation mit den Beteilig-

ten im schriftlichen vorbereitenden Verfahren sowie 

dem persönlichen Gespräch in Sitzungen bilden Video-

konferenzen seit über 20 Jahren eine wichtige dritte 

Säule des Finanzgerichtsprozesses beim Finanzgericht 

Münster. Mit Videokonferenzen kann für die Beteiligten 

ein Fahrtaufwand vermieden werden, der bei der Grö-

ße des Gerichtsbezirks des Finanzgerichts Münster 

(Regierungsbezirke Arnsberg, Detmold und Münster) 

erheblich sein kann. Da eine Vielzahl an Verfahrenssitua-

tionen sehr gut für Videokonferenzen geeignet ist, stellt 

die digitale Kommunikation auch keine „Notlösung“ dar.  

Die Sitzungssäle im Finanzgericht Münster sind mit mo-

dernen Videokonferenzanlagen ausgestattet. Die Richter-

arbeitsplätze verfügen mittlerweile ebenfalls über Web-

Cams für Videokonferenzen außerhalb von Sitzungen direkt 

vom Arbeitsplatz aus. Die in der Vergangenheit bestehende 

Hürde, dass die Beteiligten für die Teilnahme an Videokonfe-

renzen eine bestimmte Technik einsetzen mussten, wurde mit 

den aktuell in der Justiz eingesetzten Videokonferenzlösungen 

beseitigt. Seit 2021 kann jeder Verfahrensbeteiligte an einer 

Videokonferenzverhandlung aus der eigenen Büroumgebung 

oder von zu Hause aus teilnehmen, ohne eine besondere Soft-

ware installieren oder eine spezielle Hardware anschaffen zu 

müssen. Im Vorfeld zu einem Gerichtstermin besteht zudem 

die Möglichkeit, die Einwahl und Teilnahme an einer Videokon-

ferenzverhandlung in einer Testumgebung auszuprobieren. 

 

Während der Corona-Pandemie wäre eine Aufrechterhal-

tung des Sitzungsbetriebes ohne Videokonferenzen nicht 

denkbar gewesen. Videokonferenzen wurden im Berichts-

zeitraum in zahlreichen Erörterungsterminen, Einzelrichter-

sitzungen sowie Senatssitzungen durchgeführt und von den 

Verfahrensbeteiligten und Gerichtsangehörigen als sehr res-

sourcenschonend und gleichzeitig zielführend angesehen. 

Während der im Berichtszeitraum andauernden Coro-

na-Pandemie bewährte sich die digitalisierte Arbeits-

weise und Kommunikation auch jenseits der Videokon-

ferenzen in besonderem Maße. Aufgrund der bereits in 

2020 vollzogenen Ausweitung der mobilen Arbeit auf 

sämtliche Dienstzweige des Finanzgerichts verbunden 

mit der Möglichkeit zur Heimarbeit konnten die Arbeits-

fähigkeit und Erreichbarkeit gewährleistet werden. Durch 

eine kontinuierliche Bearbeitung der Verfahren vom ge-

richtlichen oder heimischen Arbeitsplatz aus kam es zu 

keinen Verfahrensrückständen. Aufgrund der modernen 

Telefonie-Technik waren die Gerichtsangehörigen für die 

Verfahrensbeteiligten während der Dienstzeiten am ge-

richtlichen oder heimischen Arbeitsplatz durchgehend 

ansprechbar. Die Digitalisierung kam damit insbesonde-

re den Verfahrensbeteiligten mit ihren Anliegen zugute. 

Auf dem Weg der Digitalisierung wurden bereits wichtige 

Meilensteine genommen. Weitere Schritte müssen und wer-

den folgen. Als Nächstes ist die Anbindung an das bundes-

weite Akteneinsichtsportal geplant. Derzeit kann Akten- 

einsicht nur in der Weise gewährt werden, dass die gericht-
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AUS DEN  
VERWALTUNGS-
DEZERNATEN

D.
lichen eAkten als Datenkopie im ERV oder auf einem 

USB-Stick im PDF-Format zur Verfügung gestellt wer-

den. Zukünftig soll die Bereitstellung zum Download 

über das Akteneinsichtsportal erfolgen. Die digitale Ak-

teneinsicht umfasst die elektronischen Gerichtsakten 

und Beiakten, soweit diese dem Gericht elektronisch 

vorliegen; dies ist z.B. in Kindergeldverfahren der Fall.  

In näherer Zukunft wird die Gerichte der weitere Ausbau 

der Sitzungssaaltechnik mit Blick auf die gesetzgeberi-

schen Pläne für vollvirtuelle Sitzungen per Videokonfe-

renz und Protokollierungen in Bild und Ton beschäftigen. 

Insoweit bleibt die Digitalisierung auch in der Justiz ein 

Prozess der stetigen Verbesserung und Anpassung an 

neue Herausforderungen und Möglichkeiten.
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Dezernat 10 – Organisation und 
Leitung des Geschäftsbetriebes Die Erledigung der Aufgaben erfolgt im Team

Die Arbeiten werden mit dem Einsatz moderner Tech-

nologie, unter Nutzung des Programms DOMEA für 

die digitale Abwicklung der Verwaltungsangelegenhei-

ten, des Systems EPOS.NRW zur Abwicklung der Zah-

lungsvorgänge und Erstellung einer Kosten- und Leis-

tungsrechnung mit Unterstützung des Zentrums für 

integriertes Rechnungswesens beim OLG Hamm (ZefiR) 

sowie mit Nutzung der MS-Office Programme Word und 

Excel erledigt. Für die Personalverwaltung werden die 

elektronische Mitarbeiterverwaltung EMIL sowie das 

elektronische Stellenverwaltungssystem SVS genutzt. 

Im Jahr 2021 wurde unter Festlegung der dort nun zen- 

tralisiert zu erledigenden Aufgaben mit dem Aufbau der 

Verwaltungsgeschäftsstelle begonnen, der im Jahr 2022 

weitgehend abgeschlossen werden konnte. Hauptaufgaben 

sind die Unterstützung bei der Bearbeitung der laufenden 

Personalangelegenheiten, die Erstellung der regelmäßig 

bereitzustellenden Statistiken und die Unterstützung des 

Büros des Präsidenten u.a. bei der elektronischen Verar-

beitung der Verwaltungspost und der Fortbildungssachen. 

Im Herbst und Winter 2021/2022 wurde unter fachlicher Lei-

tung und Ausführung durch den BLB ein „Kommunikations-

raum eAkte“ eingerichtet. Dieser wird vorrangig für Bespre-

chungen und interne Fortbildungen in IT-Angelegenheiten 

genutzt. Nachdem die Kantine des BLB seit Herbst 2022 nur 

noch an drei Tagen in der Woche geöffnet ist, wird der Raum 

seitdem auch als Pausenraum zur Verfügung gestellt.

Altersstruktur im nichtrichterlichen Dienst, des zuneh-

menden Fachkräftemangels und des daraus resultieren-

den Mangels an Bewerberinnen und Bewerbern auch in 

den kommenden Jahren eine Herausforderung bleiben.

In beiden Jahren konnte weiterhin erfolgreich die Er-

gänzung des Personals im gehobenen Dienst und in den 

Service-Einheiten durch jüngere Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter fortgeführt werden. Dies wird aufgrund der 

 v.l.: RR Meyer und ORR Hagemeyer

Das Dezernat 10 befasst sich mit der Personalplanung und -entwicklung des gehobenen, 

mittleren und einfachen Dienstes sowie der Beschäftigten; zusammen mit Dezernat 4 erle-

digt es laufende Angelegenheiten der Personalverwaltung. Dazu kommen die Organisation 

und Überwachung des Geschäftsbetriebes, Haushalts- und Beschaffungsangelegenheiten 

(nebst Zahlung aller Rechnungen), das Führen umfangreicher Verfahrensstatistiken, die ge-

samte Hausverwaltung sowie sonstige Verwaltungsangelegenheiten.

v.l.: VBer Finnenberg, 
VBer Schäfer, VBe Vehr, 
RA Wessels, RSin Neuhaus, 
RR Meyer, VBe Deifel, 
RSin Sandfort, VBe Schlossarek, 
ORR Hagemeyer, RARin Kurtz- 
Deupmann, RA Batke
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die Gerichtsangehörigen zuvor über einen Rechner 

im Gericht und zusätzlich ihr mobiles Gerät verfüg-

ten, wird seitdem nur noch der Laptop verwendet. 

Die Ausstattung des gerichtlichen Arbeitsplatzes 

und des Home-Office mit Docking-Stations zur Ver-

bindung mit dem mobilen Gerät ist unter dem Ge-

sichtspunkt eines verantwortungsvollen Umgangs 

mit Haushaltsmitteln nicht nur preiswerter als die 

Vorhaltung von zwei Geräten. Durch die Verwendung 

nur noch eines Geräts wird vor allem die IT-Sicherheit 

des Gerichts gesteigert, da es keine Verzögerungen 

beim Einspielen von Sicherheits-Updates mehr gibt. 

 

Neben diesen – für alle Gerichtsangehörigen sicht-

baren – Aufgaben erfüllt das IT-Team zahlreiche 

wichtige Funktionen im Hintergrund. Hierzu zäh-

len u.a. die Systemadministration der noch im Ge-

richt vorgehaltenen Server und die Sicherstellung 

der Anbindung an den zentralen technischen IT-Be-

trieb des Justizrechenzentrums (ZBS). Das IT-Team 

gewährleistet zudem die Betriebsbereitschaft der 

Telefonanlage einschließlich der auf den Rech-

nern installierten Softphones. Es ist außerdem für 

den Support sämtlicher im Finanzgericht Münster 

verwendeter Software verantwortlich, insbeson-

dere hinsichtlich der eingesetzten Verfahrenslö-

sung VG/FG und dem Dateimanagementsystems 

Domea, in dem die elektronischen Gerichtsakten 

und Verfahrensdokumente verwaltet werden. Die 

Softwarebetreuung wird durch die Rechtevergabe 

und Datenpflege in VG/FG und Domea flankiert. 

Der Aufgabenbereich des IT-Dezernats umfasst 

zudem die Abstimmungsarbeit in der Vordruck-

kommission der drei nordrhein-westfälischen Fi-

nanzgerichte (Vordrucke für den Rechtsprechungs-

bereich) und deren sich anschließende technische 

Umsetzung. Erledigt werden müssen außerdem die 

sog. „Behördenaufgaben“, die nicht in die Zustän-

digkeit des Zentralen IT-Dienstleisters der Justiz 

des Landes NRW (ITD) fallen, wie z.B. der Toner-

wechsel und die Wartung der Drucker und Kopierer. 

Das IT-Dezernat muss darüber hinaus die Kommuni-

kationsfähigkeit des Gerichts mit den Verfahrensbe-

teiligten sicherstellen. Dazu gehört die Funktionsfä-

higkeit aller Kommunikationsmittel im elektronischen 

Rechtsverkehr (ERV), wozu zum einen das elektroni-

sche Gerichts- und Verwaltungspostfach (EGVP) und 

das elektronische Behördenpostfach (beBPO) für die 

Kommunikation mit Behörden und anderen Gerichten 

gehört. Zum anderen gehört das besondere elektro-

nische Anwaltspostfach (beA) für den Austausch mit 

Rechtsanwälten, das besondere elektronische Steu-

erberaterpostfach (beSt) für den Kontakt mit Steu-

erberatern sowie in Einzelfällen De-Mail bei Korres-

pondenz mit nicht durch Berater vertretenen Klägern 

dazu. Aber das IT-Dezernat gewährleistet nicht nur die 

Nutzungsmöglichkeit dieser modernen Kommunikati-

onsmittel. Zugleich stellt das IT-Dezernat auch sicher, 

dass die herkömmlichen Geräte wie Computerfax und 

Telefax weiterhin störungsfrei zur Verfügung stehen. 

Seit dem 01.01.2022 wird beim Finanzgericht Münster 

entsprechend den Vorgaben der Finanzgerichtsord-

nung ersetzend gescannt. Sämtliche Papierdokumen-

te, die eingehen, werden zentral durch Urkundsbeam-

te des Gerichts digitalisiert. Das ersetzende Scannen 

unterscheidet sich von der bisherigen Verfahrenswei-

se dadurch, dass die eingescannten Papierdokumente 

nicht mehr dauerhaft aufbewahrt, sondern (frühes-

tens) nach Ablauf von 6 Monaten nach Durchführung 

des Scanvorgangs vernichtet werden. Rückgabepflich-

tige Dokumente, wie z.B. notarielle Urkunden, sind 

hiervon ausgenommen; diese werden nach Abschluss 

der Verfahren an die Einreicher zurückgesandt. Durch 

die seit dem 01.01.2022 bestehende Pflicht der Rechts-

anwälte zur Nutzung des beA und dem im ersten 

Quartal 2023 eingeführten beSt ist der Umfang einge-

hender zu scannender Post zwar erheblich zurückge-

gangen. Gleichwohl zählt es zu den Kernaufgaben des 

IT-Teams, die Hard- und Software, d.h. vor allem die 

vorhandenen Hochleistungsscanner, stets betriebs-

bereit zu halten, da nicht vertretenen Naturalklägern 

und professionellen Einreichern in Fällen technischer 

Störung weiterhin die Möglichkeit der herkömmlichen 

Kommunikation mit dem Gericht per Brief offensteht. 

Bereits seit vielen Jahren verfügt das FG Münster über 

Videokonferenzanlagen, mittels derer sich die Verfah-

v.l.: RFG Dallmann, VPFG Dr. Coenen, 
RinFG Dr. Haimerl, RFG Dr. Schöppner und RFG Dr. Kessens

Das Dezernat 9 befasst sich mit sämtlichen IT-Angelegenheiten des Gerichts. Geführt wird 
das Dezernat durch Richter am FG Dr. Felix Kessens und seine Stellvertreterin Richterin am 
FG Dr. Anne Haimerl sowie seinen Stellvertretern Richter am FG Dr. Tobias Schöppner und 
Richter am FG Felix Dallmann. Entscheidungen in Grundsatzfragen der IT-Organisation ein-
schließlich der Informationssicherheit werden gemeinschaftlich mit dem Vizepräsidenten 
des Finanzgerichts Dr. Martin Coenen getroffen, der bis zum Dezember 2020 dem Dezernat 
9 als IT-Dezernent vorstand.

Dezernat 9 – IT-Angelegenheiten 
und Vordruckwesen

Zu den dauerhaften Kernaufgaben des Dezernats ge-

hören vor allem die Aufrechterhaltung und die War-

tung der lokalen und mobilen IT-Technik. Bereits seit 

Oktober 2019 werden in allen anhängigen Verfahren 

am Finanzgericht Münster elektronische Akten ge-

führt. Dem IT-Team obliegt es, die Arbeitsfähigkeit 

des Gerichts durch die Funktionsfähigkeit aller Com-

puter-Arbeitsplätze sicherzustellen. Ihre mobilen 

Geräte setzen die Richterinnen und Richter dabei nicht 

nur im Gericht und im eigenen Home-Office, sondern 

auch in Erörterungsterminen, die z.B. in den Räumlich-

keiten der beteiligten Finanzämter stattfinden, ein. 

Beginnend in 2022 hat das Finanzgericht Münster die 

Ausstattung der Computer-Arbeitsplätze auf ein Ge-

rät umgestellt (sog. Ein-Geräte-Strategie). Während 
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rensbeteiligten zu einer mündlichen Verhandlung 

oder in einen Erörterungstermin zuschalten kön-

nen. In Anbetracht der Größe des Gerichtsbezirks 

des Finanzgerichts zeigten früher vor allem die weit 

entfernt liegenden Finanzämter Interesse an der  

Durchführung von Videokonferenzverhandlungen. 

Die seit längerem geplante Ausweitung der Video-

konferenztechnik wurde durch die Corona-beding-

ten Kontaktbeschränkungen der vergangenen Jahre 

stark beschleunigt. Seit einiger Zeit fragen auch Klä-

gervertreter in erheblichem Umfang die Teilnahme 

an Verhandlungen per Videokonferenztechnik nach. 

Das IT-Team sorgt seitdem dafür, dass die Videokon-

ferenz-Verhandlungen unter Beachtung der Anfor-

derungen an die Informationssicherheit in „Virtual 

Meeting Rooms“ (VMR) abgehalten werden können. 

Konkret bedeutet dies, dass sich die Beteiligten von 

Orten ihrer Wahl, z.B. aus den Kanzleiräumen des Pro-

zessvertreters, dem Finanzamt oder dem Home-Of-

fice, zu den Verhandlungen hinzuschalten können. 

Zudem kommuniziert auch die Gerichtsverwaltung intern 

und extern mit dem Justizministerium und den Verwal-

tungen anderer Gerichte vermehrt mittels Videokonfe-

renztechnik, z.B. über „Skype for Business“. Auch um des-

sen Betriebsbereitschaft kümmert sich das IT-Dezernat. 

Ferner wird den Richterinnen und Richtern für die Recht-

sprechung nützliche Technik, wie digitale Diktiergeräte 

und softwarebasierte Spracherkennung („Dragon legal“) 

zur Verfügung gestellt. Den Verfahrensbeteiligten steht 

zudem im Gericht ein WLAN-Hotspot zur Verfügung, um 

eine einfache Anbindung an das Internet zu ermöglichen. 

Allein die Bereitstellung dieser Technik würde für sich 

genommen wenig fruchtbar sein. Nur ein kompetenter 

Anwender kann einen Nutzen aus der Technik ziehen. Da-

her werden die Gerichtsangehörigen durch das IT-Team 

regelmäßig zur Anwendung der eingesetzten Hard- 

und Software geschult und weitergebildet. IT-Systeme 

weisen heutzutage einen Komplexitätsgrad auf, der es 

unmöglich macht, den Anwender auf alle denkbaren 

Unwägbarkeiten vorzubereiten. Neben den Schulun-

gen ist daher der durch das IT-Team geleistete jeder-

zeitige Support am Arbeitsplatz auf „Abruf“ elemen-

tar für einen unterbrechungsfreien Workflow und 

die Zufriedenheit der Anwender. Gerade bei der Um-

stellung auf die eAkte und der Einführung der neuen 

Videokonferenztechnik war diese jederzeitige Hilfe-

stellung der Garant für die Akzeptanz der Nutzer. 

Dieses umfangreiche Aufgabenpaket kann nur durch 

ein schlagkräftiges und kompetentes Team erfolgreich 

bewältigt werden. Das Finanzgericht Münster schätzt 

sich glücklich, über derartiges exzellentes Personal 

mit umfassender Expertise in der IT zu verfügen.

Das wesentliche Anliegen des IT-Teams bleibt stets, 

den Richterinnen und Richtern des Finanzgerichts 

Münster zu ermöglichen, ihrer Kernaufgabe, d.h. der 

Rechtsprechung, unter Einsatz modernster Tech-

nik nachkommen zu können. Wir verstehen Technik 

und Digitalisierung nie als Selbstzweck. Diese sollen 

stets den Beteiligten im Gerichtsverfahren dienen, 

also den Menschen mit ihren Anliegen und ihren In-

teressen, um Rechtsschutz unter optimalen techni-

schen Bedingungen in Anspruch nehmen zu können.

v.l.: VBe Mause, RA Batke, VBer Knauer, ORR Hagemeyer, RSin Lehmkühler, 
VBer Lohaus, VBe Langkamp und VBe Föllen
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Nach dem personellen Umbruch in der Richterschaft 

in den Jahren 2018 bis 2020 mit insgesamt 14 Neu-

einstellungen hat sich in den Jahren 2021 und 2022 

eine Phase der Konsolidierung mit zwei Neuein-

stellungen angeschlossen. Trotz der rückläufigen 

Absolventenzahlen konnte das hohe Qualifikati-

onsniveau wie in den Vorjahren aufrechterhalten 

werden. Neben einer fundierten theoretischen 

und praktischen Vorbildung im Steuerrecht ver-

fügten alle erfolgreichen Bewerberinnen und Be-

werber über exzellente juristische Staatsexamina. 

Den richterlichen Neuzugängen standen in den ver-

gangenen beiden Jahren vier Kollegen gegenüber, 

die in den Ruhestand verabschiedet werden durften. 

Eine Kollegin, Frau Dr. Franziska Peters, wurde zur 

Richterin am Bundesfinanzhof gewählt und hat das 

Finanzgericht Münster zum 01.01.2023 verlassen. 

Weitere Personalveränderungen ergaben sich im Finanz-

gericht Münster durch Beförderungen und Abordnungen. 

In den Jahren 2021 und 2022 wurden eine Stelle als Vorsit-

zende Richterin am Finanzgericht – durch Frau Dr. Sabine 

Thiede – und drei Stellen als Vorsitzender Richter am Fi-

Dezernat 4 - Personalsachen 
(Richterlicher Dienst)

Das Dezernat 4 befasst sich – in enger Abstimmung mit dem Präsidenten und dem Vizeprä-
sidenten des Finanzgerichts und z.T. gemeinsam mit dem Dezernat 10 – mit den Personal-
angelegenheiten des Finanzgerichts, und zwar im Schwerpunkt des richterlichen Dienstes. 
Dies umfasst die Personalgewinnung und das Einstellungs-/Auswahlverfahren ebenso wie 
die Personalentwicklung und die Betreuung der laufenden Vorgänge, wie z.B. Ruhestände, 
Beförderungen, Abordnungen, das Beurteilungswesen oder die Stellenführung, sowie die 
Erfüllung der Berichtspflichten gegenüber dem Ministerium der Justiz. Besonderer Erwäh-
nung bedarf in diesem Zusammenhang, dass das Personaldezernat in den Jahren 2021 und 
2022 die Federführung bei der Erstellung eines gemeinsamen Personalentwicklungskon-
zepts der nordrhein-westfälischen Finanzgerichte übernommen hat, das zum Jahresbeginn 
2023 abgeschlossen wurde und auf den Internetseiten der Finanzgerichte abrufbar ist (ht-
tps://www.fg-muenster.nrw.de/behoerde/karriere/PE-Konzept-der-FG-NRW-2023.pdf). 
Darüber hinaus bestehen verschiedengestaltige Arbeitsgruppen im Finanzgericht, gemein-
sam mit den Schwestergerichten in Düsseldorf und Köln und mit dem Ministerium der Justiz, 
insbesondere dem Referat Z 4.

v.l.: RFG Dr. Böwing-Schmalenbrock und RFG Dr. Frantzmann

Phase der Konsolidierung

Beförderungen, Abord- 
nungen, Beurteilungswesen Ausblick 2023

nanzgericht – durch Herrn Dr. Hans Anders, Herrn Ralf Brosda 

und Herrn Andreas Musolff – neu besetzt. Außerdem konn-

ten vier Kolleginnen und vier Kollegen zur Richterin oder zum 

Richter am Finanzgericht auf Lebenszeit ernannt werden. 

Auch war das Personaldezernat – wie in den Vorjahren – mit 

der Koordinierung und Begleitung von Abordnungen befasst. 

So wurden eine Kollegin an den Bundesfinanzhof und ein 

Kollege an das Bundesverfassungsgericht abgeordnet. Eine 

Kollegin und vier Kollegen sind nach Beendigung ihrer Abord-

nungen an Bundes- und Landesministerien sowie an Verwal-

tungsgerichte zu dem Finanzgericht Münster zurückgekehrt.  

Auch die Vorbereitung und Erstellung von Beurteilungen 

anlässlich der Bewerbungen auf eine Beförderungsstelle, 

im Vorfeld von (und ggf. auch nach) Abordnungen, bei Ver-

setzungen und länger andauernden Beurlaubungen (z.B. El-

ternzeit) sowie für Proberichterinnen und Proberichter, die 

vor ihrer Ernennung auf Lebenszeit grundsätzlich dreimal 

(nach sechs und 18 Monaten sowie anlässlich ihrer Verpla-

nung) beurteilt werden, machte erneut einen Schwerpunkt 

der Personaltätigkeit aus. 

Die Phase der Konsolidierung wird sich im Jahr 2023 fort-

setzen. Eine Berichterstatter-Stelle konnte bereits mit 

Herrn Dr. Dominik Ortwald besetzt werden. Zwei Kollegen 

werden in den Ruhestand versetzt. Weitere Personalmaß-

nahmen befinden sich in der Planungsphase. 

Richter am FG 
Dr. Philipp Böwing-Schmalenbrock
 
Richter am FG 
Dr. Andreas Frantzmann
 

Regierungsrat Christian Meyer  
 
Regierungsamtsrätin 
Petra Kurtz-Deupmann
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Dezernat 8 - Organisation Gleichstellung

Das Organisationsdezernat ist zuständig für Grundsatzfragen der Organisation und der Organisa-
tionsentwicklung sowie für Fragen der Personalentwicklung und des Personaleinsatzes in der Ver-
waltung und in den Serviceeinheiten. In dieser Funktion stehen die Organisationsdezernentinnen 
gleichermaßen der beim Finanzgericht Münster einberufenen Arbeitsgruppe „Zukunftsfähige Or-
ganisations- und Personalentwicklung“ (ZOP) vor.

v.l.: RinFG Dr. Beck und RinFG Teutenberg

Im Finanzgericht Münster wurden im Zeitraum September 

2021 bis April 2022 nach kurzer coronabedingter Pause 

wieder Mitarbeitergespräche sämtlicher Kolleginnen 

und Kollegen aus dem Bereich der Serviceeinheiten und 

der Gerichtsverwaltung mit den Teamleitern bzw. der 

Geschäftsstelle sowie von im Bereich der Verwaltung 

tätigen Richtern angeboten. Diese Gespräche werden 

im Finanzgericht Münster bereits seit 2005 regelmäßig 

(jährlich bzw. alle zwei Jahre) angeboten und von den Mit-

arbeiterinnen und Mitarbeiter gut angenommen und ge-

schätzt. Die grundlegende Organisation und Evaluation 

der Gespräche wird durch die im Dezernat 8 angesiedelte 

„Arbeitsgruppe Mitarbeitergespräche“ übernommen. 

Darüber hinaus sind im Finanzgericht Münster in den 

Jahren 2021 und 2022 die technischen und tatsächli-

v. l.: VRinFG Beidenhauser und 
VRinFG Dr. Thiede

RARin Huesmann

Das Gesetz dient der Verwirklichung des Grundrechts 

der Gleichberechtigung von Frauen und Männern. Zum 

Abbau bestehender Benachteiligungen sollen Frauen 

nach Maßgabe des LGG und anderer Vorschriften zur 

Gleichstellung gefördert und die Vereinbarkeit von 

Familie und Beruf für Frauen und Männer verbessert 

werden. Zur Erreichung dieser Zielsetzung unterstüt-

zen und beraten die Gleichstellungsbeauftragten die 

Dienststelle als weisungsunabhängige Angehörige der 

Verwaltung. Sie sind gleichzeitig Ansprechpartnerinnen 

für die Beschäftigten.

Neben der Teilnahme an Gremiengesprächen (De-

zernentenrunde, Vierteljahresgespräche) sowie der 

schriftlichen Beteiligung an Verplanungen, Beförde-

rungen u. ä. bildet die Mitwirkung an der Einstellung 

von Nachwuchskräften sowohl im richterlichen als 

auch im nichtrichterlichen Bereich einen Schwerpunkt 

der Aufgabenwahrnehmung. Die Mitverantwortung 

für die Einstellung junger Kolleginnen und Kollegen, die 

die Erfüllung der Rechtsprechungsaufgaben, die Zusam-

menarbeit im Haus und auch die Wirkung nach außen 

künftig mitgestalten und -prägen werden, ist sowohl He-

rausforderung als auch Ansporn, gemeinsam die besten 

Bewerber auszuwählen. 

Zur Berücksichtigung der Vereinbarkeit von Beruf und Fa-

milie werden beim Finanzgericht Münster viele, auf den 

jeweiligen Einzelfall zugeschnittene Teilzeitmodelle er-

möglicht. Mitbedingt durch die Corona-Pandemie sind hier 

die Gestaltungsmöglichkeiten – zunächst vorläufig für ein 

halbes Jahr – durch die Einführung der mobilen Arbeit (al-

ternierende Telearbeit und Home-Office) über den richter-

lichen Dienst hinaus erweitert worden. Die positiven Erfah-

rungen der Probephase haben zur dauerhaften Etablierung 

und Ausweitung dieses Arbeitsmodells geführt (Dienst-

vereinbarung vom 17.08.2021) und damit die Möglichkeiten 

zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie weiter verbessert. 

Die Gleichstellungsbeauftragten beim Finanzgericht Münster nehmen die Aufgaben und Rechte nach den §§ 16, 17 und 18 

Landesgleichstellungsgesetz (LGG) zur Umsetzung der gesetzlichen Zielsetzung gemäß § 1 LGG wahr.

chen Möglichkeiten der Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

tern, ihre Tätigkeit im Home-Office zu verrichten, aus-

geweitet worden. Beim Finanzgericht Münster ist bei 

Sicherstellung der erforderlichen jederzeitigen Erreich-

barkeit des Gerichts jeweils ein nicht unerheblicher An-

teil der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowohl der 

Serviceeinheiten als auch des gehobenen Dienstes in 

der Lage, regelmäßig die anfallenden Tätigkeiten von 

zuhause aus zu erledigen.

Weiter ist das Dezernat 8 zuständig für die Qualitäts-

sicherung in den Serviceeinheiten. Daneben koordiniert 

das Organisationsdezernat auch gerichtsübergreifend 

Organisationsprozesse und Arbeitsabläufe, insbe-

sondere im Zusammenhang mit dem elektronischen 

Rechtsverkehr und der e-Akte.
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Dezernat 5 – Fortbildung / Ausbildung

Das Dezernat 5 befasst sich mit der Fortbildung der Richterinnen und Richter, Beamtinnen, Beam-
ten und Beschäftigten sowie der Ausbildung der Referendarinnen und Referendare bzw. Praktikan-
tinnen und Praktikanten.

 v.l.: VRFG Brosda, VBe von Hebel, VBe Vehr, RFG Prokopp

1. Fortbildung

2. AusbildungFortbildung ist unverzichtbar, um die fachlichen und persönlichen Fähigkeiten aller Bediensteten im richterlichen 

als auch nichtrichterlichen Dienst zu erhalten und zu optimieren. Das Dezernat 5 ermittelt und stellt insoweit den 

Fortbildungsbedarf der Bediensteten zusammen und gibt konkrete Hilfestellungen zu Fortbildungsfragen.

 

Es werden die (zentralen) Veranstaltungen verwaltet, u.a. 

 

• der Justizakademie des Landes NRW in Recklinghausen,

• der Deutschen Richterakademie in Trier und Wustrau,

•  der justizrelevanten Einzelveranstaltungen inländischer, 

europäischer und internationaler Anbieter, insbesondere des Jahreskatalogs des European Judical Training 

Network (EJTN) und das Programm der Europäischen Rechtsakademie (ERA)

• der Fortbildungsakademie des Innenministeriums NRW – Mont-Cenis in Herne,

• von IT.NRW. 

In diesem Zusammenhang regelt das Dezernat 5 die 

organisatorischen Angelegenheiten, insbesondere die 

Koordinierung der Ausschreibungen der Veranstaltun-

gen, die Auswahl der Teilnehmerinnen und Teilneh-

mer (unter Mitwirkung des Richter- bzw. Personalrats) 

und die Meldung der Teilnehmerinnen und Teilnehmer 

gegenüber den Veranstaltern. Für die Veranstalter 

sind die Dezernatsmitarbeiter die Ansprechpartner. 

 

In Bezug auf einige Veranstaltungen, wie z.B. die 

jährlich in der JAK durchgeführte Fachtagung „Ak-

tuelle Fragen und Probleme des Steuerrechts“, ist 

das Dezernat 5 in Abstimmung mit den beiden an-

deren Finanzgerichten auch für die Programm-

gestaltung und Referentengewinnung zuständig. 

Zudem werden durch das Dezernat auch gerichtsinter-

ne – bezirkliche – Fortbildungen (z.B. Seminare oder 

Workshops oder die regelmäßig stattfindenden rich-

terlichen Gesprächsrunden) organisiert. Im Jahr 2021 

wurden insgesamt 96 und im Jahr 2022 insgesamt 204 

Fortbildungstage der Bediensteten abgewickelt.

Das Dezernat 5 ist auch zuständig für die Angelegenheiten 

und die Betreuung der Rechtsreferendarinnen und Rechts-

referendare sowie Praktikantinnen und Praktikanten. 

In den Jahren 2021 und 2022 absolvierten jeweils 

sechs Rechtsreferendarinnen und -referendare ihre 

Wahl- bzw. Verwaltungsstation in unserem Gericht. 

Aufgrund einer Änderung des JAG NRW ist es für Re-

ferendarinnen und Referendare nunmehr auch mög-

lich, neben der dreimonatigen Wahlstation einen Teil 

ihrer Verwaltungsstation (zwei der drei Stationsmo-

nate) beim Finanzgericht Münster zu absolvieren. 

Für ein drei- bis sechswöchiges Praktikum durften wir 

im Jahr 2021 zwei und im Jahr 2022 drei Studentinnen 

und Studenten begrüßen, die einen vertieften Einblick 

in das finanzrichterliche Betätigungsfeld erhielten. 

Für einen leichteren Einstieg in das Praktikum bzw. 

in die Referendarausbildung wurde ein „Leitfaden 

für Praktkanten/-innen und Referendare/-innen“ er-

stellt, der den Auszubildenden jeweils zu Beginn ih-

rer Referendar- bzw. Praktikumszeit übergeben wird. 

Ein frühzeitiger Kontakt zu den Praktikantinnen und 

Praktikanten bzw. Referendarinnen und Referendaren 

entsteht im Übrigen auch dadurch, dass sich Kolleginnen 

und Kollegen unseres Gerichts im Rahmen des Schwer-

punktbereichs Steuerrecht an der Westfälischen Wil-

helms-Universität engagieren und sog. vorlesungsbeglei-

tende Veranstaltungen leiten. Das Dezernat 5 übernimmt 

insoweit die in diesem Zusammenhang entstehenden or-

ganisatorischen Aufgaben.
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Dezernat 3 – Gesetzgebung / Rechtssachen

Im Dezernat 3 werden Rechts- und Disziplinarsachen bearbeitet – Schlagworte, die nicht viel 
Spannendes verheißen. Tatsächlich ist dies deutlich interessanter als es klingt.  Das Dezernat 
enthält im Wesentlichen zwei Bereiche: Gesetzgebung (mit Rechts- und Justizpolitik) sowie 
Dienstaufsichtsbeschwerden.

v.l.: RFG Dr. Schmitz-Herscheidt, RinFG Dr. Mai

Gesetzgebung, Rechts- und Justizpolitik

Richter am FG Dr. Fabian Schmitz-Herscheidt                  Vertreterin: Richterin am FG Dr. Bernadette Mai

Bei der Erarbeitung von vielen Gesetzesentwürfen 

und Verordnungen hat das Ministerium der Justiz 

des Landes NRW die Federführung inne oder wird 

von anderen Ministerien beteiligt. Dies gilt für die 

Gesetzgebung sowohl auf Landes- als auch auf Bun-

desebene. Häufig gibt das Ministerium der Justiz da-

bei seinen nachgeordneten Geschäftsbereichen die 

Gelegenheit zur Stellungnahme. 

 

Wenn die Finanzgerichtsbarkeit betroffen ist, erarbeiten 

die drei nordrhein-westfälischen Finanzgerichte Düssel-

dorf, Köln und Münster regelmäßig gemeinsame Stel-

lungnahmen. Dies ist ein wesentlicher Schwerpunkt der 

Tätigkeit im Dezernat 3. Jüngst hatte das Finanzgericht 

Münster die Gelegenheit, zusammen mit den anderen bei-

den Finanzgerichten eine Stellungnahme zum Referenten- 

entwurf eines Gesetzes zur Förderung des Einsatzes von 

Videokonferenztechnik in der Zivilgerichtsbarkeit und den 

Fachgerichtsbarkeiten zu fertigen.

Dienstaufsichtsbeschwerden

Weitere Rechtssachen

Die Beteiligten der Gerichtsverfahren haben die 

Möglichkeit, sich bei der Dienstaufsicht, also dem 

Präsidenten des Finanzgerichts, zu beschweren. Die-

ser lässt die Beschwerde regelmäßig durch seinen 

Dezernenten bzw. seine Dezernentin bearbeiten. 

Statistisch kam es in den Jahren 2021 und 2022 – wie 

schon in den Vorjahren – nur in ca. 0,5 % aller Ge-

richtsverfahren zu einer Dienstaufsichtsbeschwerde 

gegen eine Richterin oder einen Richter unseres Ge-

richts. Es handelt sich also um absolute Ausnahme-

fälle im gerichtlichen Alltag. Die jeweilige Beschwer-

de wird im Dezernat 3 genau geprüft. Dies setzt 

zunächst ein umfassendes Bild vom Sachverhalt 

voraus, wozu Einsicht in die betroffenen Gerichtsak-

Im Dezernat 3 werden u.a. auch Petitionen bearbei-

tet. Nach Art. 17 des Grundgesetzes hat jedermann 

das Recht, sich schriftlich mit Bitten oder Beschwer-

den an die zuständigen Stellen und an die Volksver-

tretung zu wenden. In Nordrhein-Westfalen hat der 

Landtag auf der Grundlage des Art. 41a der Landes-

verfassung NRW einen Petitionsausschuss eingerich-

tet. Im Rahmen des Verfahrens über Petitionen bittet 

der Petitionsausschuss regelmäßig das zuständige 

Fachministerium um Auskünfte und Stellungnahme. 

Wenn sich die Petition auf Gerichtsverfahren bezieht, 

ten genommen wird. Der Beschwerdeführer oder die 

Beschwerdeführerin erhält sodann eine Stellungnahme. 

In den meisten Fällen – wenn auch in unterschiedlichen 

Facetten – werden die Grundsätze der richterlichen Un-

abhängigkeit gem. Art. 97 Abs. 1 des Grundgesetzes und 

§ 26 Abs. 1 des Deutschen Richtergesetzes erläutert. Da-

nach untersteht „der Richter“ „einer Dienstaufsicht nur, 

soweit nicht seine Unabhängigkeit beeinträchtigt wird“. 

Dienstaufsichtsbeschwerden dürfen also nicht dazu 

führen, dass der Instanzenweg verlängert oder ergänzt 

wird. Entscheidungen von Richterinnen und Richtern, 

die im Rahmen der Rechtsprechung getroffen werden, 

können nur in der nächsthöheren Instanz – dies ist in der 

Finanzgerichtsbarkeit der Bundesfinanzhof – beanstan-

det und überprüft werden.

ist das Ministerium der Justiz des Landes NRW zustän-

dig. Um die Stellungnahme vorzubereiten, erstattet das 

jeweilige obere Landesgericht, auf dessen Geschäftsbe-

reich sich die Petition bezieht, einen Bericht. Beim Fi-

nanzgericht Münster ist das Dezernat 3 hiermit befasst.

Zu dem Bereich der Rechtssachen gehört schließlich 

die Gewährung von Akteneinsicht in abgeschlossene 

Gerichtsverfahren. Solange ein Gerichtsverfahren an-

hängig ist, ist hingegen der jeweilige Senat für die Ge-

währung der Akteneinsicht zuständig.
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Dezernat 7 – Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Das Dezernat 7 betreut sämtliche Angelegenheiten rund um die Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 
des Finanzgerichts Münster. Die Presse- und Öffentlichkeitsarbeit der Gerichte ist elementarer Bau-
stein einer modernen und bürgernahen Justiz. Ihr kommt in der Justiz heute ein enormer Stellen-
wert zu. Bei den Finanzgerichten besteht ihre Funktion vor allem darin, die Aufgaben und die Ar-
beitsweise der Gerichte zu erklären und bestehende Hemmschwellen gegenüber dem Steuerrecht 
im Allgemeinen sowie dem finanzgerichtlichen Verfahren im Besonderen abzubauen. 

v.l.: VRFG Dr. Anders, RinBFH Dr. Peters und VRFG Dr. Kister

Beim Finanzgericht Münster hat die Presse- und 

Öffentlichkeitsarbeit, wie bei den beiden ande-

ren nordrhein-westfälischen Finanzgerichten Düs-

seldorf und Köln auch, seit jeher eine große Be-

deutung. Dies spiegelt sich in einer Vielzahl von 

Maßnahmen und Projekten. Zur medialen „Grund-

versorgung“ gehören dabei Pressemitteilungen, Ent-

scheidungsveröffentlichungen, Betreuung von Be-

suchergruppen, eine Homepage mit aktuellen und 

allgemeinen Informationen über interessante und 

breitenwirksame Steuerfälle, ein regelmäßig erschei-

nender und über die Homepage zu abonnierender News-

letter sowie Publikationen in regionalen Tageszeitungen. 

Darüber hinaus besteht ein wichtiger Teil der Öffentlich-

keitsarbeit aus dem Angebot ganztägiger Seminarver-

anstaltungen inklusive des Besuchs einer mündlichen 

Verhandlung („Finanzgericht live“). Die Seminarver-

anstaltungen werden jeweils in Kooperation mit der 

Oberfinanzdirektion, dem Steuerberaterverband West-

falen-Lippe e.V. oder dem Bund der Steuerzahler Nord-

rhein-Westfalen e. V. durchgeführt.

Ein weiteres Standbein der Öffentlichkeitsarbeit ist die 

Steuerrechtspflege. Das Finanzgericht Münster nimmt 

entweder als Institution selbst oder indirekt durch die 

Kolleginnen und Kollegen des Hauses am steuerrechtli-

chen Diskurs teil (in Form von Vorträgen, Veröffentlichun-

gen etc.). Dabei arbeitet das Finanzgericht Münster seit 

Langem mit den Steuerberaterverbänden, den Steuerbe-

raterkammern, der Finanzverwaltung, den Universitäten 

und anderen Institutionen zusammen, um z.B. im Rah-

men gemeinsam organisierter Diskussionsveranstaltun-

gen ein Forum für den fachlichen Austausch zu aktuellen 

steuerrechtlichen Fragen zu bieten. Für den Berichtszeit-

raum ist hier der im Februar 2022 als Online-Veranstal-

tung durchgeführte „Brennpunkt Steuerpraxis“ zum The-

ma „Digitale Kommunikation zwischen Beraterschaft, 

Finanzverwaltung und Finanzgericht“ hervorzuheben. 

Es ist unser Ziel, die Öffentlichkeitsarbeit ständig weiter-

zuentwickeln, über neue Formate nachzudenken und neue 

Medien zu nutzen. Dabei gilt es auch, veränderten Informa-

tionsgewohnheiten Rechnung zu tragen. Das Finanzgericht 

Münster nutzt deshalb den Messenger-Dienst „Twitter“ so-

wie die beruflichen Netzwerke „Xing“ und „LinkedIn“ zur In-

formation über veröffentlichte Entscheidungen, Veranstaltun-

gen und Personalveränderungen. Das Finanzgericht Münster 

betreibt zudem einen Podcast („PodcaSTeuerrecht“), in dem 

monatlich eine veröffentlichte Entscheidung besprochen wird 

und erläutert das finanzgerichtliche Verfahren auch auf YouTu-

be („Finanzgericht Münster – Rechtsschutz in Steuersachen“). 

Zum Jahreswechsel 2022/2023 ist die Leitung des Dezerna-

tes 7 von Frau Dr. Peters, die zum 01.01.2023 zur Richterin am 

Bundesfinanzhof ernannt worden ist, auf die Vorsitzenden 

Richter am Finanzgericht Dr. Kister (Organisation/Pressemit-

teilungen/Newsletter) und Dr. Anders (Organisation/Semina-

re/Podcast) übergegangen. Herr Dr. Haversath (Homepage/

Besuchergruppen), Herr Dr. Bohlmann (Neue Medien) und 

Frau Gerling (Jahresbericht) werden weiterhin im Rahmen 

der Öffentlichkeitsarbeit des Gerichts tätig sein. Zusätzlich 

hat sich das Presseteam durch Frau Dr. Niestegge (Jahresbe-

richt/Technik) sowie Herrn Dr. Bleschick (Podcast) und Herrn 

Dr. Sternberg (Newsletter/Entscheidungsveröffentlichungen) 

verstärkt. Durch die klare Aufgabenteilung auf noch mehr 

Schultern soll die Öffentlichkeitsarbeit weiterhin umfangreich 

erfolgen, ohne dass Entlastungen zu Lasten der Rechtspre-

chung erfolgen müssen.

Technische Betreuung und Unterstützung:
 
Petra Hilgemann
Brigitte Vehr
Steffen Batke
Konrad Schröer

v.l.: VRFG Dr. Anders, 
RFG Dr. Sternberg, 
RFG Dr. Bleschick, 
RinFG Gerling, 
RinFG Dr. Niestegge, 
RFG Dr. Haversath, 
RFG Dr. Bohlmann, 
VRFG Dr. Kister

Ingrid Langkamp
Birgit Mause
Silke Föllen
Wolfgang Eschweiler
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Dezernat 6 – Informationssicherheit

Das Dezernat 6 ist für den mit der Informationssicherheit verbundenen Arbeitsbereich zuständig. 
Die Informationssicherheit umfasst sowohl den Schutz elektronisch gespeicherter Informationen 
sowie der zu ihrer Verarbeitung verwendeten Hard- und Software als auch den Schutz nicht elek-
tronisch gespeicherter Informationen vor möglichen Gefahren und Bedrohungen. Ziel der Infor-
mationssicherheit ist es, die Vertraulichkeit (C), die Integrität (I) und die Verfügbarkeit (A) der 
verarbeiteten Informationen zu gewährleisten. 

v.l.: RFG Dr. Wiesch, RFG Dr. Dominik, RFG Dr. Pichler

Den Informationssicherheitsprozess steuert und koor-

diniert auf der Ebene des Finanzgerichts Münster der 

Informationssicherheitsbeauftragte (ISB). Derzeit 

übernimmt ein Team, bestehend aus Dr. Dominik, Dr. 

Pichler und Dr. Wiesch, diese Funktion. Aufgrund der 

zentralen Bedeutung der Informationssicherheit haben 

die ISB ein unmittelbares Vortragsrecht gegenüber dem 

Präsidenten des Finanzgerichts Münster (direct report). 

Sie sind in ihrer Funktion unabhängig und von fachlichen 

Weisungen frei. Außerdem informieren sie direkt den 

in das Ministerium der Justiz NRW eingebundenen Res-

sort-Chief Information Security Officer über sicherheits-

relevante Vorkommnisse.

Die tägliche Dezernatsarbeit ist geprägt von der intensiven 

Zusammenarbeit und dem ständigen Austausch mit den 

Kolleginnen und Kollegen aus den Bereichen Informations-

technik (IT) und Informationssicherheit. Im Bereich IT be-

stehen insbesondere zum hausinternen IT-Dezernat viele 

Schnittstellen. Im Bereich Informationssicherheit werden 

auf Landesebene im gerichts- und behördenübergrei-

fenden Informationssicherheitsausschuss (ISA) der 

Justiz, in dessen zahlreichen Arbeitsgruppen und dem re-

gelmäßig stattfindenden Erfahrungsaustausch justizwei-

te Projekte geplant und umgesetzt. Auf Ebene der nord-

rhein-westfälischen Finanzgerichte wird insbesondere der 

jour fixe mit den ISB-Kolleginnen und Kollegen aus Düs-

seldorf und Köln für den Austausch zu finanzgerichtlichen 

Themen aus der Informationssicherheit genutzt.

Die Digitalisierung der Arbeitsprozesse nimmt in der 

Justiz wie auch in anderen Bereichen des öffentlichen 

und privaten Sektors immer weiter zu. Für die Arbeit der 

Finanzgerichte in NRW spiegelt sich der digitale Wan-

del insbesondere in der Förderung des elektronischen 

Rechtsverkehrs, der elektronisch geführten Gerichtsakte 

(E-Akte) und dem zunehmenden Einsatz modernster Vi-

deokonferenztechnik als weitere Bausteine eines digi-

talen und modernen Steuerrechtsschutzes wider. Mit 

den Möglichkeiten der digitalen Informationsverarbei-

tung geht jedoch eine Steigerung der insoweit bestehen-

den Bedrohungen und Gefahren einher. Das Ausspähen 

oder der Verlust sensibler Informationen, die den Ge-

richten von den Prozessbeteiligten „anvertraut“ worden 

sind, seien hier nur als zwei von vielen Beispielen genannt.  

Im zurückliegenden Berichtszeitraum hat das Finanzge-

richt Münster eine Vielzahl größerer und kleinerer Maß-

nahmen zur stetigen Gewährleistung, Anpassung und 

Stärkung der Informationssicherheit durchgeführt. We-

gen ihrer Bedeutung und zur Veranschaulichung des Tätig-

keitsbereichs seien die Folgenden beispielhaft genannt: 

In Koordination durch die ISB und in enger Zusammen-

arbeit mit den ISB der Finanzgerichte in Düsseldorf und 

Köln wurden weitere wichtige Schritte für die Imple-

mentierung eines Informationssicherheitsmanage-

mentsystems (ISMS) durch ein externes IT-Sicher-

C

I

A

CONFIDENTIALITY

INTEGRITY

AVAILABILITY

heitsunternehmen durchgeführt. Das ISMS orientiert sich 

an internationalen Standards und wird auf der Basis der 

IT-Grundschutz-Standards des Bundesamtes für Sicherheit 

in der Informationstechnik (BSI) erstellt. Bereits der mit der 

Implementierung verbundene fortlaufende iterative Prozess 

führt zu einer weiteren Steigerung des Schutzniveaus beim 

Finanzgericht Münster sowohl für die nicht elektronischen 

als auch für elektronisch gespeicherter Informationen sowie 

der zu ihrer Verarbeitung verwendeten Hard- und Software.

Die technische Umsetzung digitaler Kommunikationsmög-

lichkeiten wie der elektronische Rechtsverkehr oder die Vi-

deokonferenztechnik wurden im Hinblick auf die Belange der 

Informationssicherheit geprüft, um einen effizienten, mo-

dernen und sicheren Steuerrechtsschutz zu gewährleisten.  

Der Umgang mit (potentiellen) Informationssicher-

heitsvorfällen steht bei der Informationssicherheit beson-

ders im Fokus. Zu diesem Zweck wurde beim Finanzgericht 

Münster z.B. ein standardisiertes Meldeverfahren für ver-

dächtige E-Mails eingeführt und etabliert. Ein weiterer 

Baustein zur Gewährleistung eines hohen Sicherheits-

niveaus innerhalb der Justiz ist die zum 01.11.2022 in Kraft 

getretene Dienstanweisung zum Datenschutz und zur 

Informationssicherheit beim Einsatz von IT-Geräten bei 

Justizbehörden des Landes Nordrhein-Westfalen (DA-DI).  

Zur Sensibilisierung und Aufrechterhaltung der Achtsam-

keit der Beschäftigten des Finanzgerichts Münster für die 

notwendigen Belange der Informationssicherheit führen 

die ISB sowohl regelmäßig als auch anlassbezogen Awa-

reness-Maßnahmen durch, z.B. zum Thema Informati-

onssicherheit im Büroalltag. Schließlich nahmen die ISB 

auch im Berichtszeitraum wieder an Qualifizierungs- und 

Weiterbildungsmaßnahmen teil, z.B. an der Fortbildung 

zum Information Security Officer (TÜV).
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Schwerbehindertenvertretung

Die Aufgaben, Rechte und Pflichten einer Schwerbehindertenvertretung (SBV) sind im Sozialgesetz-
buch Neuntes Buch – Rehabilitation und Teilhabe von Menschen mit Behinderung (SGB IX) geregelt.  
In Betrieben und Dienststellen, in denen mindestens fünf Schwerbehinderte beschäftigt sind, ist 
gemäß § 177 SGB IX ein Vertrauensmann oder eine Vertrauensfrau zu wählen.

RAmtfrau Voß

Die regelmäßigen SBV-Wahlen finden alle vier Jahre in 

der Zeit vom 01.10. bis 30.11. statt. Die SBV besteht aus 

einer Vertrauensperson und ihrem Stellvertreter. Die-

se Aufgabe nimmt beim Finanzgericht Münster Frau 

Voß und als ihre Stellvertreterin Frau von Hebel wahr. 

Die Schwerbehindertenvertretung beim Finanzgericht 

Münster fördert gemäß § 178 Abs. 1 SGB IX die Einglie-

derung (schwer-)behinderter Menschen, vertritt deren 

Interessen und steht ihnen beratend und helfend zur 

Seite.  Auch mit Behinderungen möchte und kann man 

einen vollwertigen Beitrag im Berufsleben leisten. Dies 

allen Kollegen zu verdeutlichen, ist eine der verantwor-

tungsvollsten Aufgaben der SBV. So wichtig diese Lob-

byarbeit auch ist, so steht doch in erster Linie die För-

derung und Unterstützung der behinderten Mitarbeiter 

im Vordergrund. Sowohl in gesundheitlicher, als auch 

in arbeitsrechtlicher Hinsicht. Im Unterschied zum Per-

sonalrat hat die SBV keine echten Mitbestimmungs-

rechte. Allerdings ist der Arbeitgeber dazu verpflichtet, 

sie in verschiedenen Angelegenheiten zu beteiligen. 

Die SBV unterstützt Beschäftigte bei Anträgen an die zu-

ständige Behörde auf Feststellung einer Behinderung, 

ihres Grades der Behinderung sowie bei Anträgen auf 

Gleichstellung an die Agentur für Arbeit. Sie wirkt auch 

bei Personalentscheidungen und Inklusionsvereinbarun-

gen mit und vermittelt in Konfliktsituationen. Die SBV 

nimmt Anregungen und Beschwerden von schwerbehin-

derten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern entgegen. Falls 

sie berechtigt erscheinen verhandelt sie diese mit der Ge-

schäftsleitung und informiert die betroffenen Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeiter über den Stand und das Ergebnis. 

Sie kontrolliert, ob die zugunsten schwerbehinderter Kol-

leginnen und Kollegen geltenden Gesetze, Verordnungen, 

Tarifverträge, Betriebs- oder Dienstvereinbarungen und 

Verwaltungsanordnungen durchgeführt werden. 

DAS FINANZGERICHT MÜNSTER
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Workshop „Moderner Steuerrechtsschutz“ Richterliche Gesprächsrunde

Bereits zum zweiten Mal trafen sich im Mai 2022 die Richterinnen und Richter des Finanzgerichts 
Münster zu einem gerichtsinternen Workshop in der Justizakademie in Recklinghausen. Anknüp-
fend an den im Jahr 2019 durchgeführten Workshop tauschten sich die Kolleginnen und Kollegen 
an zwei Tagen intensiv über verschiedene Aspekte ihrer richterlichen Tätigkeit aus, um von ihren 
wechselseitigen Erfahrungen zu profitieren und sich gegenseitig in der Gewährung eines effektiven 
und modernen Steuerrechtsschutzes zu unterstützen.

Im Jahr 2022 fand nach einer längeren pandemiebedingten Pause wieder eine Richterliche Ge-
sprächsrunde statt, zu der alle Richterinnen und Richter sowie die gerichtseigene Prüferin und der 
Prüfer des Finanzgerichts eingeladen waren.

Sowohl in Kleingruppen als auch im Rahmen von Ple- 

numsdiskussionen reflektierten die 25 Teilnehmerin-

nen und Teilnehmer des Workshops „Moderner Steu-

errechtsschutz“ selbst(-kritisch) ihre Aufgaben und Ar-

beitsweisen und setzten sich mit den unterschiedlichen 

Stadien des gerichtlichen Verfahrens auseinander.

Nach der Begrüßung durch den Präsidenten des Finanz-

gerichts Münster, Christian Wolsztynski, befassten sich 

die Richterinnen und Richter mit dem sogenannten „vor-

bereitenden Verfahren“ und diskutierten unter anderem 

Aspekte des Klageeingangs, einer frühzeitigen Verfah-

rensförderung, von rechtlichen Hinweisen und Erörte-

rungsterminen. Im zweiten Teil des Workshops sprachen 

die Teilnehmerinnen und Teilnehmer nicht nur über die 

Vorbereitung sowie Durchführung der mündlichen Ver-

handlung und die Abfassung von Senatsentscheidungen, 

sondern auch über ihre senatsinterne und senatsübergrei-

fende Kommunikation. Mit der richterlichen Selbstwahr-

nehmung beschäftigten sich die Kolleginnen und Kollegen 

im dritten Abschnitt des Workshops. Hierbei wurde unter 

anderem intensiv über das Verhalten sowie die Fremd- und 

Selbstwahrnehmung im engeren und weiteren beruflichen 

Kontext und zudem über wesentliche Merkmale einer Rich-

terpersönlichkeit im privaten Umfeld diskutiert.

Im Rahmen des abschließenden Feedbacks hoben alle 

Richterinnen und Richter hervor, wie wertvoll und gewinn-

bringend die lebhaften und anregenden Gespräche und 

der Erfahrungsaustausch unter Kolleginnen und Kollegen 

für sie waren. Die Gewährung eines effektiven modernen 

Steuerrechtsschutzes fuße nicht nur auf dem Einsatz mo-

derner Kommunikationsmittel, wie z. B. des elektronischen 

Rechtsverkehrs und der Videokonferenztechnik, sondern 

auch auf der Selbstreflektion und der guten Kommunikati-

on untereinander.

Das große Interesse an der Veranstaltung und die inten-

sive Auseinandersetzung mit den verschiedenen The-

menschwerpunkten haben die hohe Motivation der Rich-

terinnen und Richter wiedergespiegelt und gezeigt, wie viel 

Freude die richterliche Tätigkeit allen bereitet.

Für unsere Gesprächsrunde Ende September 2022 

konnten wir Herrn Dipl. FW Gregor Danielmeyer und 

Herrn Dipl. FW Nils Hartwig für einen etwa zweistün-

digen Vortrag zum Thema „Aktuelles zu Prüfungsme-

thoden der Finanzverwaltung“ gewinnen. Die Referen-

ten – beide verfügen über langjährige Erfahrungen im 

Bereich der Betriebsprüfung in der Finanzverwaltung 

und sind in der Oberfinanzdirektion NRW tätig – ga-

ben einen lebhaften und inhaltlich fundierten Einblick 

in aktuelle Entwicklungen der Digitalisierung in der 

Betriebsprüfung. Zu nennen ist hier insbesondere das 

in der Finanzverwaltung genutzte Programm Power BI. 

Viel Raum nahm in der Gesprächsrunde die Thema-

tik rund um digital agierende Steuerpflichtige – sog. 

Influencer – ein. Die Referenten beleuchteten prak-

tische Fragen und Probleme bei Prüfungen von Influ-

encern: Welche Plattformen gibt es überhaupt? Wie 

sind Donations (z.B. sog. „Spenden“ und Geschenke) 

von Followern zu ermitteln und steuerrechtlich zu be-

handeln? Welche Aufbewahrungspflichten gibt es für 

Influencer? Und wie kann der Zugriff auf die Daten der In-

fluencer und Informationen im Daten-Verarbeitungs-Sys-

tem gelingen? Die meisten aus dem Teilnehmerkreis 

dürften auch mit dem Handel von virtuellen Währungen, 

z.B. NFTs, bisher wenig vertraut sein. Die Referenten ver-

standen es hervorragend, dieses unbekannte Terrain in 

anschaulicher Weise näher zu bringen. Die neugierigen 

Fragen der Kolleginnen und Kollegen bewiesen, dass das 

Thema „rund um Bitcoin“ brandaktuell ist und uns in 

Zukunft noch lange begleiten wird, zumindest beruflich 

oder – wer es mag – auch privat.

Das Finanzgericht Münster bedankt sich bei den Referenten 

für den interessanten Austausch!

Weitere Richterliche Gesprächsrunden, die von der Kol-

legin Claudia Nebelin und dem Kollegen Ingo Lutter 

organisiert werden, sind geplant. Die im Jahr 2011 ins 

Leben gerufene und jährlich mehrmals stattfindende Ge-

sprächsrunde bietet den Teilnehmenden die Möglichkeit 

zur Diskussion über alle beruflichen Themen.
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Der PodcaSTeuerrecht Das Finanzgericht Münster in den sozialen Medien

Seit bereits mehr als vier Jahren informiert der Podca-

Steuerrecht interessierte Hörerinnern und Hörer über 

aktuelle Entscheidungen des Finanzgerichts Münster 

von besonderem Interesse. Die Podcast-Episoden, die 

parallel zum Newsletter des Finanzgerichts Münster je-

weils am 15. eines jeden Monats erscheinen, arbeiten 

den jeweiligen Besprechungsfall in Gesprächsform und 

beschränkt auf die wesentlichen Gesichtspunkte des Fal-

les auf. Zudem ordnen sie diesen in den steuerlichen Ge-

samtkontext ein und bieten den Hörerinnen und Hörern 

weitere Hintergrundinformationen zu der besprochenen 

Entscheidung. Ziel des Podcast-Teams ist es dabei, eine 

möglichst breite Hörerschaft anzusprechen, die sich nicht 

auf das „Fachpublikum“ (also Rechtsanwältinnen und 

Rechtsanwälte bzw. Steuerberaterinnen und Steuerbe-

rater) beschränkt. Entsprechend weit gefächert ist das 

durch den Podcast aufgegriffene Themenspektrum, das 

von der Frage der Berücksichtigungsfähigkeit von Auf-

wendungen für Müll- und Schmutzwasserentsorgung 

als haushaltsnahe Dienstleistungen bis zur Anerken-

nung einer sog. passiven Entstrickung durch Änderung 

eines Doppelbesteuerungsabkommens reicht. Dabei ist 

es in jedem Fall Anspruch des Podcast-Teams, die mit-

unter komplexen Besprechungsfälle innerhalb relativ 

kurzer Zeit – in der Regel etwa 10 Minuten – im Gespräch 

verständlich aufzuarbeiten. Weiteren Informationsdurst 

stillt der PodcaSteuerrecht durch Verlinkung der bespro-

chenen Entscheidungen und etwaiger Pressemitteilun-

gen des Finanzgerichts Münster in den „Shownotes“.  

Neben fachlichen Informationen hält der Podcast die Hö-

rerinnen und Hörer aber auch über aktuelle Entwicklungen 

beim Finanzgericht Münster wie beispielsweise personelle 

Veränderungen auf dem Laufenden. Zudem sind für die Zu-

kunft auch themenbezogene Podcast-Episoden geplant, in 

denen z.B. Kolleginnen und Kollegen über ihre Erfahrungen 

im Zusammenhang mit einer Abordnung an den Bundes-

finanzhof oder das Bundesverfassungsgericht berichten. 

Inzwischen sind 25 Folgen des Podcasts erschienen und so-

wohl über die Homepage des Finanzgerichts Münster als 

auch über Spotify und Apple Podcasts abruf- und abon-

nierbar. Abonnenten des Newsletters des FG Münster ha-

ben zudem die Möglichkeit, direkt über den Newsletter zur 

darin verlinkten aktuellen Podcast-Folge zu gelangen. Das 

Finanzgericht Münster bedankt sich bei den Hörerinnen und 

Hörern für das rege Interesse am PodcaSteuerrecht, das sich 

in monatlich mehreren hundert Abrufen niederschlägt.

Der Tatsache, dass die Steuerbürgerinnen und 

Steuerbürger Informationen über die unterschied-

lichsten Kanäle abrufen und selbst als Multiplika-

toren solcher Informationen wirken, trägt auch die 

Öffentlichkeitsarbeit des Finanzgerichts Münster 

Rechnung: Aktuelle Entscheidungen sowie Infor-

mationen aus dem Haus veröffentlicht das Finanz-

gericht Münster nicht nur über die eigene Website, 

den Newsletter und die Plattform Justiz-Online, 

sondern auch über die sozialen Medien Twitter und 

LinkedIn. Dort folgen fast 1.200 Interessierte den in 

Schlagwörtern aufbereiteten Überblicken über aktuelle 

Entscheidungen von besonderer Bedeutung, Veranstal-

tungsinformationen oder Personalnachrichten des Ge-

richts. Soweit ersichtlich ist das Finanzgericht Münster 

damit das reichweitenstärkste deutsche Gericht in dem 

berufsbezogenen sozialen Netzwerk. Den dortigen Fol-

lowerinnen und Followern (im Falle von LinkedIn insbe-

sondere Steuerexpertinnen und Steuerexperten) wer-

den regelmäßig die aktuellen Informationen aus dem 

Haus im persönlichen Newsfeed angezeigt. Das auf der 

Website des Finanzgerichts befindliche Informations-

angebot wird dabei verlinkt und auf diese Weise einfach 

zugänglich gemacht. Wer dem Finanzgericht Münster 

folgt, bleibt damit stets auf dem Laufenden, ohne sich 

die Informationen jeweils proaktiv beschaffen zu müs-

sen. Durch die hohe Zahl der Followerinnen und Follo-

wer sowie deren Feedback auf einzelne Beiträge wird die 

Öffentlichkeitsarbeit des Finanzgerichts Münster einer 

immer größeren Anzahl an Personen zugänglich. Damit 

spricht sich in immer weiteren Kreisen herum, dass, wie 

und mit welchem Inhalt beim Finanzgericht Münster 

moderner Rechtsschutz in Steuersachen gewährt wird. 

Seit Oktober 2020 betreibt das Finanzgericht Münster 

darüber hinaus auf der Video-Plattform YouTube unter 

dem Titel „Finanzgericht Münster – Rechtsschutz in Steu-

ersachen“ einen eigenen Video-Kanal. Ziel des Kanals ist 

es, in kurzen Video-Episoden wichtige Informationen 

zum finanzgerichtlichen Verfahren näher zu erläutern 

und zu veranschaulichen. Dabei richten sich die Videos 

nicht nur an Personen mit steuerjuristischer Vorbildung, 

sondern auch und vor allem an die an der Justiz und 

am Steuerrecht interessierten Bürgerinnen und Bürger.  

Durch die Veröffentlichung von Informationen in den 

sozialen Medien schlägt das Finanzgericht Münster eine 

Brücke zwischen dem bereits bisher bestehenden um-

fangreichen Informationsangebot des Finanzgerichts 

Münster, das weiterhin den Kern der Öffentlichkeitsar-

beit des Finanzgerichts Münster darstellt, und dem ver-

änderten Informationskonsum.
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Perspektivtag beim Finanzgericht Münster Austausch auf „Augenhöhe“

Unter dem Motto „Perspektiven in der Justiz“ führte das 

Finanzgericht Münster am 24.08.2022 seinen „traditio-

nellen“ Perspektivtag durch, der steuerlich interessier-

ten Studierenden, Referendarinnen und Referendare 

sowie Berufseinsteigerinnen und Berufseinsteigern Ge-

legenheit gibt, unmittelbare Einblicke in das Arbeitsum-

feld und die finanzrichterliche Arbeitsweise zu nehmen. 

Nach der Begrüßung durch den Präsidenten des Fi-

nanzgerichts Münster, Christian Wolsztynski, be-

suchten die rund 25 Teilnehmerinnen und Teilnehmer 

eine Sitzung des 7. Senats unter der Leitung des Vize-

präsidenten des Finanzgerichts Münster, Dr. Martin 

Coenen. In der anschließenden Diskussion stand der 7. 

Senat für Fragen zum Sitzungsverlauf zur Verfügung.  

Richter am Finanzgericht Dr. Fabian Schmitz-Herscheidt 

erläuterte den Teilnehmerinnen und Teilnehmern danach 

das Arbeitsumfeld und den Berufsalltag im Finanzge-

richt, insbesondere die Arbeit im elektronischen Rechts-

verkehr und mit digitalisierten Akten. Schließlich infor-

mierte der Personaldezernent des Gerichts, Richter am 

Finanzgericht Dr. Philipp Böwing-Schmalenbrock, über 

Anforderungen an angehende Finanzrichterinnen und 

Finanzrichter und über Einstiegsmöglichkeiten beim Fi-

nanzgericht Münster. 

Das Finanzgericht Münster pflegt seit jeher mit den 

Rechtsschutzsuchenden und mit Vertreterinnen und 

Vertretern der steuerberatenden Berufe (Steuerberater-

kammer / Steuerberaterverband), der Anwaltschaft so-

wie der beklagten Behörden (Finanzverwaltung und Fa-

milienkassen) einen regen Austausch „auf Augenhöhe“. 

Im Rahmen dieser vielseitigen und vielfältigen Gesprä-

che werden vor allem die organisatorischen und tech-

nischen Rahmenbedingungen zur möglichst effektiven 

Durchführung finanzgerichtlicher Verfahren diskutiert. 

Dies betrifft etwa die elektronische Kommunikation 

mit den Beteiligten und ihren Prozessvertretern, die Ak-

tenübersendung und Akteneinsicht, die Durchführung 

von Videokonferenzen sowie den weiteren Einsatz digi-

taler Hilfsmittel. Darüber hinaus findet aber auch ein 

intensiver fachlicher Austausch zu unterschiedlichen 

Themen des Steuerrechts statt, denn das Finanzgericht 

Münster versteht sich nicht nur als Rechtsschutzin- 

stanz, sondern – im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit 

– auch als Organ der Steuerrechtspflege. So nehmen 

Vertreterinnen und Vertreter des Finanzgerichts Mün- 

ster regelmäßig aktiv an diversen (bundesweiten) Fort-

bildungsveranstaltungen teil und beteiligen sich an den 

zwischen Finanzverwaltung und Steuerberaterschaft tur-

nusmäßig stattfindenden „Klimagesprächen“. Aktuell be-

sucht die Hausleitung des Finanzgerichts Münster sämtli-

che im Zuständigkeitsbereich ansässigen (52) Finanzämter, 

um das Gespräch mit den Rechtsbehelfsstellen vor Ort zu 

suchen. Dem „Feedback“ und den klar adressierten Erwar-

tungen und Interessen der am finanzgerichtlichen Verfah-

ren beteiligten Personen und Institutionen kommt aus der 

Sicht eines Fachgerichts enorme Bedeutung zu, um zeitge-

mäßen und qualitativ hochwertigen Steuerrechtsschutz 

zu gewähren.

– Angehende Steuerjuristinnen und -juristen zu Gast im Finanzgericht

Delegation des Finanzgerichts auf dem 
Deutschen Steuerberatertag 2022 in Dresden
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Seminare - Abbau von Hemmschwellen 
durch persönlichen Kontakt

Seit vielen Jahren finden beim Finanzgericht Münster Se-

minare mit verschiedenen Teilnehmerkreisen statt. In der 

Regel handelt es sich um ganztägige Seminarveranstal-

tungen. Am Vormittag erfolgt zunächst – nach einigen 

allgemeinen Erläuterungen zur Finanzgerichtsbarkeit – 

der Besuch einer mündlichen Verhandlung eines Senats 

(„Finanzgericht live“). Am Nachmittag werden dann von 

Richterinnen und Richtern aus erster Hand die richterli-

che Arbeitsweise und der Ablauf des finanzgerichtlichen 

Verfahrens erläutert sowie anhand der am Vormittag ver-

handelten Fälle veranschaulicht. Diese Veranstaltungen 

richten sich sowohl an Prozessvertreter der Klägerseite 

(Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, Steuerberate-

rinnen und Steuerberater sowie Wirtschaftsprüferinnen 

und Wirtschaftsprüfer) als auch an Vertreter der Finanz-

verwaltung (Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus den 

Rechtsbehelfsstellen). Ziel ist in erster Linie der Abbau von 

Hemmschwellen in Bezug auf den Gang vor das Finanzge-

richt sowie die Schaffung von Transparenz. Gerade Vertreter 

aus dem Bereich der Steuerberatung und der Wirtschafts-

prüfung, in deren Ausbildung – anders als bei Rechtsanwäl-

tinnen und Rechtsanwälten – das Verfahrensrecht eine eher 

untergeordnete Rolle spielt, empfinden den Finanzgericht-

sprozess häufig als unsicheres Terrain. Solche Berührungs-

ängste sollten nicht dazu führen, aussichtsreiche Klage-

möglichkeiten im Einzelfall nicht wahrzunehmen.

Nachdem im Jahr 2021 die Präsenzseminare zur Vermeidung 

von Kontakten im Rahmen der Corona-Pandemie noch 

weitestgehend ausgesetzt oder als Webinar durchgeführt 

worden sind, sind im Jahr 2022 wieder Seminare in Koope-

ration mit dem Steuerberaterverband Westfalen-Lippe e.V., 

dem Bund der Steuerzahler NRW e.V. und der Oberfinanzdi-

rektion NRW als Präsenzveranstaltung mit Sitzungsbesuch 

durchgeführt worden. 

Seminar am 24.11.2022 in Kooperation mit dem 
Steuerberaterverband Westfalen-Lippe e.V.

Justizstaatssekretärin zu Besuch im Finanzgericht

Am 12.10.2022 besuchte die neue Staatssekretärin des 

Ministeriums der Justiz des Landes Nordrhein-Westfalen, 

Frau Dr. Daniela Brückner, das Finanzgericht Münster. 

Nach einer Begrüßung durch den Präsidenten des Finanz-

gerichts Münster, Christian Wolsztynski, nahm Frau Dr. 

Brückner an einem Gespräch mit Vertretern der Richter-

schaft, der Gerichtsverwaltung sowie der Gremien (Rich-

ter- und Personalvertretungen) teil, in dem ihr Zahlen, 

Daten und Fakten zum Finanzgericht Münster sowie die 

Aufgaben und die Arbeit des Gerichts vorgestellt wurden.  

Ein zentrales Thema war die Digitalisierung der Justiz, die 

in der Finanzgerichtsbarkeit nach der Einführung der elek-

tronischen Akte und des elektronischen Rechtsverkehrs 

sowie mit der intensiven Nutzung modernster Videokon-

ferenztechnik weit fortgeschritten ist. Auch die Öffent-

lichkeitsarbeit der Justiz bildete einen Themenschwer-

punkt. In diesem Bereich ist das Finanzgericht Münster 

mit der Herausgabe des Newsletters, dem Angebot von 

Seminarveranstaltungen, der Erstellung eines gerichtsei-

genen Podcasts sowie der Nutzung von Social-Media-Ka-

nälen (u.a. YouTube und Twitter) sehr breit aufgestellt.  

Schließlich ging es um die Notwendigkeit und konkrete 

Ausgestaltung eines modernen, mithin effektiven und bür-

gernahen Steuerrechtsschutzes, der sich neben der Qua-

lität der Rechtsprechung vor allem durch Elemente der 

Transparenz, Kommunikation, Fürsorge und Akzeptanz 

auszeichnet. Der Präsident des Finanzgerichts Münster er-

klärte: „Wir freuen uns sehr über den Besuch von Frau Dr. 

Brückner und den intensiven Gesprächsaustausch, ist er 

doch Ausdruck ihres Interesses und ihrer Wertschätzung 

für den Geschäftsbereich, die Arbeit der Gerichte sowie die 

Bedürfnisse der Kolleginnen und Kollegen vor Ort“.
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BRENNPUNKT.STEUERPRAXIS 2022 Wir lieben Steuern – aber wir sind nicht die Einzigen!

Am 09.02.2022 stand die digitale Kommunikation im 

Mittelpunkt der vom Finanzgericht Münster in Koope-

ration mit der Steuerberaterkammer Westfalen-Lippe 

und dem Steuerberaterverband Westfalen-Lippe e.V. 

durchgeführten Reihe BRENNPUNKT.STEUERPRAXIS. 

Pandemiekonform und themengerecht wurde die Ver-

anstaltung erstmals als Livestream durchgeführt. Ca. 

300 Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus Beraterschaft, 

Finanzverwaltung, Wissenschaft, Rechtsprechung und 

Unternehmenspraxis nutzten die Gelegenheit, sich über 

die aktuellen Entwicklungen im finanzgerichtlichen 

Verfahren, der Verwaltungspraxis und der Beratung un-

ter dem Oberthema „Digitalisierung“ zu informieren. 

Nach der Begrüßung durch den Präsidenten des Fi-

nanzgerichts Münster Christian Wolsztynski erläuterte 

Herr Dr. Martin Coenen, Vizepräsident des Finanzge-

richts Münster, in seinem Vortrag die veränderten digi-

talen Prozesse auf Ebene der Finanzgerichte. Danach 

beschrieben Herr Julian Wilke und Frau Julia Fot, beide 

In ihren Social-Media-Posts und auf ihrem YouTube-Ka-

nal arbeiten die Steuer-Influencerinnen von „Wir lie-

ben Steuern“ steuerliche Fragestellungen und Prob-

lemkreise für ihre Follower in kurzen Posts und Videos 

verständlich auf. Im Sommer 2021 besuchten sie das 

Finanzgericht Münster, um sich in Gesprächen mit ei-

nigen Kolleginnen und Kollegen über den Rechtsschutz 

am Finanzgericht Münster und die finanzrichterliche 

Arbeit zu informieren. Die hierbei entstandenen Videos 

haben auf YouTube inzwischen mehr als 2.000 Aufru-

fe erfahren und informieren u.a. über die Arbeitsabläufe 

im Gericht, die beruflichen Werdegänge der Kolleginnen 

und Kollegen sowie die richterliche Selbstverwaltung.  

Frau Dieckhöfer und Frau Klinkhammer von „Wir lie-

ben Steuern“ zeigten sich von ihrem Besuch im Finanz-

gericht angetan: „Die Finanzgerichtsbarkeit ist für uns 

(und vermutlich für viele andere Steuerberater und ganz 

besonders für die Steuerpflichtigen) ein riesiges Paral-

leluniversum. Deswegen war es toll, durch diese heili-

gen Hallen zu schlendern, im Treppenhaus Späße mit 

den Richtern zu machen und sie über Digitalisierung 

im Gericht, Organisation und Abläufe auszufragen.“ 

Während der Dreharbeiten bestand immer wieder Ge-

Oberfinanzdirektion NRW, wie die Prozesse, insbesonde-

re in Form der elektronischen Steuerakte und des digita-

len Steuerbescheids, in die Strukturen der Finanzverwal-

tung implementiert und weiterentwickelt werden. Zu den 

Besonderheiten, die in der digitalen Kommunikation im 

„Beziehungsdreieck“ Mandant – Finanzverwaltung/Fi-

nanzgericht – steuerliche Beratung bestehen, referierte 

sodann Frau Rechtsanwältin Dr. Barbara Bischoff, Präsi-

dialmitglied des Steuerberaterverbands Westfalen Lippe. 

Im Anschluss hatten die Teilnehmerinnen und Teilnehmer 

ausführlich Gelegenheit, ihre Fragen an das Podium zu rich-

ten. Die Moderation übernahm Herr Volker Kaiser, Präsident 

der Steuerberaterkammer Westfalen-Lippe. Herr Markus Tu-

schen, Präsident des Steuerberaterverbandes Westfalen-Lip-

pe, rundete die Veranstaltung mit einem Schlusswort ab. 

Der BRENNPUNKT.STEUERPRAXIS 2022 bot eine gute Ge-

legenheit, gemeinsam über die sich aus der digitalen Trans-

formation ergebenden Chancen, Herausforderungen und 

Erfahrungen zu sprechen.

legenheit zum Austausch und zu Rückfragen, den sowohl 

Frau Dieckhöfer und Frau Klinkhammer als auch die Kol-

leginnen und Kollegen intensiv nutzten. „Wir haben, um 

ganz ehrlich zu sein, nicht damit gerechnet, dass es so 

ein abwechslungsreicher und unterhaltsamer Tag wird. 

Auch die Zeit zwischen den einzelnen Aufnahmen lief un-

kompliziert und „kollegial“ ab; dass das Miteinander so 

sehr auf Augenhöhe stattfand, war richtig erfrischend.“ 

Nach Auskunft der Influencerinnen war auch das Feed-

back auf die mit dem Finanzgericht Münster gedrehten 

Videos ausschließlich positiv: „Das Feedback war einfach 

nur großartig! Die gemeinsamen Videos mit dem FG ha-

ben für uns persönlich noch mal eine neue Qualität des 

positiven Feedbacks ausgelöst. Unsere Community war 

froh über den Spalt, den wir die Tür zum „Paralleluniver-

sum Finanzgericht“ öffnen konnten. Finanzgerichte spie-

len in unserem Alltag eine eher untergeordnete Rolle. 

Genau in diese Kerbe haben die gemeinsamen Videos ge-

schlagen – plötzlich war alles nahbar und sogar – wer hätte 

es gedacht – spannend! Genauso sollte es doch auch sein.“ 

Wir sagen „Dankeschön“ für den Besuch und den informati-

ven Austausch!
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Verabschiedung langjähriger 
ehrenamtlicher Richterinnen und Richter

Das Finanzgericht Münster unterwegs

fahrungen angereichertes und vor allem lebensnahes 

Verständnis in die Entscheidungsfindung ein. Schließlich 

geht ihre Beteiligung mit der Notwendigkeit der ständi-

gen Selbstreflexion der berufsrichterlichen Arbeit einher.  

Der Präsident des Finanzgerichts Münster Christian 

Wolsztynski erklärte: „Unseren ehrenamtlichen Kolle-

ginnen und Kollegen gebührt allgemein höchste Wert-

schätzung. Dank Ihrer Beteiligung ergehen unsere Ent-

scheidungen im wahrsten Sinne des Wortes „Im Namen 

des Volkes“. Die nun verabschiedeten Kolleginnen und 

Kollegen haben dieses Ehrenamt über drei Jahrzehnte 

ausgeübt und sich damit besonders nachhaltig für die 

Justiz und den Rechtsstaat engagiert. Ich bedanke mich 

im Namen aller Kolleginnen und Kollegen des Finanzge-

richts Münster für Ihren langjährigen Einsatz sowie die 

konstruktive und menschlich höchst angenehme Zu-

sammenarbeit!“

Am 17.05. und am 14.06.2022 verabschiedete der Prä-

sident des Finanzgerichts Münster Christian Wolsz-

tynski langjährige ehrenamtliche Richterinnen und 

Richter, deren Wahlperiode am 31.12.2021 endete und 

die auf eine viele Jahre andauernde Tätigkeit beim Fi-

nanzgericht Münster zurückblicken können. Die nun 

verabschiedeten ehrenamtlichen Kolleginnen und Kol-

legen waren zwischen 27 und 35 (!) Jahre für das Haus 

in unterschiedlichen Senaten tätig. In ihrem Hauptbe-

ruf gehören sie den verschiedensten Berufsgruppen an.  

Ehrenamtliche Richterinnen und Richter spielen in 

einer bürgernahen Justiz eine sehr große Rolle. Ihre 

Beteiligung an mündlichen Verhandlungen und Ent-

scheidungen des Gerichts ist sichtbarer Ausdruck 

der Volkssouveränität. Inhaltlich bringen die Ehren-

amtlichen vor allem ein rein vom juristischen Den-

ken unabhängiges, mit vielfältigen praktischen Er-

Zum Abschluss des Jahres 2022 widmete sich sodann Richter am Finanzgericht Dr. Ingo Oellerich der äußerst umstrit-

tenen Frage, welche Bedeutung und Tragweite dem datenschutzrechtlichen Auskunfts- und Vorlageanspruch nach Art. 

15 der Datenschutzgrundverordnung im Besteuerungsverfahren zukommt.

Im Kern der richterlichen Tätigkeit liegt die Recht-

sprechung. Oberste Aufgabe des Finanzgerichts ist 

es, Rechtsschutz zu bieten und im Einzelfall durch die 

Entscheidungen der einzelnen Richterinnen und Rich-

ter Recht zu sprechen. Der am Finanzgericht Münster 

gelebte moderne Steuerrechtsschutz geht jedoch hier-

über hinaus und umfasst es, das Steuerrecht auch jen-

seits der spruchrichterlichen Tätigkeit zu vermitteln, 

zu erklären und zu diskutieren. Dem folgend waren die 

Richterinnen und Richter des Finanzgerichts Münster 

auch in den Jahren 2021 und 2022 wieder vielfältig un-

terwegs, soweit es die Covid-19-Pandemie erlaubte. 

In der Veranstaltungsreihe des Westfälischen Steuer-

kreises e.V. wurden im Jahr 2022 gleich mehrere Kol-

legen aktiv. Ziel des am Institut für Steuerrecht der 

Universität Münster gegründeten Vereins ist es unter 

anderem, auf dem Gebiet des Steuerrechts den Aus-

tausch zwischen Theorie und Praxis im Rahmen von Vor-

tragsveranstaltungen zu fördern. Diesem Anliegen fühlt 

sich das Finanzgericht Münster vielfältig verpflichtet. 

Den Auftakt machte hierbei im Jahr 2022 der Vorsitzen-

de Richter am Finanzgericht Dr. Jan-Hendrik Kister, der 

im Austausch mit Christian Walfort für die Oberfinanz-

direktion des Landes Nordrhein-Westfalen die aktuellen 

Entwicklungen zur Kassenführung in Rechtsprechung, 

Gesetzgebung und Verwaltung diskutierte. 
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von insgesamt vier Panels der Bedeutung der Europäischen 

Grundrechte, den Regelungen zur Bekämpfung des ag-

gressiven Steuerwettbewerbs, aktuellen europäischen 

Entwicklungen im Zusammenhang mit dem Recht der Be-

steuerung der Kapitaleinkünfte und aktuellen Fragen des 

europäischen Mehrwertsteuerrechts. Richter am Finanzge-

richt Dr. Christian Sternberg diskutierte in diesem Zuge mit 

den Kolleginnen und Kollegen aus der Europäischen Union 

und den weiteren Teilnehmern die aktuelle Rechtspre-

chung des Europäischen Gerichtshofs im Mehrwertsteuer-

recht und Fragen im Zusammenhang mit der Bekämpfung 

des Mehrwertsteuerbetrugs in der Europäischen Union. 

 

Auf Landesebene besprechen die Richterinnen und Richter 

der drei nordrhein-westfälischen Finanzgerichte regelmäßig 

aktuelle Fragestellungen des materiellen Steuerrechts und 

des Steuerverfahrensrechts. Im Rahmen einer gemeinsa-

men Veranstaltung in Essen im Jahr 2021 befasste sich Rich-

terin am Finanzgericht Dr. Saphira Einsfelder mit aktuellen 

Fragen der verdeckten Gewinnausschüttung, Richterin am 

Finanzgericht Dr. Bernadette Mai mit aktuellen Entwick-

lungen im Grenzbereich der §§ 17, 20 des Einkommen-

steuergesetzes, insbesondere im Zusammenhang mit dem 

Forderungsverzicht und -ausfall von Gesellschafterdarle-

hen und Richterin am Finanzgericht Dr. Vera Niestegge mit 

dem Recht auf Akteneinsicht und der Datenschutzgrund-

verordnung. Auch auf der Veranstaltung in Meinerzhagen 

2022 trugen die Richterinnen und Richter des Finanzge-

richts Münster zahlreich vor. Richterin am Finanzgericht 

Anna-Katharina Jaeger befasste sich mit der einkommen-

steuerlichen Qualifikation von Pokerspielgewinnen und 

Richter am Finanzgericht Dr. Christian Bohlmann widmete 

sich der aktuellen Rechtsprechung zu der Besteuerung der 

Kapitaleinkünfte nach § 20 des Einkommensteuergesetzes. 

Regelmäßig nehmen die dienstjüngeren Richterinnen und 

Richter des Finanzgerichts Münster auch am Berliner Kreis 

junger Finanzrichterinnen und Finanzrichter teil. Der vom 

Bund Deutscher Finanzrichterinnen und Finanzrichter in 

Zusammenarbeit mit dem Richterverein am Bundesfinanz-

hof durchgeführte Berliner Kreis ermöglicht den jungen 

Kolleginnen und Kollegen zu einem frühen Zeitpunkt einen 

bundesweiten Erfahrungsaustausch, der für die Heraus-

bildung der eigenen Richterpersönlichkeit von prägender 

Die Bedeutung der Datenschutzgrundverordnung war 

ebenfalls Thema der Fachtagung für Richterinnen und 

Richter der Finanzgerichte, die jährlich von der Bundes-

finanzakademie im Bundesministerium der Finanzen 

durchgeführt wird. Die Fachtagung ermöglicht einen 

Austausch zwischen der Finanzgerichtsbarkeit und der 

Finanzverwaltung zu aktuellen Fragen des materiellen 

Steuerrechts und des Steuerverfahrensrechts. In die-

sem Rahmen erörterte Richterin am Finanzgericht Dr. 

Vera Niestegge die sowohl für die Finanzgerichtsbarkeit 

als auch die Finanzverwaltung äußerst praxisrelevante 

Frage, inwieweit aus der Datenschutzgrundverordnung 

ein Akteneinsichtsrecht im Verwaltungsverfahren folgt. 

Auf europäischer Ebene eröffnet der Europäische Finanz-

gerichtstag auf dem Gebiet der Besteuerung tätigen Rich-

terinnen und Richtern ein Forum, in dem aktuelle, gren-

züberschreitend bedeutsame Fragen des europäischen 

und internationalen Rechts im Zusammenhang mit der 

direkten und indirekten Besteuerung diskutiert werden 

können. Im Jahr 2022 widmete sich der nunmehr 2. Euro-

päische Finanzgerichtstag, der traditionell in den Räum-

lichkeiten des Finanzgerichts Köln stattfindet, im Rahmen 

Bedeutung ist. Unterbrochen durch die Covid-19-Pan-

demie, fand der Berliner Kreis im Jahr 2022 gleich mehr-

fach statt. Richterin am Finanzgericht Dr. Christine Wat-

zinger diskutierte im Mai 2022 Fragen der Gewährung 

von Akteneinsicht und wies auf Besonderheiten im Zu-

sammenhang mit der Covid-19-Pandemie hin. Richter 

am Finanzgericht Dr. Christian Sternberg widmete sich 

der Frage der Protokollierung und legte ein besonderes 

Augenmerk auf praktische Fragen im Zusammenhang 

mit veränderten technischen Möglichkeiten bei der Pro-

tokollierung der Verhandlungsinhalte. Im September 

2022 befassten sich Richterin am Finanzgericht Laura 

Gerling und Richter Felix Echtermann mit der Beiladung 

im finanzgerichtlichen Verfahren, während Richterin am 

Finanzgericht Anna-Katharina Jaeger zum sicheren Um-

gang mit Beweisanträgen vortrug und Richter am Finanz-

gericht Felix Dallmann aktuelle Fragen im Zusammen-

hang mit dem elektronischen Rechtsverkehr diskutierte.  

Bei verschiedensten Gelegenheiten stellen die Richte-

rinnen und Richter des Finanzgerichts Münster auch die 

Arbeitsweise des Finanzgerichts vor, um Hemmschwel-

len im Umgang mit dem Gericht abzubauen und die Be-

teiligten im Sinne eines modernen Steuerrechtsschutzes 

zu einem Austausch auf Augenhöhe zu ermutigen. Ins-

besondere tragen die Kolleginnen und Kollegen regel-

mäßig an der Hochschule für Finanzen des Landes Nord-

rhein-Westfalen im Rahmen des dualen Studiums zum 

Diplom-Finanzwirt und im Rahmen des Lehrgangs der 

Oberfinanzdirektion des Landes Nordrhein-Westfalen 

für neu eingesetzte oder einzusetzende Sachgebietslei-

terinnen und -leiter und Bearbeiterinnen und Bearbeiter 

der Rechtsbehelfsstellen vor. In diesem Zuge stellen die 

Richterinnen und Richter das Finanzgericht Münster vor, 

geben einen Einblick in den Ablauf eines finanzgerichtli-

chen Verfahrens, erläutern die richterliche Perspektive 

bei der Verfahrensführung und geben praktische Hinwei-

se zu Fragen wie der Kommunikation mit dem Gericht. 

Fortbildend sind die Richterinnen und Richter regelmäßig 

auch an der Universität Münster tätig. Im Curriculum des 

Schwerpunktbereichs Steuerrecht besteht für die Studie-

renden der Rechtswissenschaft die Möglichkeit, an einer 

vorlesungsbegleitenden Methodikveranstaltung teilzu-

nehmen. In dieser Veranstaltung besprechen Richterinnen 

und Richter des Finanzgerichts Münster mit den Studierenden 

steuerrechtliche Fälle, um die juristische Methodik und die 

gutachterliche Arbeitsweise der Studierenden zu verfeinern.  

Eine besondere Fortbildungsverantwortung nahmen im 

letzten Quartal des Jahres 2022 schließlich die Richter 

am Finanzgericht Dr. Felix Kessens, Anselm Prokopp, Dr. 

Christian Sternberg und Dr. Thomas Wiesch wahr. Die – 

letztendlich kurzfristig erneut hinausgeschobene – An-

wendung des § 2b des Umsatzsteuergesetzes auf die 

Tätigkeiten der öffentlichen Hand erfordert auch in der 

Justiz eine umfassende Schulung aller betroffenen Stel-

len. Den Kollegen des Finanzgerichts Münster oblag hier-

bei gemeinsam mit Kolleginnen und Kollegen der Finanz-

gerichte Düsseldorf und Köln und in enger Abstimmung 

mit dem Justizministerium des Landes Nordrhein-West-

falen die vorbereitende Schulung der mit der Anwendung 

des § 2b des Umsatzsteuergesetzes in der Justiz betrau-

ten Kolleginnen und Kollegen. Anhand eines Schulungs-

konzeptes des Justizministeriums wurden die Kolleginnen 

und Kollegen in zahlreichen Schulungen mit den wesent-

lichen Grundstrukturen des Umsatzsteuerrechts und den 

für die Anwendung des § 2b des Umsatzsteuergesetzes 

in der Justiz wesentlichen Einzelfragen vertraut gemacht, 

um eine reibungslose und gesetzeskonforme Anwendung 

der neuen Vorgaben von Beginn an zu ermöglichen.
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lenbrock und Dr. Andreas Frantzmann und der Presse-

sprecherin Dr. Franziska Peters über die Bewältigung 

aktueller und künftiger Herausforderungen durch die 

Finanzgerichte diskutiert. Den Kern der Diskussion bil-

dete die aktuelle Personal- und Geschäftslage beim Fi-

nanzgericht Münster, die fortschreitende Digitalisierung 

von Arbeitsprozessen in der Justiz und in der Finanz-

verwaltung sowie die veränderte Erwartungshaltung 

der Bürgerinnen und Bürger an eine zeitgemäße Justiz. 

„Das Gespräch hat gezeigt, dass jede Richtergenera-

tion vor ihren ganz eigenen Herausforderungen stand 

und steht“, erklärte der Präsident des Finanzgerichts 

Münster Christian Wolsztynski im Anschluss. „Wir be-

danken uns herzlich bei Herrn Prof. Dr. Ehmcke, Herrn 

Haferkamp und Herrn Dr. Reddig dafür, dass sie uns an 

ihren Erfahrungen haben teilhaben lassen und wertvolle 

Denkanstöße gegeben haben!”

Auf Einladung des Präsidenten des Finanzgerichts 

Münster Christian Wolsztynski kehrten am 23.09.2022 

dessen beide Amtsvorgänger zu einem Meinungs- 

und Erfahrungsaustausch zurück in das Gericht. 

Herr Prof. Dr. Torsten Ehmcke war von 2001 bis 2008 

und Herr Johannes Haferkamp von 2008 bis 2018 

Präsident des Finanzgerichts Münster. Zu dem Er-

fahrungsaustausch war außerdem Herr Richter am 

Bundesfinanzhof Dr. Jens Reddig eingeladen, der 

bis zu seiner Ernennung zum Richter am Bundesfi-

nanzhof im Jahr 2018 als Richter und Personaldezer-

nent beim Finanzgericht Münster tätig war. Unter 

der Überschrift „Zukunft der Finanzgerichtsbarkeit 

– Moderner Steuerrechtsschutz beim Finanzgericht 

Münster“ wurde gemeinsam mit dem Vizepräsiden-

ten des Finanzgerichts Münster Dr. Martin Coenen, 

den Personaldezernenten Dr. Philipp Böwing-Schma-

Generationentreffen 
beim Finanzgericht Münster

PRESSESPIEGELF.
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10 Fragen von beck.digitax an:

Christian Wolsztynski
Gehobener Dienst der Finanzverwaltung NRW; Jura-

studium und Referendariat; Wissenschaftliche Mit-

arbeit am Lehrstuhl für Steuerrecht Ruhr-Universität

Bochum; Höherer Dienst Finanzverwaltung NRW;

Richter am Finanzgericht, zugleich Rechts- und Per-

sonaldezernent (Finanzgericht Münster); Referatslei-

ter Personal und Recht im Ministerium der Justiz

NRW (Düsseldorf); Vorsitzender Richter am Finanz-

gericht, zugleich Organisationsdezernent; seit

08/2018 Präsident des Finanzgerichts (Finanzgericht

Münster).

1. Was war Ihr digitales Schlüsselerlebnis?
Die Entwicklung der Digitalisierung in der Justiz unseres
Landes: Als ich 2005 als Richter auf Probe beim Finanz-
gericht Münster startete, dominierten Papierakten
(„Gürteltiere“) und analoges Arbeiten. Seit 2019 kann
man den gesamten Steuerprozess (vom Eingang der Kla-
ge über Erörterungstermine und mündliche Verhandlun-
gen per Videokonferenz bis zur Urteilszustellung) digital
führen. Das ist für mich immer wieder bemerkenswert.

2. Notizbuch, iPad oder Cloud?
iPad mit Cloud, Notizbuchfunktion allenfalls im Handy.

3. Ein, zwei oder drei Bildschirme?
Drei: Doppelbildschirm auf dem Schreibtisch, Großbild-
schirm an der Wand.

4. Face-to-Face-Meeting, Videokonferenz oder
Chatfunktion?
Je nach Bedarf: Ich bin (zeitgemäß) ein Freund digitaler
Arbeitsmittel und Kommunikationsformen; die nord-
rhein-westfälischen Finanzgerichte verfügen über eine
digitale Ausstattung auf höchstem Niveau. Dennoch bin
ich persönlich ein großer Verfechter des Face-to-Face-
Meetings. Die persönliche Kommunikation mit den Kol-
leginnen und Kollegen im Haus und auch den Verfah-
rensbeteiligten ist unverzichtbar.

5. Gesetz, Daten, Erfahrung oder Bauchgefühl?
Die Mischung macht’s: Als Richter an erster Stelle natür-
lich Gesetz und auch Zahlen, Daten, Fakten. Gleichzeitig
aber auch ganz viel Erfahrung und Bauchgefühl.

6. Was ist für Sie Künstliche Intelligenz?
Eine Chance! Digitalisierung und Künstliche Intelligenz
sind aber nur Mittel zum Zweck. Der Mensch steht
immer im Mittelpunkt! Daher sind menschliche Intelli-
genz, Empathie und persönliche Kontakte durch nichts
zu ersetzen, vor allem nicht bei der Rechtsschutzgewäh-
rung!

7. Wie wünschen Sie sich die (Steuer-)Welt in
10 Jahren?
Alle Akteure (Gesetzgebung, Verwaltung, Rechtspre-
chung) müssen daran arbeiten, das Steuerrecht möglichst
gerecht, einfach und für die Bürgerinnen und Bürger
transparent und verständlich auszugestalten bzw. an-
zuwenden. Nur wenn die Gesellschaft Vertrauen in den
Steuerstaat hat, kann auch Vertrauen in den Gesamt-
staat bestehen.

8. Und wie wird die (Steuer-)Welt in 10 Jahren
tatsächlich aussehen?
Wir (beim Finanzgericht Münster) arbeiten an der
Wunschvorstellung (Frage 7).

9. Xing, LinkedIn, Instagram, Facebook, Twitter,
Snapchat, TikTok – oder einfach alles?
Das Finanzgericht Münster betreibt umfangreiche Öf-
fentlichkeitsarbeit (YouTube, Podcast, Newsletter, di-
verse soziale Netzwerke etc); ich persönlich bevorzuge
LinkedIn.

10. Was wird für Sie immer analog bleiben?
Freundschaft und Liebe!

B A S I C
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Der Fall: Die Kläger sind 
Eheleute. Der Kläger ar -
beitet als Obergerichtsvoll-
zieher. Er beschäftigte drei 
Büroangestellte, darunter 
seine Ehefrau und seine 
Tochter. Die Ehefrau sollte 
im Rahmen einer gering -
fügigen Beschäftigung 
 Registraturtätigkeiten, Tele-
fondienste sowie die Ab-
wicklung des Publikums-
verkehrs übernehmen. 
Eine feste Dienstzeit war 
nicht vereinbart. 
Finanzamt und Finanz -
gericht erkannten das 
Arbeitsverhältnis nicht an 
und ließen so den an die 
Ehefrau gezahlten Arbeits-
lohn nicht zum Abzug zu.
Die Rechtslage: Arbeits-
verträge zwischen nahen 
Angehörigen können 
steuerlich grundsätzlich 
anerkannt werden. Aller-
dings besteht die Gefahr, 
dass Unterhaltszahlungen 
nur zum Schein als 
Arbeitslohn deklariert wer-
den, um steuerliche Vor -
teile zu erzielen. Im oben 
geschilderten Fall könnte 
etwa der Ehemann die 
Zahlungen steuerlich „voll“ 
absetzen, während die Ehe-
frau ihren Lohn pauschal 
(und damit günstiger) ver-
steuern oder jedenfalls den 
Arbeitnehmer-Pauschbe-

trag in Anspruch nehmen 
könnte. Daher ist bei An-
gehörigen- oder Ehegatten-
Verträgen zu prüfen, ob sie 
„fremdüblich“ sind, also 
nach Inhalt und Durchfüh-
rung Verträgen zwischen 
Fremden entsprechen.
Die Entscheidung: Der 
Bundesfinanzhof hat im 
Urteil vom 18. November 
2020 (VI R 28/18) der Re-
vision der Kläger stattge -
geben und die Sache an 
das Finanzgericht zurück-
verwiesen. Das Finanz -
gericht hatte insbesondere 
die nicht vorab festgeleg-
ten und schwankenden 
Arbeitszeiten als Indiz 
gegen eine Fremdüblich-
keit gewertet. Der Bundes-
finanzhof hat dem ent-
gegengehalten, solche 
Schwankungen könnten 
„normal“ sein, wenn sie 
mit Eigenarten des Be-
triebs zusammenhingen, 
etwa einem schwankenden 
Arbeitsanfall. Auch müss-
ten die Arbeitszeiten und 
Tätigkeiten nicht (ver-
gleichbar mit einem Fahr-
tenbuch) detailliert auf -
gezeichnet werden. Das 
 Finanzgericht müsse auch 
prüfen, ob die Tochter und 
die Fremdkraft als Zeugin-
nen zu hören seien. 

| www.fg-muenster.nrw.de

Gutscheine sind nicht 
ewig gültig. Allge-
mein gilt eine Ver -

jährungsfrist von drei Jah-
ren. Innerhalb dieses Zeit-
raumes sollte ein Gutschein 
eingelöst werden, erklärt die 
Verbraucherzentrale Bran-
denburg. Das Problem: Viele 
Geschäfte sind wegen der 
Corona-Regeln derzeit nach 
wie vor zu.

Sollten ältere Gutscheine 
während des Lockdowns ab-
gelaufen sein, heißt das aber 
nicht automatisch, dass die-
se nicht mehr eingelöst wer-
den können. War die Einlö-
sung nicht möglich, weil das 
Geschäft wegen der Pande-
mie geschlossen war, verlän-
gert sich die Frist nach An-
sicht der Verbraucherschüt-
zer um diesen Zeitraum.

Die Verjährungsfrist be-
ginnt immer erst am Schluss 
des Jahres, in dem der Gut-
schein erworben wurde. Bei-
spiel: Wurde ein Gutschein 
im Mai 2019 gekauft, muss 
er bis spätestens zum 31. De-
zember 2022 eingelöst wer-
den. Ist das Unternehmen in 
der Zwischenzeit insolvent, 
verliert ein Gutschein an 
Wert. Denn nach Eröffnung 

des Insolvenzverfahrens 
kann der Gutschein nicht 
mehr eingelöst, sondern nur 
als Forderung angemeldet 
werden. Ist das Vermögen 
verwertet und das Insol-
venzverfahren abgeschlos-
sen, erhalten alle Anspruchs-
inhaber einen Anteil auf ihre 
Forderung. Bei Gutscheinen 
ist das meistens ein nur ge-
ringer Betrag. (dpa)

Lockdown: Wie lange gelten Gutscheine?

Nachrichten
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Rostig, vor Dreck triefend 
und quietschend müssen 
sich viele ungepflegte 
Fahrradketten drehen – 
speziell nach dem Winter. 
Das Radeln wird dadurch 
anstrengender, auch der 
Verschleiß von Kette, Ket-
tenblatt und Ritzeln erhöht 
sich, wie der Pressedienst 
Fahrrad (pd-f) erläutert. 
Besonders vor und nach 
dem Winter rät der pd-f 
deshalb zu einer Ketten -
reinigung. Zunächst befreit 
man die Kette von grobem 
Schmutz, etwa mit einer 
Bürste. Am leichtesten ist 
dann der Einsatz eines 
Kettenreinigungsgeräts mit 
Flüssigkeit, das circa 
20 Euro kostet. Wer einen 
Entfetter nutzt, muss die 
Kette neu schmieren. Bei 
leichter Verschmutzung 

kann man mit einer Socke 
die Kette durch die Hand 
laufen lassen und Dreck 
entfernen. Dann träufelt 
oder sprayt man etwas Ket-
tenöl auf die Innenlaschen 
der Kette. Die Kurbel sollte 
man zehn bis 15 Mal 
durchdrehen. (dpa)

Fahrradkette jetzt reinigen

Nach dem Winter braucht die 
Kette Pflege. Foto: dpa

Aktueller Steuerfall

„Du bist der Boss, Darling!“
Aktuelle Entscheidungen aus dem Steuerrecht – 
geschildert vom Finanzgericht Münster

Vorsicht vor Betrügern 
beim Online-Banking: An-
gebliche Bankangestellte 
versuchen, per Telefon an 
die Daten von Kunden zu 
kommen. Unter einem Vor-
wand werden die Online-
banking-Zugangsdaten ab-
gefragt, warnt der Bundes-
verband deutscher Banken 
in Berlin. In einigen Fällen 
wird versucht, über eine 
Fernwartungssoftware Zu-
gang zum Computer zu er-

halten, um auch die Trans-
aktionsnummern (TANs) 
abgreifen zu können. Wer 
angerufen wird, sollte wis-
sen: Mitarbeiter einer Bank 
rufen Kunden nicht an, um 
sie nach ihren kompletten 
Telefon-Banking-PINs, der 
Onlinebanking-PIN oder 
einer Transaktionsnummer 
(TAN) zu fragen. Vertrau -
liche Zugangsdaten sollten 
nicht an Dritte weiter -
gegeben werden. (dpa)

Zugang zu Online-Banking schützen

Spam greift laut Bundes-
netzagentur derzeit auch 
durch unerwünschte Fax-
Werbung für FFP2-Masken 
und Corona-Schnelltests 
um sich. Man muss es sich 
nicht gefallen lassen, dass 
Firmen mit ungebetenen 
Faxen Papier, Tinte oder 
 Toner verbrauchen und 
nebenbei auch noch die 
Leitung blockieren. Denn 
Faxwerbung ist nach den 
Vorgaben des Gesetzes 
gegen den unlauteren Wett-

bewerb (UWG) nur nach 
Einwilligung zulässig. Da-
mit Verstöße geahndet wer-
den können, sollten Betrof-
fene eine Beschwerde bei 
der Bundesnetzagentur ein-
legen, zum Beispiel per On-
line-Formular. Aktuell hat 
die Behörde wieder die Ab-
schaltung mehrerer Ruf-
nummern angeordnet, über 
die drei Unternehmen teils 
massenhaft unerwünschte 
Werbefaxe versendet hat-
ten. (dpa)

Spam aus dem Faxgerät

Beim Umzug eines Gar-
tens ist Eile geboten. 
Darauf weist die DIY 

Academy in Köln hin. Stau-
den und Gehölze sollten zu-
rückgeschnitten werden. Die 
Pflanzen kurz vor dem Um-
zug großzügig ausgraben. 
Zum Transport eignen sich 
Kisten, Eimer oder große Ta-
schen. Sind die Pflanzen sehr 
hoch, können diese zusam-
mengebunden werden, da-
mit die Triebe beim Trans-
port nicht abknicken. So 
bald wie möglich sollten die 
Pflanzen im neuen Garten 
wieder einen Platz finden, 
damit sie schnell anwachsen 
können. Bei Gehölzen ist es 
oft einfacher, sie zu ver -
mehren, als sie auszugraben. 
Sind Stauden zu groß, um sie 
mitzunehmen, können sie 
selektiv ausgegraben wer-
den. Gärten lassen sich am 
besten im Herbst umziehen. 
Im Sommer ist bei neu an-
wachsenden Pflanzen ein 
Gießrand hilfreich. (dpa)

Beim Umzug müssen Gartenpflan-
zen nicht zurückbleiben. Foto: dpa

Mit den
Pflanzen
umziehen

Viele Menschen denken 
bei Faszientraining an 
eine Schaumstoffrolle, 

auf der man hin- und her-
rollt. Vielleicht wissen sie 
auch, dass Faszien die Mus-
keln umhüllen. Robert 
Schleip ist Humanbiologe 
und forscht seit mehr als 
25 Jahren zum Thema. „All 
das, was wir als Binde -
gewebe bezeichnen, sind 
Faszien“, erklärt er. Die dün-
ne, weißliche, kollagenhalti-
ge Struktur bildet ein Netz 
im Körper. Faszien finden 
sich um und in Muskeln, Ge-
lenkkapseln, Sehnen, Bän-
dern und Knochen. Sie ge-
ben dem Organismus Stabi-
lität, sind aber  elastisch.

Wie wichtig Faszien sind, 
fällt auf, wenn die elasti-
sche Struktur starr wird: 
Schmerzen und Bewegungs-
einschränkungen sind die 
Folgen. Das geschieht im Al-
ter oder durch mangelnde 
Bewegung. Um starren, ver-
klebten Faszien vorzubeu-
gen, geben Experten drei 

Tipps: Bewegung, eine ge-
sunde Ernährung und aus-
reichend Wasser.

Faszien brauchen ähnlich 
wie Muskeln Reize, um zu 
wachsen oder zumindest 
den Ist-Zustand zu halten, 
sagt Sportwissenschaftler 
Prof. Ingo Froböse von der 
Deutschen Sporthochschule 
Köln. Ob es ein gezieltes Fas-
zientraining sein muss oder 
ob Bewegung im Allgemei-
nen die Faszien geschmeidig 

hält, darüber sind Experten 
nicht einig. Froböse ist der 
Meinung: „Die Faszien sind 
bei jeder Bewegung dabei.“

Er hält den Hype um das 
Faszientraining für über -
zogen. Keiner, der sich aus-
reichend bewege, müsse vor-
beugend ein gezieltes Fas-
zientraining machen. Aber: 
„Bei Defiziten macht es 
Sinn.“ Unter therapeutischer 
Anleitung könne Faszien-
training helfen, verklebte 

Strukturen zu lösen.
Schleip sieht das anders: 

Es mache Sinn, den Fokus 
gelegentlich auf die Faszien 
zu legen: „Zwei- bis dreimal 
die Woche zehn Minuten zu-
sätzlich zu Ausdauer- und 
Krafttraining reichen meis-
tens schon aus.“

Aber wie soll so ein Fas-
zientraining aussehen? Laut 
Schleip besteht es aus vier 
Säulen. Die erste Säule sind 
schwingende und federnde 
Bewegungen, die zweite 
mehrgelenkige Dehnungen, 
ähnlich dem Yoga. Wichtig 
ist, die Dehnung nicht nur in 
einem Winkel durchzufüh-
ren. Die dritte Säule ist die 
Faszienrolle: Rücken und 
Gliedmaßen werden mit der 
Schaumstoffrolle abgerollt. 
Die vierte Säule beinhaltet 
ein achtsamkeitsbasiertes 
Wahrnehmungstraining. Es 
soll die Sinne für die Wahr-
nehmung des eigenen Kör-
pers schulen und damit 
möglichen Verletzungen 
vorbeugen. (dpa)

Faszien geben elastische Stabilität

Bewegungseinschränkung vorbeugen

Dehnübungen halten auch die Faszien geschmeidig. Foto: dpa

Ein paar Tage am 
Strand, eine Städte -
reise oder ein Ferien-

haus irgendwo im Grünen: 
All das bleibt in den Oster -
ferien schwierig bis unmög-
lich. Angesichts steigender 
Infektionszahlen haben sich 
Bund und Länder in der 
Nacht zu Dienstag darauf 
verständigt, weiter von tou-
ristischen Reisen im In- und 
und Ausland abzuraten.
► Wohin kann ich im In-
land reisen? Reisen kann 
man überall hin, man findet 
nur keine Unterkunft. Hotels 
und Ferienwohnungen blei-
ben auch an Ostern in allen 
Bundesländern für Touristen 
geschlossen. Übernachtun-
gen sind nur in Sonderfällen 
gestattet, etwa wenn man 
beruflich unterwegs ist. In 
den meisten Ländern darf 
man auch nicht in Hotels 
übernachten, um Verwandte 
zu besuchen – nur wenn da-
für ein dringender Grund 
vorliegt. Die Einzelheiten 
sind in den Länderverord-
nungen geregelt.
► Darf ich zu Verwandten 
reisen? Einem Osterbesuch 
bei der Familie steht nichts 

im Weg. Allerdings dürfen 
nur maximal fünf Personen 
aus zwei Haushalten zusam-
menkommen, wobei Kinder 
bis 14 Jahre nicht mitzählen. 
Eine Lockerung der Kontakt-
beschränkungen über die 
Feiertage wird es zu Ostern 
nicht geben. Außerdem wer-
den Bürger ermutigt, vor 
dem Zusammenkommen 
kostenlose Testangebote zu 
nutzen.
► Wo kann ich übernach-
ten? Wer zu Ostern verreist, 
muss privat unterkommen. 
Die Bundesländer Schles-
wig-Holstein, Mecklenburg-
Vorpommern, Niedersachsen, 
Sachsen-Anhalt und Rhein-
land-Pfalz hatten sich dafür 
eingesetzt, über Ostern 
einen „kontaktarmen Ur -
laub“ (etwa im Selbstversor-
ger-Ferienhaus) im eigenen 
Bundesland zu ermöglichen, 
scheiterten aber mit ihrem 
Vorschlag.
► Wie sieht es mit Tages-
ausflügen aus? Tagesausflü-
ge sind erlaubt, aber auch 
hier raten Bund und Länder 
zu Vorsicht. Restaurants und 
Cafés bleiben geschlossen. In 
wenigen Regionen mit nied-

riger Inzidenz dürfen in zeit-
lich befristeten Modellpro-
jekten mit strengen Schutz-
maßnahmen und einem 
Testkonzept einzelne Berei-
che des öffentlichen Lebens 
geöffnet werden, um die 
Umsetzbarkeit von Öff-
nungsschritten zu testen. Die 
Auflagen für  Außengastro-
nomie sind streng.
► Bleibt Mallorca eine Al-
ternative zum Inlands-
Urlaub? Im Prinzip schon. 
Bei der Rückkehr sollen die 
Touristen auf Corona getes-
tet werden, bevor sie auf der 
Insel in den Flieger steigen. 
Das soll künftig für alle Flüge 

nach Deutschland und für 
alle Reisenden gelten – un-
abhängig davon, ob sie in 
Corona-Risikogebieten star-
ten oder zu welchem Zweck 
sie nach Deutschland kom-
men. Außerdem erwarten 
Bund und Länder von den 
Fluggesellschaften, dass sie 
in den Osterferien keine zu-
sätzlichen Flüge auf die 
Lieblingsinsel der Deutschen 
anbieten. Die Quarantäne 
für Mallorca-Rückkehrer 
wird aber nicht wieder 
 eingeführt.
► Wohin kann ich im Aus-
land sonst noch reisen? Es 
gibt für kein Ziel ein Reise-

verbot. Man kann in alle 
Länder reisen, in denen kei-
ne Einreisebeschränkungen 
für Deutschland gelten. Für 
etwa 160 von rund 200 Län-
dern weltweit gilt die Qua-
rantänepflicht bei Rückkehr, 
weil sie als Risikogebiet ein-
gestuft sind. Neben den Ba-
learen-Inseln sind bisher 
nur wenige Urlaubsgebiete 
in Europa nicht auf der Risi-
koliste. Dazu zählen die 
kroatische Ferienhalbinsel 
Istrien, Teile des spanischen 
Festlands und Portugals Al-
garve-Küste. An der Algarve 
dürfen aber beispielsweise 
die Hotels keine Touristen 
aufnehmen.
► Kann ich in einem Risi-
kogebiet Urlaub machen? 
Verboten ist auch das nicht.  
Allerdings muss man die 
Quarantäne bei der Rück-
kehr auf sich nehmen.
► Warum ist der Auslands-
urlaub so umstritten? Viro-
logen warnen, dass zuneh-
mende Mobilität und Sorg -
losigkeit im Urlaub die In-
fektionszahlen in die Höhe 
treiben. Diesen Effekt gab es 
schon im vergangenen Som-
mer. (dpa)

Wahrscheinlich bleiben über Ostern auch viele Strände wesentlich leerer als üblich. Foto: IMAGO/penofoto

Osterurlaub ade – nur wenige Schlupflöcher bleiben

Reiselust wird eingedämmt

Nur wenige Menschen werden jetzt verreisen wollen. Foto: dpa

Wer gut organisiert ist, kann pünktlich Feierabend machen. Das gilt 
auch für Berufsanfänger. Foto: IMAGO/McPHOTO/BBO
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Der Fall: Der Kläger 
schenkte seinen vier Kin-
dern aus erster Ehe ein 
Grundstück mit der Auf -
lage, später geborene Kin-
der an dem Grundstück 
gleichmäßig zu beteiligen. 
Aus der ersten Ehe gingen 
zwei weitere Kinder her-
vor, denen die ersten vier 
Bruchteile am Grundstück 
übertrugen, sodass alle zu 
einem Sechstel Eigentümer 
waren. Später wurde der 
Kläger Vater zweier weite-
rer Kinder aus zweiter Ehe, 
die aber nicht am Grund-
stück beteiligt wurden.
Die sechs Kinder gaben 
dem Vater das Grundstück 
im Jahr 2014 ohne Gegen-
leistung zurück. Das Fi-
nanzamt setzte daraufhin 
Schenkungsteuer fest. Der 
Kläger meinte, bei der 
 Bemessung der Schen-
kungsteuer müsse die 
Gleichstellungsverpflich-
tung gegenüber dem sieb-
ten und achten Kind in 
Abzug gebracht werden; 
das Grundstück dürfe nur 
zu sechs Achteln berück-
sichtigt werden. 

Die Rechtslage: Nach § 7 
Abs. 1 Nr. 1 Erbschaft- und 
Schenkungsteuergesetz gilt 
als Schenkung unter 
 Lebenden jede freigebige 

Zuwendung unter Leben-
den, soweit der Bedachte 
durch sie auf Kosten des 
Zuwendenden bereichert 
wird. Wenn mehrere Per-
sonen beteiligt sind, kann 
eine Kettenschenkung 
(Schenkung mit anschlie-
ßender Weiterschenkung) 
oder eine Schenkung unter 
Auflage vorliegen. In die-
sen Fällen ist der Zuwen-
dungsempfänger nur be-
reichert, soweit er eine 
eigene Entscheidungs -
befugnis bezüglich der 
Verwendung des geschenk-
ten Gegenstandes hat.

Die Entscheidung: Der 
Bundesfinanzhof hat die 
Revision des Klägers zu-
rückgewiesen (Urteil vom 
16. September 2020, II R 
33/19). Der Gleichstel-
lungsanspruch der beiden 
jüngsten Kinder sei nicht 
erfüllt worden und diese 
deshalb nicht am Grund-
stück beteiligt gewesen. 
Die sechs ersten Kinder 
hätten dem Kläger daher 
das gesamte Grundstück 
geschenkt und auch keine 
Gegenleistung (etwa die 
Erfüllung ihrer Pflicht zur 
Gleichstellung der beiden 
jüngsten Kinder) verlangt.

| www.fg-muenster.nrw.de

Ein E-Bike kostet in der 
Regel viel Geld, Pede-
lecs für 2000 oder 3000 

Euro zählen nicht einmal 
zur teuersten Kategorie. Da 
liegt es nahe, E-Bikes und 
andere teure Räder gut zu 
versichern. Aber wie? Muss 
es eine Fahrradversicherung 
sein? Oder reicht eine Haus-
rat-, die bei Diebstahl Ersatz 
verspricht? Leistungsum-
fang und Konditionen der 
Versicherer variieren stark. 

Bei der Hausrat-Police 
kommt es nicht nur auf den 
Neupreis des Zweirads an, 
sondern auch auf die Ver -
sicherungssumme. Denn die 
Höhe der Entschädigung ist 
oft bei ein oder zwei Prozent 
dieser Versicherungssumme 
gedeckelt, manche böten 
auch zehn Prozent, so Kath-
rin Jarosch vom Gesamt -

verband der Deutschen Ver-
sicherungswirtschaft (GDV). 
Elke Weidenbach, Versiche-
rungsexpertin der Verbrau-
cherzentrale Nordrhein-
Westfalen, rät, alle Rechnun-
gen und Unterlagen sicher 
aufzubewahren und Fotos 
vom Rad zu machen.

Über die Hausratversiche-
rung sind laut Jarosch zwar 
alle Fahrräder mitversichert, 
die zum Hausrat gehören, oft 
auch normale Pedelecs. 
Doch Ersatz gibt es nur bei 
Einbruchsdiebstahl, wenn 
das Rad also aus verschlosse-
nen Räumen entwendet 
wurde, die im Versiche-
rungsschein oft einzeln ver-
merkt werden: Wohnung, 
Garage oder Fahrradkeller 
etwa. 

Zur Hausrat gibt es zu-
buchbare Fahrradklauseln, 

die den Leistungsumfang er-
weitern. Auch gibt es immer 
mehr Fahrradversicherun-
gen, mitunter als „Fahrrad-
Vollkasko“ vermarktet.

Die Fahrradklausel löst vor 
allem das Raumproblem, 
denn die meisten Fahrräder 
werden auf offener Straße 
gestohlen. „Voraussetzung 
ist, dass das Fahrrad ge -
sichert, zum Beispiel an 
einem Laternenpfahl ange-
schlossen wurde“, sagt Wei-
denbach. Bei neueren Verträ-
gen besteht Versicherungs-
schutz rund um die Uhr. 

Wie hoch der Kaufpreis 
des Fahrrads maximal sein 
darf, müssen Kunden er -
fragen oder aushandeln. Die 
Hausrat-Police – ob mit oder 
ohne Fahrradklausel – deckt 
auch Vandalismusschäden 
nicht automatisch ab. „Das 

ist von Vertrag zu Vertrag 
unterschiedlich“, sagt Ja-
rosch.

Fahrradversicherungen wer-
den zwar für jedes Rad 
 einzeln abgeschlossen, sie 
decken den Experten zufolge 
aber weitere Schäden ab. Da-
zu können neben Vandalis-
mus auch Sturz- und Unfall-
schäden sowie Elektronik-
schäden zählen. Übernom-
men werden oft auch Repa-
raturkosten, teils sogar infol-
ge von Verschleiß. Die Höhe 
der Police richtet sich nach 
dem Kaufpreis das Fahrrads, 
den manche Gesellschaften 
deckeln, etwa bei 5000 oder 
10 000 Euro.

Interessant ist vor allem 
für E-Bike-Besitzer, wenn 
Teilediebstahl mitversichert 
ist. Die teuren Akkus, die 
teils auch bei Verschleiß 

oder nach einem Kurz-
schluss ersetzt werden, sind 
beliebtes Diebesgut. Manche 
Versicherungen fordern, den 
Akku beim Parken zu ent-
nehmen, weiß Weidenbach. 
Doch der erweiterte Leis-
tungsumfang macht Fahr-
radversicherungen teuer, so 
Weidenbach: „Ein solcher 
Versicherungsvertrag lohnt 
nur bei teuren Fahrrädern“.

In einer Fahrrad-Spezial-
versicherung sind auch 
Schutzbriefe enthalten, die 
24-Stunden-Pannenhilfe, Rei-
serücktransport oder Leih -
räder im Pannenfall ver -
sprechen. Oder Reisegepäck 
und Zubehör wie Kindersitz 
oder Fahrradanhänger sind 
mitversichert. Kunden soll-
ten prüfen, was sie benöti-
gen, und Angebote verglei-
chen, rät Weidenbach. (dpa)

Wer merkt, dass sein Fahrrad gestohlen wurde, ist maßlos verärgert. Gut, wenn dann eine Versicherung zumindest den wirtschaftlichen Schaden ersetzt. Foto: dpa

Welche Fahrradversicherung zahlt was?

Diebe, Vandalen und Defekte

Das milde Wetter 
bringt die ersten 
Probleme für Pollen-

allergiker mit sich. „Durch 
die warme Wetterperiode 
explodiert die Natur“, sagt 
Sonja Lämmel vom Deut-
schen Allergie- und Asthma-
bund. In vielen Regionen 
Deutschlands gibt es schon 
eine geringe bis mittlere 
 Belastung durch Hasel- und 
Erlenpollen. Dies zeigt der 
Pollenflug-Gefahrenindex des 
Deutschen Wetterdienstes 
(DWD). Sie seien Früh -
blüher, erklärt Lämmel. 
Auch Birke und Esche zäh-
len dazu, doch die Pollen 
sind laut DWD-Index noch 
nicht unterwegs: Mit Birken- 
und Eschenpollen sei je nach 
Witterung ab Mitte bis Ende 
März zu rechnen.

Für Betroffene heißt der 
Hasel- und Erlenpollenflug: 
Erste Beschwerden können 
sich bemerkbar machen – 
beispielsweise eine juckende 
Nase, tränende Augen, Hus-

ten, Atemnot oder aller -
gisches Asthma. Auch Haut-
beschwerden sind möglich.

Pollenallergiker sollten sich 
auf jeden Fall jetzt wieder 
ihre antiallergischen Medika-
mente besorgen. Allergie-
asthmatiker sollten prüfen, 

ob ihre Sprays noch haltbar 
sind – und sprechen eventu-
ell noch mal mit ihrem Arzt, 
ob die Einstellung ihrer Me-
dikamente noch so passt.

Bei bestimmten Sympto-
men denken Betroffene in 
der aktuellen Zeit vielleicht 

zuerst nicht an ihre Allergie, 
sondern an eine mögliche 
Corona-Infektion. „Hier gibt 
es aber klare Unterschiede“, 
so Lämmel. Bei einer Aller-
gie treten zum Beispiel nach 
ihren Angaben kein Fieber 
oder Gliederschmerzen auf – 
und antiallergische Medika-
mente würden Symptome 
einer Infektion mit dem 
Sars-CoV-2-Virus nicht lin-
dern.

Ihr Rat: „Kurz überlegen 
und nicht vorschnell Panik 
bekommen.“ Ein kurzer An-
ruf beim Arzt könne die Un-
sicherheit nehmen, ob es 
sich um Symptome einer 
Pollenallergie oder um Coro-
na handelt.

Das Tragen einer Maske 
zum Schutz vor dem Coro-
navirus trägt womöglich 
auch dazu bei, dass sich eine 
Allergie nicht so stark be-
merkbar macht. Lämmel: 
„Durch das Tragen einer 
Maske atmet man sicherlich 
weniger Pollen ein.“ (dpa)

Pollenflug: Mildes Wetter bringt erste Probleme

Maske kann auch Allergiker schützen

Niesreiz, laufende Nase und tränende Augen zählen zu den typischen 
Heuschnupfensymptomen. Foto: dpa
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Berufsanfänger sollten sich 
einen Zeitrahmen für ihre 
Arbeitszeit setzen. Das 
grenze den Drang nach 
Perfektion ein, erklärt 
 Psychologin und Coach 
Cordula Nussbaum. Dabei 
 gehe es nicht darum, keine 
Überstunden zu machen. 
Wenn es nötig werde, sei 
man zur Stelle. Nussbaum 
betont aber: „Man kann 
super engagiert sein, muss 
das aber nicht an der 

Arbeitszeit festmachen.“ 
Oft läuteten bei Vorgesetz-
ten die Alarmglocken, 
wenn ein junger Mensch 
zu Beginn seiner Karriere 
häufig Überstunden schie-
be. Das sei heute nicht 
mehr unbedingt ein Plus-
punkt, weiß Nussbaum. 
Zeit- und Selbstmanage-
ment seien die wichtigsten 
Softskills, die in die Mit-
arbeiter-Bewertung ein -
fließen, so die Expertin. (dpa)

Überstunden kein Pluspunkt mehr

Aktueller Steuerfall

Acht Kinder und ein Steuerfall
Aktuelle Entscheidungen aus dem Steuerrecht – 
geschildert vom Finanzgericht Münster

Es kommt immer wieder 
vor: Auf dem Kontoauszug 
tauchen unerklärliche Ab-
buchungen der Kreditkarte 
auf. Häufig gehen solche 
Geschäftsvorfälle auf be -
trügerische Machenschaf-
ten zurück, erklärt die Ver-
braucherzentrale Rhein-
land-Pfalz. Nicht selten 
wurden die Betroffenen 
 Opfer von Phishing-Mails. 
Wichtig sind zwei Punkte: 

Kontoauszüge regelmäßig 
kon trollieren. Unberechtig-
te Abbuchungen lassen sich 
bis acht Wochen ab Be -
lastung noch zurückrufen. 
Bei E-Mails nicht achtlos 
auf Links klicken. Viele Phi-
shings-Mails sehen aus, als 
habe eine Bank sie ver-
schickt. Empfänger können 
beim Absender nachfragen, 
ob die E-Mail wirklich von 
ihm stammt. (dpa)

Unberechtigte Abbuchungen prüfen

Darf das Kind in der Abend-
dämmerung vom Freund 
alleine nach Hause laufen? 
Manche Eltern sehen das 
locker, andere beschleicht 
ein mulmiges Gefühl. „Es 
hängt davon ab, ob das 
Kind reif genug ist“, sagt Ul-
ric Ritzer-Sachs. Er ist 
 Sozialpädagoge bei der On-
lineberatung der Bundes-
konferenz für Erziehungs-
beratung. Entschieden wer-

den müsse: Traut sich das 
Kind das zu? Trauen die 
 Eltern es dem Kind zu? 
 Ritzer-Sachs meint, Kinder 
ab dem Grundschulalter 
seien dazu imstande. Wich-
tig sei, dass Kinder in der 
dunklen Jahreszeit mit hel-
ler Kleidung unterwegs 
sind. Seiner Erfahrung nach 
spricht viel dafür, Kinder 
schon früh alleine laufen zu 
lassen. (dpa)

Kinder früh alleine laufen lassen

Gleitsichtbrillen sorgen 
dafür, dass man so-
wohl in die Nähe als 

auch auf Distanz scharf 
 sehen kann. Für langes Ar -
beiten am Computer sind 
diese Gläser aber nicht un -
bedingt geeignet. Darauf 
weist Stephan Degle, Profes-
sor für Optometrie und Oph-
thalmologische Optik am 
Fachbereich SciTec der Ernst-
Abbe-Hochschule Jena hin.

Zwar seien die Allround-
Brillen im Alltag komforta-
bel, jedoch hätten Standard-
Gleitsichtbrillen kleine Seh-
bereiche, erklärt der Experte. 
Die Sehhilfen werden in der 
Regel so gefertigt, dass bei 
einer normalen Kopfhaltung 
die Ferne scharf gesehen 
wird. Ein Monitor, der sich in 
der Zwischenentfernung be-
findet, kann dann zum Teil 
unscharf erscheinen.

Wer eine Gleitsichtbrille 
trägt, legt für die Arbeit am 
Monitor daher häufig den 
Kopf in den Nacken, weil er 
oder sie durch den unteren 
Teil der Brille besonders 
scharf sehen kann. Das kann 
Kopf- und Rückenschmer-
zen verursachen, wie das 
Kuratorium Gutes Sehen 
(KGS) erklärt.

Prof. Degle rät zu Nahkom-
fort-Brillengläsern. Diese ha-

ben große Blickfelder und 
ermöglichen scharfes Sehen 
auch bei mehreren Bild-
schirmen und in verschiede-
nen Entfernungen, erklärt 
der Experte. Brillenträger 
können sich beim Optiker  
beraten lassen.

Diese Sehhilfen für die 
Arbeit am PC werden oft 
auch Bildschirmbrille oder 
Computerbrille genannt. 
Wer eine ärztliche Be -

scheinigung vorweisen 
kann, dass eine Bildschirm-
brille im Beruf nötig ist, 
kann sich die Kosten unter 
Umständen zum Teil vom 
Arbeitgeber erstatten lassen.

Bei langer Arbeit am Bild-
schirm brauchen die Augen 
regelmäßig eine Pause. Im-
mer mal wieder zu blinzeln 
und den Blick in die Ferne 
zu richten, entspannt die 
Augen ebenfalls. (dpa)

Brille für den Nahkomfort statt Gleitsicht am PC

Eigentümer haften für 
Schäden, die von 
ihrem Eigentum aus-

gehen. Denn ihnen obliegt 
die Verkehrssicherungs-
pflicht. Daher  kann es der-
zeit sinnvoll sein, einen Blick 
auf das Dach zu werfen, rät 
der Bund der Versicherten. 
Denn auch Dachlawinen 
sind ein Haftungsrisiko. 

Nach den Schneefällen der 
vorigen Wochen liegt man-
cherorts noch Schnee auf 
den Dächern. Bei konkreten 
Gefahren sind Eigentümer 
verpflichtet, Maßnahmen zu 
ergreifen, um Dritte vor 
Schäden zu schützen – etwa 
durch das kurzfristige Ab-
sperren des Gehweges, wenn 
das Dach nicht sofort von 
Schnee befreit werden kann. 
Kommt dennoch jemand zu 
Schaden, springt die Privat-
Haftpflichtversicherung oder 
die Grundbesitzer-Haft-
pflichtversicherung ein. (dpa)

Dritte vor
Dachlawinen
schützen
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Am 23.05.2022 feierte der 
Steuerberaterverband 
Westfalen-Lippe sein 
75-jähriges Verbandsjubiläum
Am 23. Mai 1947 ist der Steuerberater-
verband Westfalen-Lippe als „Verband 
der Buchsachverständigen und Helfer 
in Steuersachen“ mit Sitz in Biele-
feld gegründet worden. An der ersten 
ordentlichen Mitgliederversammlung 
haben rund 30 Gründungsmitglieder 
teilgenommen. Aufgaben des Verbandes 

waren die Verwaltung von Arbeitsmitteln, 
die Neupositionierung des Berufsstands 
und die Neudefinition des Verhältnisses 
zur Finanzverwaltung. In den 75 Jahren 
Verbandsgeschichte hat sich der Steuer-
beraterverband zu einem umfassenden 
Dienstleister entwickelt und vertritt auf 
diese Weise die Interessen von mehr als 

3.000 mitgliedschaftlich verbundenen 
Steuerberatern, Wirtschaftsprüfern und 
Rechtsanwälten in Westfalen-Lippe. Am 
23.05.2022 feierte der Steuerberaterver-
band Westfalen-Lippe sein 75-jähriges 
Verbandsjubiläum in einem der bedeu-
tendsten Baudenkmäler Münsters – dem 
Erbdrostenhof.

Donnerstag, 6. Oktober 2022
NR. 232 RMS03 Münster

Hospizarbeit für
Heranwachsende
Münster. In einem Vortrag
zum Thema „Und was ist mit
mir?“ geht es am Freitag (7.
Oktober) im Forum 1 der
VHS, Aegidiimarkt 3, von 17
bis 18.30 Uhr um die Heraus-
forderungen, Besonderhei-
ten und Möglichkeiten bei
der Begegnung mit trauern-
den Kindern und Enkeln in
der Hospizarbeit. Referent ist
Christopher Luig, seit 2011
in der Hospiz- und Trauer-
arbeit tätig.

| www.vhs-muenster.de

Frauennotruf auch
während der Ferien

Münster. Die Beratungsstelle
Frauen-Notruf Münster e.V.
gewährleistet auch in den
Herbstferien schnelle Hilfe
für Opfer von sexualisierter
Gewalt. Betroffene Mädchen
und Frauen sowie deren Be-
zugspersonen können sich
dort unter ' 3 44 43 mon-
tags bis donnerstags von 10
bis 16 Uhr sowie freitags von
10 bis 12 Uhr melden.
| www.frauennotruf-muenster.de

Weitere Arbeiten in
der Bonhoefferstraße

Münster. In der Bonhoeffer-
und der Von-Stauffenberg-
Straße sind die Arbeiten zur
Erneuerung der Versor-
gungsleitungen weit voran-
geschritten. Voraussichtlich
noch bis Januar 2023 wer-
den letzte Meter Kabel dort
verlegt, die Leitungen einge-
bunden und die Oberflächen
wiederhergestellt, heißt es in
einer Pressemitteilung der
Stadtnetze. Während der
ausstehenden Arbeiten sei
im Baustellenbereich mit
sporadischen Verkehrsbe-
hinderungen zu rechnen, so
die Stadtnetze Münster – sie
bitten um Verständnis.

Von Luca Pals

Münster. Argumente auszu-
tauschen, mit anderen in die
Diskussion und den Aus-
tausch einzusteigen – das
mochte Niklas Spilker
eigentlich immer schon: „Ich
rede gerne, lerne aber auch
sehr viel im Gespräch mit
dem Gegenüber. In den ver-
gangenen Jahren ist für
mich klar geworden, wie
wichtig es ist, neben guten
Argumenten auch die pas-
sende Darstellung rüberzu-
bringen. Da habe ich meine
eigene Art entwickelt.“
Genau diese, so der 20-

Jährige, der vor zwei Jahren
sein Abitur am Paulinum ab-
solviert hat, habe ihn immer
weiter nach oben gespült.
Mitte des Monats geht es für
Spilker nach Baku in Aser-
baidschan. Dort wird er in
leitender Position an der
United Nations General As-
sembly teilnehmen: „Das ist
eine große Ehre und Chance
für mich.“
Nach zahlreichen Online-

Formaten der Model-United-
Nations-Konferenzen (MUN)
in den vergangenen Jahren
freut sich der Münsteraner,
der aktuell Security Service
an der Leiden University in
Den Haag studiert, „neue
Menschen kennenzulernen“
und den „Austausch zwi-
schen den Kulturen“ voran-
zutreiben. Dieser sei beson-
ders für junge Menschen
sinnstiftend: „Gemeinsam zu
debattieren, voneinander zu
lernen und am Ende zusam-
men Lösungen auf den Weg
zu bringen, ist gerade in der
aktuellen Zeit mit dem Krieg
in der Ukraine von besonde-
rer Bedeutung.“ Darüber hi-
naus seien renommierte De-
battierformate für junge
Menschen die „ideale Mög-
lichkeit“, zu reifen und an
sich zu wachsen: „Das Inte-
resse an politischen Prozes-
sen wird damit gefördert.
Genau das brauchen wir ak-
tuell.“ Das Studium in den
Niederlanden ist gerade erst
ein paar Wochen alt, schon
jetzt fühle er sich an der

richtigen Stelle. Das Debat-
tieren habe bereits in der
münsterischen Schulzeit an-
gefangen: „Ich habe mich bei
,Jugend debattiert‘ einge-
bracht und durch einen Pro-
jektkurs erste Preise gewon-
nen.“ Durch das Knüpfen
von Kontakten kam Spilker
in die MUN hinein, vertrat
unter anderem die Interes-
sen Libyens und Äthiopiens
auf international simulierten
Podiumsdebatten und ist ak-
tuell im Vorstand der Inter-
national Youth MUN.
Bei all dem, was Spilker

bereits erfahren hat und was
noch vor ihm liegt („Am
liebsten würde ich in die
Außenpolitik gehen“) ist die
fünftägige Reise nach Baku
dennoch ein „großes High-
light“. Dort werden laut
Internetauftritt von MUN
„junge Führungskräfte aus
der ganzen Welt“ ihre „prak-
tischen diplomatischen Er-
fahrungen“ vorbringen und
„Lösungen für die drin-
gendsten globalen Proble-
me“ finden.

Niklas Spilker aus Münster diskutierte in der Vergangenheit bereits mit dem Botschafter von Bangladesch
in den Niederlanden. Foto: Arash Nikkhah

Niklas Spilker bei „Model United Nation“

Für Dialog in
schwierigen Zeiten

Menschen

Auf Einladung des Präsi-
denten des Finanzgerichts
Münster, Christian Wol-
sztynski, kehrten jetzt des-
sen Amtsvorgänger zu
einem Meinungs- und Er-
fahrungsaustausch zurück
in das Gericht. Prof. Dr.
Torsten Ehmcke war von
2001 bis 2008 und Johan-
nes Haferkamp von 2008
bis 2018 Präsident des Fi-
nanzgerichts. Unter der
Überschrift „Zukunft der
Finanzgerichtsbarkeit –

Moderner Steuerrechts-
schutz beim Finanzgericht
Münster“ wurde gemein-
sam mit dem Vizepräsi-
denten des Finanzgerichts
Münster, Dr. Martin
Coenen, den Personalde-
zernenten Dr. Philipp Bö-
wing-Schmalenbrock und
Dr. Andreas Frantzmann
und der Pressesprecherin
Dr. Franziska Peters über
die Bewältigung aktueller
und künftiger Herausforde-
rungen diskutiert.

Generationentreffen beim Finanzgericht

Zu einem Generationentreffen kam es jetzt am Finanzgericht Müns-
ter. Foto: Finanzgericht Münster

Von Simon Beckmann

Münster. In Deutschland
gibt es rund 15 Millionen
Schwerhörige. In der Alters-
gruppe der 50- bis 60-Jähri-
gen leidet etwa jeder Fünfte
daran. Und circa 3,1 Millio-
nen Deutsche tragen ein
Hörgerät.
Mit diesen Fakten leitete

Dr. Bianca Krämer, Oberärz-
tin in der Klinik für Hals-,
Nasen- und Ohrenheilkunde
am Universitätsklinikum
Münster (UKM), am Mitt-
woch den „Tag der Sinne“
ein. Dabei drehte sich im Au-
ditorium des LWL-Museums

für Kunst und Kultur in Vor-
trägen von Medizinern der
UKM-Klinik für Hals-, Na-
sen- und Ohrenheilkunde
alles rund um das Hören, das
Gleichgewicht, das Schme-
cken, Riechen und natürlich
Sehen.
Anlass für den Aktionstag,

bei dem die Experten auch
für Gespräche bereit stan-
den, ist die bundesweite Ak-
tionswoche der Deutschen
HNO-Gesellschaft und des
Deutschen Berufsverbands
der Hals-Nasen-Ohren-Ärzte
zum Thema „Altern mit allen
Sinnen – wie kann das gelin-
gen?“. Diese läuft noch bis
Samstag (8. Oktober).
Im Auditorium des LWL-

Museums eröffnete Krämer
den „Tag der Sinne“ mit

einem Vortrag zum Thema
„Gut hören im Alter“. Dabei
erklärte sie die Funktionen
und die Komplexität des
menschlichen Ohres und
machte anhand dessen klar,
dass die Hörfähigkeit an vie-
len Stellen auf demWeg zum
Gehirn beeinträchtigt wer-
den könne. Ebenso ging die
Oberärztin auf eine Studie
ein, die dargelegt habe, dass
es eine Verbindung zwischen
Schwerhörigkeit und Per-
sönlichkeitsveränderungen
gebe. „Das Risiko, an De-
menz zu erkranken, geht mit

Hörverlust einher“, sagte
Krämer, die ebenfalls appel-
lierte, durch eine frühe Dia-
gnostik und eine Therapie
dem Sinnesschwund früh-
zeitig entgegenzuwirken.
Schwindel samt Gang- und

Standunsicherheit themati-
sierte Oberarzt Dr. Christoph
Spiekermann. „Schwindel ist
ein häufiges Symptom, das
im Alter zunimmt, und oft
ein Grund für eine ärztliche
Konsultation“, sagte er. Die
Ursachen für Schwindel sei-
en mannigfaltig – der Ur-
sprung könnte etwa im zen-

tralen Nervensystem oder im
Gleichgewichtssystem lie-
gen, aber auch durch Neben-
wirkungen bei Medikamen-
ten ausgelöst werden.
„Es ist wichtig zu erken-

nen, welche Form des
Schwindels vorliegt“, erläu-
terte Spiekermann. Als Lö-
sungen gegen den Schwin-
del sprach er von Gleichge-
wichtstraining und Sturz-
prophylaxe.
In weiteren Vorträgen

wurde beim „Tag der Sinne“
auch über das Schmecken,
Riechen und Sehen referiert.

„Tag der Sinne“ der UKM-Klinik für Hals-, Nasen- und Ohrenheilkunde

Frühe Diagnostik ist wichtig

Beim „Tag der Sinne“ der UKM-Klinik für Hals-, Nasen- und Ohrenheilkunde ging es darum, wie man mit den
Sinnen gut altern könne. Foto: picture alliance/dpa | Helen Ahmad

-bm- Münster. Dass das
Vainstream Rockfest im
kommenden Jahr am 24. Ju-
ni am Hawerkamp stattfin-
den wird, war bereits seit
dem Sommer bekannt. Am
Mittwoch hat Veranstalter
Kingstar Music nun die ers-
ten Acts veröffentlicht. Aus
lokaler Sicht eine erste frohe
Botschaft: Die Donots wer-
den 2023 auf die Vain-
stream-Bühne zurückkeh-
ren. Mit der Anfang der
1990er Jahre gegründeten
Punk-Band Rancid kommen
zudem gleichzeitig einfluss-
reiche wie hierzulande eher
selten gesehene Musiker
nach Münster.
Ein weiterer großer Name

für 2023 sind die Architects.
Die britische Metalcore-
Band belegte, eher unge-
wöhnlich für diese Musik-
richtung, im vergangenen
Jahr mit ihrem aktuellen Al-
bum „For Those That Wish to
Exist“ Platz eins der briti-
schen Album-Charts und
dürfte eine große Fange-
meinde locken.
Neben den bereits erwähn-

ten hat Kingstar drei weitere
Bands angekündigt: die uk-
rainische Metal-Band Jinjer
mit Sängerin Tatiana Shmai-
lyuk, dazu die amerikani-
sche Crossover-Combo Ter-
ror sowie die ebenfalls aus
den USA stammende Death-
core-Band Chelsea Grin.
Tickets für das Vainstream

Rockfest gibt es noch bis
zum 12. Oktober für 84,90
unter www.vainstream-
shop.de (einschließlich kos-
tenloser ÖPNV-Nutzung).
Danach kosten die Tickets
94,90 Euro.

Vainstream
mit Donots
und Rancid

Die Mühlenhof-Reihe „Vor-
träge zur westfälischen Ge-
schichte“ hat einen neuen
Namen: Unter „Wissens-
wert westfälisch“ findet ab
Oktober einmal im Monat
eine Lesung oder ein Vor-
trag zur regionalen Ge-
schichte im Gräftenhof des
Freilichtmuseums statt. Die
Reihe beginnt am heutigen
Donnerstag mit der Lesung
„Dönekes aus dem Müns-
terland“ – erlebt, erlauscht
und nacherzählt von Gün-

ter Sehrbrock. Geboren
1925, wuchs Sehrbrock in
Mecklenbeck auf und be-
suchte nach einer Maurer-
lehre die Staatsbauschule,
um Hochbau zu studieren.
In der Anekdotensamm-
lung „Dönekes“ schöpft er
laut Ankündigung aus sei-
nen Erinnerungen an das
ländliche Leben. Die Le-
sung beginnt um 18 Uhr
im Gräftenhof. Der Eintritt
ist frei, um Spenden wird
gebeten.

Sehrbrock-Lesung im Mühlenhof

»Das Risiko, an
Demenz zu er-
kranken, geht mit
Hörverlust einher.«
Dr. Bianca Krämer
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Von Karin Völker

Münster. In Münster sind
fast alle Kinder im Grund-
schulalter dabei: Nach Ende
des regulären Unterrichts
nehmen sie am Programm
der offenen Ganztagsschule
(OGS) teil. In Münster bisher
üblich: Die Kinder haben
auch während der Schulfe-
rien Anspruch auf insgesamt
sechs Wochen Betreuung
pro Jahr. In der Vergangen-
heit wurde dies unabhängig
von den Trägern der Ganz-
tagsbetreuung in den Schu-
len organisiert.
Das hat sich geändert, wie

Karin Schild, Abteilungslei-
terin beim Amt für Kinder,
Jugendliche und Familien
der Stadt, erläutert. „Die Fe-
rienbetreuung findet nun,
organisiert von den jeweili-
gen OGS-Trägern, in den je-
weiligen Grundschulen wäh-
rend der zuvor festgelegten
Ferienwochen statt.“ Das

schaffe für die Familien eine
höhere Verlässlichkeit und
erleichtere für alle die Orga-
nisation, so Schild.
In der Vergangenheit wa-

ren Familien nicht selten auf
Schwierigkeiten gestoßen,
wenn sie im Rahmen des
OGS-Anspruchs Ferienpro-
gramme für ihre Kinder bu-
chen wollten. Manche Ange-
bote waren besonders be-
gehrt und schnell ausge-
bucht, außerdem musste die
Stadt viele einzelne Träger in
den Ferien verpflichten, was
zunehmend schwierig ge-
worden sei.
Nun nehmen die Kinder

automatisch am von ihrer
Grund- oder Förderschule
veranstalteten Ferienpro-
gramm teil, sofern die Eltern
das wünschen. In den kom-
menden Sommerferien 2023
werden die Träger der OGS-
Schulen Münsters das Pro-
gramm in den ersten drei Fe-
rienwochen organisieren.

Das biete sich an, weil im
Anschluss mit Blick auf das
neue Schuljahr die Gebäude
grundgereinigt und kleinere
Sanierungsarbeiten durch-
geführt werden könnten, be-
gründet Karin Schild.
Für Familien, die ihren

Urlaub in die ersten Ferien-

wochen legen und darum
die Betreuung nicht in An-
spruch nehmen können, ge-
be es zusätzliche Angebote
von Trägern außerhalb der
Schulen. Die aber seien dann
nicht kostenlos, so Schild.
Die Ferienbetreuung an

den jeweiligen Schulen be-
deute für die Kinder in der
Regel kurze Wege und ein
vertrautes Umfeld. In der
Vergangenheit hatten man-
che Familien mitunter auf
weit vom Wohnort entfernt
angebotene Programme zu-
rückgreifen müssen.
Die Betreuung im Rahmen

der OGS-Verträge für sechs
Ferienwochen sei in Müns-
ter eine freiwillige Leistung,
betont Schild. Verbindlich
wird sie ab 2026, wenn bun-
desweit der Rechtsanspruch
auf die Teilnahme an der of-
fenen Ganztagsschule wirk-
sam wird, dann sogar inklu-
sive der Betreuung in acht
Ferienwochen.

Stadt organisiert Betreuung in unterrichtsfreier Zeit anders

Ferienprogramm im Stadtteilhaus
Lorenz-Süd: Die Betreuung ist nun
an den jeweiligen Schulen organi-
siert. Foto: Stadt Münster

Ferienspaß nur in der eigenen Schule

Narrenzunft Aasee seit 100 Jahren „bunt, friedlich und lustig“
In der kommenden Session feiert die Karnevalsgesell-
schaft Narrenzunft Aasee (NZA) ihr 100-jähriges Be-
stehen und will frei nach dem Motto „Karneval ist bunt,
friedlich und lustig“ am 6. Januar 2023 eine Jubiläums-
Prunksitzung mit Senatorentaufe im Hotel Atlantic
durchführen. Erstes Event wird nun die Tanzgruppen-

vorstellung am kommenden Sonntag (23. Oktober) ab
15 Uhr in der Jovel Music Hall sein. Neben dem
Marschtanz der Nixen und dem Duo der Sternchen
werden dann auch die neuen Schautänze von Küken,
Sternchen und Nixen der jecken Öffentlichkeit präsen-
tiert. Foto: Helmut P. Etzkorn

Menschen

Die Schauspieler Heinrich
Schafmeister und Claudia
Rieschel lesen ebenso wie
Münsters Rock-Legende
Steffi Stephan und Ober-
bürgermeister Markus Le-
we: Der Förderverein am
Prostatazentrum des UKM

lädt am kommenden
Sonntag (23. Oktober) um
17 Uhr wieder in den Erb-
drostenhof zur Benefizle-
sung ein. „Beziehungskis-
ten“ ist die Veranstaltung
überschrieben, Amüsantes
und Unterhaltsames aus
dem zwischenmenschli-
chen Beisammensein wer-
den von den Prominenten
vorgetragen. Rieschel und
Schafmeister präsentieren
darüber hinaus auch einen
Sketch des Humoristen Lo-
riot. Dr. Uwe Koch, Ritski
Bracht und Steffi Stephan
sorgen für den musikali-
schen Rahmen. Karten
zum Preis von 27 Euro (in-
klusive Pausengetränk)
gibt es noch in der WN-
Geschäftsstelle am Picasso-
platz.

Benefizlesung „Beziehungskiste“

Heinrich Schafmeister
Foto: Gunnar A. Pier

Von Helmut P. Etzkorn

Münster. Weil Münster für
alle Schausteller allein schon
wegen der hohen Besucher-
zahl attraktiv ist, können
sich die Besucher beim über-
morgen beginnenden Herbst-
send (22. bis 30. Oktober)
über einen ausgebuchten
Rummelplatz mit Attraktio-
nen und neuen Fahrgeschäf-
ten freuen. Leerstände wie
auf kleineren Veranstaltun-
gen dieser Art in der Region
wird es nicht geben.
„180 Schaustellerbetriebe

kommen auf den Schloss-
platz, und wir sind heilfroh,
dass nun auch wirklich alle
da sind, die auf der Liste ste-
hen“, so Johannes Lammers
vom Ordnungsamt.
Trotzdem mussten eilig

Lücken neu besetzt werden,
weil in den vergangenen
Wochen 15 Schausteller ihre
Zusagen für den Herbstsend
stornieren mussten. Die
Probleme für den Rückzug
vom eigentlich umsatzträch-
tigen Rummel in der Westfa-
lenmetropole sind viel-
schichtig.
Phillipp Heitmann, Vorsit-

zender des Schaustellerver-
bandes Münster, nennt
Gründe: „Die Achterbahn
konnte beispielsweise nicht
aufbauen, weil es kein Per-
sonal gab. Ich selbst zahle
bei meinem Auto-Scooter
deutlich mehr als branchen-
üblich. Dennoch kann es
sein, dass mir schon nächste
Woche Leute fehlen. Da ha-
ben wir alle hier ein Riesen-
problem.“
Die seit Monaten auf

einem hohen Niveau stehen-
den Kraftstoffpreise sorgen

schaft umlegen kann. 50
Cent mehr für die Fahrt oder
die Wurst würden akzeptiert,
mehr aber auch nicht, so die
Schausteller.
Wenn das Wetter mitspielt

und es nicht häufig regnet,
werden bis zu 250 000 Besu-
cher erwartet. Neu ist der ra-
sante Gondelspaß „Kick
Down“, die wackelige „Villa
Wahnsinn“ mit Kletterpar-
tien und im Pool versenkten
Gartenstühlen sowie der
„Airwolf“, in dem Schwindel-
freie zu „atemberaubenden

Flügen“ durchstarten kön-
nen
Um Energie einzusparen,

wird die volle Beleuchtung
erst um 17 Uhr aufgedreht, an
manchen Tagen geht es um
15 Uhr los – und wenn
abends nicht mehr viel los ist,
kann auch früher geschlos-
sen werden.
Das Feuerwerk findet wie

gewohnt am Freitag (28. Ok-
tober) ab 21 Uhr statt, Stu-
dierende bekommen am
Mittwoch (26. Oktober) Er-
mäßigungen.

zusätzlich für Sorgenfalten.
Um seine Wildwasserbahn
von Bocholt nach Münster
karren zu können, muss Be-
treiber August Scheider in-
zwischen 15 000 Euro allein
für den Treibstoff seiner
Lkw-Flotte hinlegen. Schei-
der: „Schnelle Platzwechsel
mit wenigen Öffnungstagen
rentieren sich gar nicht
mehr, deshalb können wir
kleine Veranstaltungen kaum
mehr stemmen.“
Obendrauf kommen die

hohen Strompreise: Heit-

mann hat jüngst allein
100 000 Euro in eine noch
effizientere LED-Technik in-
vestiert. Kleinere Betriebe
rüsten Stromfresser wie
Öfen und Fritteusen durch
modernes Gerät nach.
„Nach der Corona-Zwangs-

pause haben wir in diesem
Jahr endlich wieder gut ver-
dient, aber jetzt sieht es
trotzdem alles andere als ro-
sig aus“, so Heitmann.
Und einig ist man sich

auch, dass man die Preisan-
stiege nicht auf die Kund-

Die Aufbauarbeiten für den Herbstsend auf dem Schlossplatz sind so gut wie abgeschlossen. Wenn das Wetter mitspielt, hoffen die 180 Schau-
steller auf rund 250 000 Besucher. Rechts oben im Bild das Orgateam von Schaustellerverband und Ordnungsamt. Fotos: hpe

180 Schausteller präsentieren sich ab Samstag zur Herbstkirmes auf dem Schlossplatz

Send bleibt trotz Krise attraktiv

Die neue Staatssekretärin
im NRW-Justizministe-
rium, Dr. Daniela Brück-
ner, besuchte jetzt das Fi-
nanzgericht Münster. Nach
Begrüßung durch den Prä-
sidenten Christian Wol-
sztynski nahm sie an
einem Gespräch mit Ver-
tretern der Richterschaft,
der Gerichtsverwaltung so-

wie der Gremien teil. Zent-
rales Thema war die Digi-
talisierung der Justiz, die
nach der Einführung der
elektronischen Akte und
des elektronischen Rechts-
verkehrs sowie mit der in-
tensiven Nutzung mo-
dernster Videokonferenz-
technik weit fortgeschrit-
ten ist.

Staatssekretärin besucht Finanzgericht

Staatssekretärin Daniela Brückner (M.) war beim Finanzgericht zu
Gast. Foto: Finanzgericht Münster
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Der Fall: Die Kläger waren 
Eheleute und beide als 
Trauerredner und Trauer-
begleiter tätig. Sie machten 
in ihrer Einkommensteuer-
erklärung Aufwendungen 
für die Anschaffung, Repa-
ratur und Reinigung von 
Kleidung (u.a. Anzüge, 
Hemden, Röcke, Blusen) 
als Betriebsausgaben gel-
tend. Das Finanzamt er-
kannte die Aufwendungen 
nicht an. Der dagegen ein-
gelegte Einspruch und die 
beim Finanzgericht erho-
bene Klage hatten keinen 
Erfolg. Die Kläger legten 
Revision beim Bundesfi-
nanzhof (BFH) ein.

Die Rechtslage: Aufwen-
dungen für „bürgerliche 
Kleidung“ gehören zu den 
Aufwendungen der priva-
ten Lebensführung, die 
nach § 12 Nr. 1 Satz 2 Ein-
kommensteuergesetz 
grundsätzlich nicht als Be-
triebsausgaben nach § 4 
Abs. 4 EStG abziehbar sind. 
Deshalb sind privat nutz-
bare Bekleidungsstücke 
steuerlich unerheblich; die 
Aufwendungen sind mit 
dem Steuerfreibetrag abge-
golten. Nur Aufwendungen 
für typische Berufsklei-
dung können einkommen-
steuerlich abgesetzt wer-
den.

Die Entscheidung: Mit 
Urteil vom 16. März 2022 

(Aktenzeichen VIII R 
33/18) hat der BFH die 
Vorinstanz im Wesentli-
chen bestätigt. Die von den 
Klägern angeschafften 
Kleidungsstücke könnten 
auch privat genutzt wer-
den. Sie seien keine typi-
sche Berufskleidung. Da-
runter seien nur Klei-
dungsstücke zu verstehen, 
die nach ihrer Beschaffen-
heit objektiv nahezu aus-
schließlich für die berufli-
che Nutzung bestimmt 
und geeignet seien. Zudem 
müssten sie wegen der 
Eigenart des Berufs nötig 
sein oder nach äußerlichen 
Merkmalen (wie bei Uni-
formen oder bei einem 
dauerhaft angebrachten 
Firmenemblem) zur beruf-
lichen Verwendung be-
stimmt sein. Ob Trauer-
kleidung „kulturhistorisch“ 
erwartet werde, sei un-
erheblich; auch bei ande-
ren Berufsgruppen müss-
ten bestimmte Gepflogen-
heiten beachtet werden, 
ohne dass die erwartete 
Bekleidung dadurch zur 
Berufskleidung werde.
Der BFH hat an früheren 
Entscheidungen, in denen 
er schwarze Anzüge eines 
Leichenbestatters oder die 
schwarze Hose eines Kell-
ners als abzugsfähig einge-
stuft hat, nicht mehr fest-
gehalten.

| www.fg-muenster.nrw.de

Nachrichten

Beim Eincremen mit Son-
nenschutzmitteln geht 
schnell mal was daneben. 
Oder man zieht sich zu 
schnell was über und zu-
rück bleiben gelbliche Ver-
färbungen. Sie lassen sich 
mit Vollwaschmittel reini-
gen, allerdings sollte es 
sich um Produkte in Pul-
ver-, Granulat- oder Tablet-
tenform handeln. Dazu rät 
der Industrieverband Kör-
perpflege- und Waschmit-

tel (IKW). Diese Varianten 
enthalten in der Regel 
Bleichmittel, die für eine 
höhere Waschwirkung sor-
gen als flüssige Vollwasch-
mittel-Produkte. Aber gera-
de auf die Bleichmittel 
komme es beim Entfernen 
von Flecken durch Son-
nencreme an, so der IKW.
Ist der Fleck nicht direkt 
weg, sollte man nicht auf-
geben: Einmaliges Anwen-
den lässt die Farben nur 
minimal heller werden.
Sind Rucksäcke betroffen, 
hat man oft Pech: Viele 
Hersteller raten davon ab, 
diese Stücke in der Wasch-
maschine zu waschen, da 
ihr Material Schaden neh-
men könnte. Rucksäcke 
rein aus Stoff lassen sich 
aber in einer Wanne mit 
kaltem oder lauwarmem 
Wasser und Feinwaschmit-
tel von Hand reinigen. (dpa)

Vollwaschmittel bei Sonnencreme-Flecken

Schnell passiert: Sonnenmilch 
landet auf der Kleidung. Foto: cb

Viele Straßenbäume leiden 
wie die Pflanzen im eige-
nen Garten unter Trocken-
heit. Mindestens zehn Liter 
Wasser pro Tag sollte man 
ihnen geben, rät das Um-
weltbundesamt. Das ist ein 
üblicher Haushaltseimer 
voll. Gerade junge Straßen-
bäume brauchen Hilfe. 
Ihre Wurzeln sind noch 
dabei, sich auszustrecken. 
Daher reichen sie anfangs 
noch nicht bis zum Grund-
wasserspiegel. 

Idealerweise gibt man jun-
gen wie alten Bäumen 
nicht täglich Wasser, son-
dern ein bis zwei größere 
Wassergaben pro Woche. 
Das ist ein üblicher Gieß-
tipp von Gärtnern: Besser 
selten und dafür durchnäs-
send wässern. Sonst ge-
langt die Nässe nur an die 
Oberfläche des Bodens 
und im schlimmsten Fall 
werden die Pflanzen bei 
regelmäßiger Versorgung 
dazu angeregt, nur flache 
Wurzeln zu bilden statt 
solcher, die bis in die Tiefe 
reichen und länger die 
Selbstversorgung ermögli-
chen. In manchen Städten 
hinterlässt das Grünflä-
chenamt auch etwas Hilfe 
fürs Gießen: Bewässe-
rungsbeutel zum Beispiel, 
die um den Stamm gelegt 
sind. Oder es werden Gieß-
ringe angelegt, sodass das 
Wasser nicht wegläuft, 
sondern nach und nach di-
rekt über dem Wurzelraum 
versickern kann. (dpa)

Nachbarschaftshilfe für Straßenbäume

Dankbare Abnehmer: Gerade 
jüngere Bäume brauchen in Tro-
ckenperioden Gießhilfe. Foto: dpa

Aktueller Steuerfall

Trauerspiel um die Berufskleidung
Aktuelle Entscheidungen aus dem Steuerrecht – 
geschildert vom Finanzgericht Münster Kommen Arbeitneh-

mer mit öffentlichen 
Verkehrsmitteln zur 

Arbeit, können Arbeitgeber 
ihnen steuerfreie Zuschüsse 
zu den Fahrtkosten auszah-
len. Gängig ist das etwa bei 
Monatstickets. Weil die Mo-
natstickets zwischen Juni 
und August wegen des 9-
Euro-Tickets günstig ausfal-
len, können die Fahrtkosten-
zuschüsse zum Teil höher 

liegen. Halten Arbeitgeber 
ungeachtet des Billig-Tickets 
an dem bisherigen Betrag 
fest, muss das aber kein 
Problem sein.

„Der Arbeitgeber kann teil-
weise den gleichen Zuschuss 
bezahlen wie bisher“, sagt 
Daniela Karbe-Geßler vom 
Bund der Steuerzahler in 
Berlin. Die Finanzverwal-
tung hat für diese Fälle eine 
Vereinfachungsregelung be-

schlossen. Für die Monate 
Juni, Juli und August 2022 
bleibt die Steuerfreiheit 
selbst dann bestehen, wenn 
die Zuschüsse des Arbeitge-
bers im Monat höher sind als 
die Kosten des Arbeitneh-
mers. 

Sichergestellt werden 
muss allerdings, dass die 
Arbeitgeberzuschüsse im 
Kalenderjahr 2022 insge-
samt nicht höher sind als die 

vom Arbeitnehmer getrage-
nen Kosten für die Tickets.

Ein Beispiel: Zahlt ein 
Arbeitgeber etwa einen 40-
Euro-Zuschuss für ein Mo-
natsticket im Wert von 70 
Euro, bleibt der Zuschuss 
auch für die Monate Juni bis 
August steuerfrei. Denn ins-
gesamt bezahlt der Arbeit-
nehmer für seine Tickets 
dann 657 Euro, der Zuschuss 
des Arbeitgebers bleibt mit 

480 Euro darunter. Arbeitge-
ber sollten also genau rech-
nen. 

Anpassungen müssen vor 
allem die Arbeitgeber vor-
nehmen, die bisher schon 
den gesamten Preis für das 
Ticket übernommen haben. 
Hier sollte in den Monaten 
Juni bis August der Zuschuss 
auf 9 Euro gemindert wer-
den, um die Steuerfreiheit 
voll zu behalten. (dpa)

9-Euro-Ticket

Regelung für Fahrtkostenzuschuss wird angepasst

sind teurer als Jalousien und 
für die Montage braucht es 
Handwerker. 

Innenliegende Vorhänge, 
Jalousien, Rollos und Plis-
sees: 

Sie verringern die Ein-
strahlung des Sonnenlichts, 
sind aber als Hitzeschutz 
nicht so wirksam. Denn sie 
greifen erst, wenn die Son-
nenstrahlen bereits die Fens-
terscheiben passiert haben 
und dann nicht mehr kom-
plett nach draußen zurück-
reflektiert werden können. 

Oft sind sie die einzige 
Möglichkeit für Mieter. 
Branchen-Sprecher Heiko 

Ziffer nennt noch einen Vor-
zug: „Mit Rollos kann man 
gut den Lichteinfall regulie-
ren, wenn man zum Beispiel 
am Computer arbeitet.“

Diese Produkte gibt es in 
verschiedenen Varianten, 
von transparent über blick-
dicht bis zu komplett abdun-
kelnd. Letztere werden gerne 
für Schlaf- und Kinderzim-
mer empfohlen, sie sind 
auch als Blockade gegen die 
Hitze am wirksamsten. Ein 
Tipp von Heiko Ziffer sind 
Plissees, auch Faltrollos ge-
nannt. Sie lassen sich un-
kompliziert mit Schienen an 
den Fensterrahmen klem-

men oder kleben. Sie werden 
dann wie eine Ziehharmoni-
ka zusammen- oder ausei-
nandergezogen. Praktisch, 
wenn es darum geht, noch 
ein wenig Licht in den Raum 
zu lassen. 

Als Hitzeschutz wirken 
laut Ziffer besonders Waben-
plissees, bei denen der dop-
pelt gelegte Stoff wabenartig 
verschweißt wurde. 

Sonnenschutzfolie: 
Eine technisch ausgereifte 

Lösung sind Sonnenschutz-
folien, die sich dauerhaft auf 
die Fensterscheiben kleben 
lassen. Sie schaffen es unter 
optimalen Bedingungen in 

76 Prozent der Fälle, in 
denen es ohne sie eine Zim-
mertemperatur von über 26 
Grad gegeben hätte, das zu 
vermeiden, sagt Peter Schick, 
der bei der Stiftung Waren-
test an Studien zum Hitze-
schutz beteiligt war. Die Fo-
lien bestehen aus Kunststoff-
schichten, die mit Metallpar-
tikeln bedampft sind. So 
kann ein großer Teil der Son-
nenstrahlen reflektiert wer-
den, ehe sie die Fenster pas-
sieren. Grundsätzlich kön-
nen sie von Laien ange-
bracht werden, Warentester 
Schick empfiehlt aber den 
Fachbetrieb. (dpa)

Es gibt eine Grenze, an 
der die schöne Som-
merwärme zur Belas-

tung wird. In Wohnräumen 
ist diese je nach Lage schnell 
erreicht. Ihre beste Lösung: 
Die Fenster abdunkeln, so-
dass die Sonnenwärme nicht 
mehr reinkann. Doch muss 
man gleich ganz im Dunkeln 
sitzen und an den schönsten 
Sommertagen Kunstlicht an-
schalten? Experten bewerten 
die Sonnenschutz- und Ver-
schattungslösungen:

Außenliegende Jalousien 
und Rollläden: 

Diplom-Ingenieur Peter 
Schick von der Stiftung Wa-
rentest rät zu Lösungen, die 
von außen vor die Fenster 
montiert werden. „Alles, was 
vor den Fenstern sitzt, hält 
die Wärme davon ab, über-
haupt den Wohnbereich zu 
erreichen. Und Wärme, die 
erst gar nicht im Raum ist, 
muss nicht mit viel Aufwand 
herausgekühlt werden.“  Die 
Zahlen sprechen für sich: 60 
bis 75 Prozent der Sonnen-
einstrahlung können die 
Systeme, die außen am Fens-
ter angebracht werden, ab-
fangen. Innenliegende Va-
rianten schaffen nur bis zu 
einem Drittel.

Die Wahl von Peter Schick 
sind Außenjalousien mit 
drehbaren und beweglichen 
Lamellen. Sie können je 
nach Intensität der Sonnen-
einstrahlung mal mehr, mal 
weniger Licht in den Raum 
lassen. Manche Modelle ha-
ben Sensoren, die das auto-
matisch regulieren oder über 
die man mit einer App auf 
dem Smarthome die Einstel-
lungen regulieren kann. 

Die Schutzwirkung von 
Rollläden ist so gut wie die 
von Außenjalousien. Heiko 
Ziffer vom Verband innenlie-
gender Sicht- und Sonnen-
schutz rückt weitere Vorteile 
in den Fokus: „Rollläden sind 
heute vorwiegend aus lang-
haltendem Aluminium und 
bieten auch noch Schutz vor 
Einbrechern.“ Nachteil: Sie 

Effektiver Sonnenschutz am Fenster

Abdunkeln zum Abkühlen

Innenliegende Rollos gibt es in verschiedenen Varianten: Je nachdem, wie stark der Sonnenschutz im Zimmer ausfallen soll, können transparente, 
blickdichte oder komplett abdunkelnde Rollos gewählt werden Fotos: TEBA GmbH & Co. KG/dpa-tmn

Wer seine vermietete 
Immobilie mit 
einer oder mehre-

ren Ladestationen ausstattet, 
kann die dafür angefallenen 
Kosten steuerlich geltend 
machen. Darauf verweist der 
Bundesverband Lohnsteuer-
hilfevereine (BVL). 

Steuerrechtlich werden 
nachgerüstete E-Ladesäulen 
als eigenständige Wirt-
schaftsgüter betrachtet. Die 
Kosten für die Nachrüstung 
der Ladesäule müssen Ver-
mieter daher über die be-
triebsgewöhnliche Nut-
zungsdauer abschreiben.

Dabei haben sie einen ge-
wissen Spielraum. Die Fi-
nanzverwaltung setzt bei in-
telligenten Wandladestatio-
nen – sogenannten Wallbo-
xen oder Wall-Connectoren 
–  eine betriebsgewöhnliche 
Nutzungsdauer von sechs bis 
zehn Jahren an. Über diesen 
Zeitraum hinweg können 

Vermieter die Anschaffungs- 
und Installationskosten, aber 
auch die eventuell notwen-
dige Genehmigung durch 
den Netzbetreiber, komplett 
abschreiben.  

Auch Steuerpflichtige, die 
an oder in der privaten Im-
mobilie eine Ladeinfrastruk-
tur nachrüsten, können die 
dafür anfallenden Kosten 

steuerlich geltend machen. 
Für die Installationskosten 
und eine in Rechnung ge-
stellte Anfahrtspauschale 
des Elektrofachbetriebs 
kann eine Steuerermäßi-
gung für Handwerkerleis-
tungen in Höhe von 20 Pro-
zent der Gesamtsumme, ma-
ximal aber 1200 Euro, gel-
tend gemacht werden. (dpa)

Wer sein Zuhause für die Elektromobilität vorbereiten möchte, kann die 
anfallenden Kosten steuerlich absetzen. Foto: Axel Heimken/dpa

E-Mobilität: Steuererleichterung für Ladestation

Nachrüstung mit Wallbox

Wer auf dem Fahrrad 
unterwegs ist, soll-
te nicht zu auf-

recht im Sattel sitzen. Darauf 
weist der Sportwissenschaft-
ler Ingo Froböse von der 
Deutschen Sporthochschule 
Köln hin. Denn: „In dieser 
Haltung ist die Muskulatur 
zu entspannt.“

Entspannte Muskulatur –  
was nach Schonung klingt, 
ist für den Rücken nicht die 
beste Wahl. Besser ist, den 
Oberkörper beim Radfahren 
etwas nach vorne zu beugen, 
so Froböse. Hintergrund: So 
erreicht man eine gewisse 
Vorspannung, die die Wir-
belsäule stabilisiert, und 
kann Erschütterungen bes-
ser abfedern. 

Der Sportwissenschaftler 
rät zu einer Beugung von 15 
bis 20 Grad, was übrigens 
längst nicht der Sitzhaltung 
entspricht, die man von 
Rennradprofis kennt. 

Deren stark gebeugte Hal-
tung ist laut Froböse zwar 
gesundheitlich nicht be-
denklich. „Allerdings sollte 
der Rücken aufgrund der be-
anspruchenden Haltung 
trainiert sein“, so Froböse. 
Anfängerinnen und -Anfän-
ger wählen also besser erst 
mal ein City- oder Trekking-
rad, ehe sie sich ans Rennrad 
heranwagen. (dpa)

Richtige Haltung auf dem Fahrrad

Rücken trainieren

Eine leichte Beugung nach vorn 
schützt und stabilisiert die Wirbel-
säule. Foto: dpa



DAS FINANZGERICHT MÜNSTER

INTERNAG.



DAS FINANZGERICHT MÜNSTER DAS FINANZGERICHT MÜNSTER

94 95

 Die effektive Gewährung von Rechtsschutz in Steu-

ersachen ist Aufgabe und Ziel des Finanzgerichts 

Münster. Um dies zu gewährleisten arbeiten im Fi-

nanzgericht Münster Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

ter ganz unterschiedlicher Funktion Hand in Hand. 

Neben den Richterinnen und Richtern sind etwa 50 

Beschäftigte anderer Dienstzweige an der Erledi-

gung der etwa 3.500 Verfahren jährlich beteiligt. 

Die vertrauensvolle Zusammenarbeit aller Dienstzwei-

ge ist dabei Basis und Voraussetzung für die zeitnahe 

und qualitativ hochwertige Erledigung der Verfahren. 

Der Weg der Klage:

Die Klage geht, vorrangig in digitaler aber mitunter 

auch in Papierform, bei den Kolleginnen und Kolle-

gen der Post- und Botenstelle ein. Neben Klagein-

gängen werden hier auch alle weiteren Posteingän-

ge erfasst, gescannt und den Senaten zugeordnet.   

Die Kolleginnen und Kollegen des Botendienstes sind 

zudem erster Ansprechpartner bei einer Kontaktauf-

nahme zum Gericht, besetzen etwa die Telefonzent-

rale, empfangen die Besucher im Eingangsbereich und 

sorgen für einen reibungslosen Zugang der Öffentlich-

keit zum Gerichtsgebäude.

Ist die Post zugeordnet, wird sie in den Serviceein-

heiten (früher Geschäftsstellen) weiterverarbeitet. 

Jeder der 15 Senate des Finanzgerichts kann sich da-

bei auf seine eigene Serviceeinheit verlassen. Jede 

Serviceeinheit ist jeweils mit einer Anzahl von Ur-

kundsbeamtinnen und Urkundsbeamten besetzt.  

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Serviceeinheit 

kennen die maßgebenden Grundlagen und bürotechni-

schen Vorgaben zur Führung einer Serviceeinheit und füh-

ren diese Vorgaben selbständig und eigenverantwortlich 

nach der Geschäftsstellenordnung der Finanzgerichte aus. 

Zu den Aufgaben gehören u.a. die Bearbeitung des Post- 

eingangs und die Anlegung und Führung der elektroni-

schen Akten. Die Serviceeinheit berechnet, vermerkt und 

überwacht die gesetzlichen und richterlichen Fristen und 

ist für die Bewirkung der Zustellungen zuständig. Außer-

dem werden von der Serviceeinheit die Akteneinsichten 

gewährleistet und sie ist in einzelnen Fällen für die Proto-

kollführung während der Verhandlungen zuständig. Die 

Serviceeinheit wickelt den gesamten Schriftverkehr – vom 

Verfahrenseingang bis zur Beendigung des Verfahrens – 

ab. Nach Beendigung des Verfahrens wird die Archivierung 

der Entscheidungen und die Weglegefrist der elektroni-

schen Akte nach Vorgabe der Aufbewahrungsbestimmun-

gen bearbeitet und erledigt.

Die Serviceeinheiten arbeiten im Team mit den Kollegin-

nen und Kollegen aller Bereiche des Finanzgerichts eng 

zusammen. Sie stehen insbesondere im ständigen Dialog 

mit den Richterinnen und Richtern und sind telefonischer 

Ansprechpartner für die unterschiedlichsten Anliegen der 

Verfahrensbeteiligten und der Öffentlichkeit. Die Service-

einheit bildet die Brücke zwischen den Richterinnen und 

Richtern und den rechtsuchenden Bürgerinnen und Bürger. 

Einen wichtigen Bestandteil des Finanzgerichts Mün- 

ster bildet die Gerichtsverwaltung. Die hier tätigen Kol-

leginnen und Kollegen sind in zahlreichen Bereichen 

eingesetzt, um die Grundlagen für eine funktionieren-

de Rechtsprechung zu schaffen. So führen sie die Ge-

schäftsleitung und die Verwaltungsgeschäftsstelle. 

In der hauseigenen IT-Abteilung des Finanzgerichts wird 

sichergestellt, dass sämtliche technische Geräte funkti-

onsfähig und einsatzbereit sind. Zudem unterstützen die 

Kolleginnen und Kollegen der IT-Abteilung die Richterin-

nen und Richter insbesondere bei der Durchführung von 

Videokonferenzen. 

Wichtige Säulen einer funktionsfähigen Rechtsprechung 

bilden die hausinterne Bücherei, die Haustechnik, die für 

Personal- und Haushaltsangelegenheiten zuständigen 

Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter, die für die 

Organisation der Serviceeinheiten zuständigen Teamlei-

tungen, die Qualitätssicherung und der Fahrdienst.

VIELE KÖPFE – EIN PRODUKT
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Die Beamtinnen und Be-

amten des gehobenen 

Dienstes sind in den 

unterschiedlichsten Be-

reichen der Gerichtsver-

waltung eingesetzt (z.B. 

im Rahmen der Planung von 

Dienstreisen, der Verwaltung 

des Dienstwagens, der 

Erstattung von Umzugs-

kosten für alle drei nord-

rhein-westfälischen Finanzgerichte oder für die Bearbeitung von Ange-

legenheiten der ehrenamtlichen Richterinnen und Richter). Insbesondere sind 

sie jedoch als Kostenbeamte für die Ermittlung der Streitwerte und Kostenquo-

ten nach Abschluss des Verfahrens zuständig. Sie erlassen die Kostenfestset-

zungsbeschlüsse und sind in die Bearbeitung von Prozesskostenhilfeanträge 

eingebunden. In der Rechtsantragsstelle unterstützen sie die Rechtssuchen-

den und nehmen deren Klagen und Anträge entgegen.

Die Richterinnen und Richter des Finanzgerichts Münster werden auch von 

speziell ausgebildeten und geschulten gerichtseigenen Prüferinnen und Prü-

fern unterstützt. Diese übernehmen im Auftrag der Richterinnen und Rich-

tern in sog. Prüfungsfällen Teile der weiteren Sach-

aufklärung. Insbesondere bei der Überprüfung 

von Fahrtenbüchern sowie in Fällen der Hinzu-

schätzung nach Durchführung einer Außen-

prüfung ist der Einsatz der gerichtseigenen 

Prüferinnen und Prüfer für die effektive 

Verfahrenserledigung unverzichtbar. 

Fazit: Rechtsprechung ist das Ergeb-

nis eines Prozesses, der von 

vielen starken Schultern 

gemeinsam getragen wird.  

Zwecks Erörterung der aktuellen Belange der Rich-

terschaft traf sich der Richterrat im Berichtszeit-

raum in unregelmäßigen Abständen per Videokonfe-

renz. Es fanden ferner Vierteljahresgespräche statt, 

in denen sich der Richterrat mit der Hausleitung 

austauschen konnte. Prägend sowohl innerhalb des 

Richterrats als auch im Verhältnis zur Hausleitung 

war eine konstruktive und vertrauensvolle Zusam-

menarbeit, mit der pragmatisch nach den bestmög-

lichen Lösungen für das Gericht gesucht wurde. 

In dem Bereich der Personalangelegenheiten war für 

den Richterrat in den vergangenen zwei Jahren ver-

gleichsweise wenig zu tun. Herr Dr. Oellerich nahm 

für den Richterrat an drei Auswahlgesprächen teil, in 

Folge derer der Richterrat seine Zustimmung zur Ein-

stellung eines Kollegen erteilte. Hinsichtlich der Ab-

ordnung von zwei Kollegen, der Verkürzung der Abord-

nung eines weiteren Kollegen und der Besetzung von 

Dezernentenstellen wurde der Richterrat angehört. 

Zuständig ist der Richterrat darüber hinaus für soziale 

Belange, insbesondere die Gleichstellung und Angele-

genheiten der Schwerbehinderten, sowie organisatori-

sche Fragen, IT, Arbeitsschutz, Fortbildung und Haus-

haltsfragen. Geprägt waren die vergangenen beiden 

Der Richterrat
Der Richterrat ist die Personalvertretung der Richterinnen und Richter des Finanzgerichts Münster und in dieser Funktion 

in die allgemeinen und sozialen Angelegenheiten des Gerichts eingebunden. Zum 01.01.2021 bestand er aus den Kollegin-

nen und Kollegen Nils Brettschneider, Dr. Jan-Hendrik Kister, Anke Krautstrunk, Dr. Verena Kulmsee, Ingo Lutter, Dr. Ingo 

Oellerich und Dr. Matthias Wackerbeck. Zum Vorsitzenden hatten die Mitglieder im Dezember 2020 Herrn Dr. Oellerich 

und zur stellvertretenden Vorsitzenden Frau Dr. Kulmsee gewählt. Herr Dr. Kister blieb der zweite Stellvertreter.

v. l.: RinFG Krautstrunk, RFG Brettschneider, RFG Dr. Oellerich, VRFG Lutter, RinFG Dr. Kulmsee, VRFG Dr. Kister
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Er setzt sich für die Beschäftigen/Beamten ein und 

arbeitet in seiner Funktion mit der Verwaltung eng 

zusammen. Zu seinen Aufgaben gehören konkret 

das Mitbestimmungs-/Mitwirkungs- bzw. Anhö-

rungsrecht bei Höhergruppierungen, Beförderungen, 

Abordnungen, Versetzungen, Abmahnungen, Kün-

digungen und die Gleichbehandlung der einzelnen 

Beschäftigten/Beamten. Weiter schließt er mit dem 

Präsidenten Dienstvereinbarungen über die flexible 

Arbeitszeit und das Homeoffice der Beschäftigten/

Beamten. Die Grundlage für die Zusammenarbeit mit 

der Behördenleitung bildet das Landespersonalvertre-

tungsgesetz. Selbstverständlich arbeitet der Perso-

nalrat auch vertrauensvoll mit dem Richterrat, der im 

Hause ansässigen Schwerbehindertenvertretung und 

dem Gesundheitsmanagement zusammen. 

Im Berichtszeitraum nahmen Mitglieder des Personalrates 

an Einstellungsgesprächen für insgesamt 4 Stellen teil, die 

erfolgreich nachbesetzt werden konnten.

Eine der großen Herausforderungen war die Corona-Pande-

mie. Gemeinsam mit dem Richterrat nahm der Personalrat 

an Gesprächen mit der Hausleitung teil, in denen es um die 

Umsetzung der Corona-Regeln und die Priorisierung bei den 

Impfungen ging. Insbesondere gelang es dem Personalrat in 

Gesprächen mit der Hausleitung den Kolleginnen und Kolle-

gen attraktive Heimarbeitszeiten zu sichern. Diese konnten 

auch über die Corona-Pandemie hinaus fortgeführt werden.

In allen diesen Gesprächen zeigte sich, dass Hausleitung und 

Personalrat gemeinsam an einem Strang ziehen, um gute 

Lösungen für die Kolleginnen und Kollegen zu erreichen.

Der Personalrat 

Seit November 2020 ist der für jeweils 4 Jahre gewählte Personalrat (bestehend aus 5 Personen) in seiner jet-

zigen Besetzung (Ursula Langenkämper als 1. Vorsitzende, Birgit Mause als 2. Vorsitzende und Monika Janas, 

Jürgen Lojewski und Jan Lohaus) tätig.

v. l.: RARin Langenkämper, RR Lojewski, VBe Janas, VBe Mause, VBer Lohaus

Abgesehen von kleineren wiederkehrenden Vorgängen, 

wie bspw. der Mitwirkung bei der Auswahl von Fortbil-

dungsveranstaltungen und deren Teilnehmer, ergab sich 

für den Richterrat in den Berichtsjahren darüber hinaus 

wenig Handlungsbedarf. Das dürfte Ausdruck der ver-

trauensvollen Zusammenarbeit des Richterrats mit der 

Hausleitung sein, die in einem ständigen Austausch mit-

einander hinsichtlich der richterlichen Belange stehen. 

Im Dezember 2022 wählten die Richterinnen und Richter 

des Finanzgerichts Münster einen neuen Richterrat, der 

sich seit dem 01.01.2023 aus folgenden Mitgliedern zusam-

mensetzt: Dr. Anne Haimerl, Dr. Jan-Hendrik Kister, Anke 

Krautstrunk, Dr. Verena Kulmsee, Claudia Nebelin, Dr. Ingo 

Oellerich und Dr. Thomas Wiesch. Vorsitzender bleibt Herr 

Dr. Oellerich; zu stellvertretenden Vorsitzenden wählte 

der Richterrat Frau Dr. Haimerl und Herrn Dr. Kister.

Den ausgeschiedenen Kollegen Nils Brettschneider, Ingo Lutter und Dr. Matthias Wackerbeck schuldet der Richt-

errat großen Dank für die immer sehr engagierte und überaus angenehme Zusammenarbeit.

Jahre insoweit durch die Corona-Pandemie, in denen 

die Hausleitung die anstehenden Maßnahmen (Si-

cherheitsvorkehrungen, Impfpriorisierungen, etc.) in 

enger Rücksprache mit dem Richterrat und dem Per-

sonalrat entschied. Zugestimmt hat der Richterrat 

im September 2022 zudem der Umstellung der Ar-

beitsschutzunterweisungen auf ein Online-Format. 

Überhaupt schritt auch in den vergangenen zwei Jah-

ren die Digitalisierung weiter voran. So wurde unter 

Begleitung des Richterrats auf eine Eingerätestrate-

gie umgestellt. Die Richterinnen und Richter arbeiten 

nunmehr ausschließlich mit ihren Laptops; Standge-

räte müssen in den Büros nicht mehr vorgehalten 

werden. Daneben begleitete der Richterrat die Voll-

migration in die ZBS und wurde diesbezüglich auch 

zu einer anstehenden Dienstvereinbarung angehört. 

v. l.: RFG Dr. Wiesch, RFG Dr. Oellerich, VRFG Dr. Kister, RiFG Dr. Haimerl, 
RiFG Krautstrunk, RiFG Nebelin, RiFG Dr. Kulmsee
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Das Präsidium

sachlichen Gründen (wie z.B. Überlastung oder ungenügen-

de Auslastung eines Senates) oder wegen personeller Verän-

derungen in den Senaten erforderlich ist.

Die Tätigkeit des Präsidiums in den Jahren 2021 und 2022 war 

über die turnusmäßige jährliche Geschäftsverteilung hinaus 

geprägt durch zahlreiche – auf Beförderungen, Neueinstel-

lungen, Pensionierungen sowie den Beginn oder das Auslau-

fen von Abordnungen und Elternzeiten zurückzuführende – 

unterjährige Entscheidungen über personelle Veränderungen 

in den Senaten und über damit in Zusammenhang stehende 

Belastungsausgleiche. Darüber hinaus war das Präsidium 

mit der Zuweisung der für die Wahlperiode vom 01.01.2022 

bis zum 31.12.2026 neu gewählten 330 ehrenamtlichen Rich-

terinnen und Richter zu den 15 Senaten des Finanzgerichts 

Münster sowie mit der Entscheidung darüber befasst, wel-

che Kolleginnen und Kollegen dem Präsidenten des Landge-

richts Düsseldorf bzw. dem Präsidenten des Oberlandesge-

richts Hamm als nichtständige Beisitzer des Dienstgerichtes 

für Richter bzw. des Dienstgerichtshofes für Richter vorge-

schlagen werden sollten. Dem Vorschlag des Präsidiums ent-

sprechend wurden zwischenzeitlich die Kollegin Dr. Sabine 

Thiede zur nichtständigen Beisitzerin des Dienstgerichtes für 

Richter und die Kollegen Dr. Petra Bahlau, Dr. Reimer Stal-

bold und Ulrich Werning zu nichtständigen Beisitzern des 

Dienstgerichtshofes für Richter bestellt.

Das Präsidium des Finanzgerichts Münster besteht aus dem Präsidenten des Finanzgerichts und acht gewählten 

Richterinnen und Richtern. Der Vizepräsident des Finanzgerichts kann an den Sitzungen des Präsidiums mit beraten-

der Stimme teilnehmen. Gewählt werden die Präsidiumsmitglieder auf vier Jahre, wobei alle zwei Jahre jeweils die 

Hälfte der Mitglieder ausscheidet und neu gewählt wird. Eine – auch mehrfache – Wiederwahl ist möglich. 

Am 01.01.2021 gehörten dem Präsidium neben dem Prä-

sidenten des Finanzgerichts die Richterinnen und Richter 

Silke Beidenhauser, Dr. Anne Haimerl, Dr. Jan-Hendrik Kis-

ter, Anke Krautstrunk, Dr. Verena Kulmsee, Ingo Lutter, Dr. 

Ingo Oellerich und Ulrich Werning an. Ende Januar 2021 ist 

an die Stelle der wegen Eintritts in die Elternzeit aus dem 

Präsidium ausgeschiedenen Kollegin Dr. Anne Haimerl die 

Kollegin Dr. Petra Bahlau getreten. Weitere Änderungen in 

der personellen Zusammensetzung des Präsidiums haben 

sich in der Folgezeit nicht ergeben; auch die zum 01.01.2023 

turnusgemäß durchgeführte Neuwahl der Hälfte der Präsi-

diumsmitglieder hat nicht zu einer geänderten personellen 

Zusammensetzung des Präsidiums geführt.

Das Präsidium nimmt als ein zur Wahrung der richterlichen 

Unabhängigkeit eingerichtetes gerichtsinternes Selbstver-

waltungsorgan – im Gegensatz zum Richter- und zum 

Personalrat – nicht Aufgaben der Interessenvertretung des 

richterlichen und nichtrichterlichen Dienstes, sondern un-

mittelbar der Rechtsprechung dienende Aufgaben wahr: 

Es beschließt jährlich im Voraus einen Geschäftsvertei-

lungsplan, der die personelle Besetzung der Senate und 

die Verteilung der dem Finanzgericht Münster insgesamt 

zugewiesenen Geschäfte auf die einzelnen Senate des Ge-

richts regelt. Der Geschäftsverteilungsplan kann während 

des Geschäftsjahres nur geändert werden, wenn dies aus 

Neueinstellung
- Richterin Thiel -

Ruhestand
- Vorsitzender Richter am Finanzgericht Nordholt -

Am 01.03.2021 hat Anna Thiel ihren Dienst als Richterin 

beim Finanzgericht Münster angetreten. Die 30-jährige 

stammt aus dem Bergischen Land und absolvierte eine 

Ausbildung im gehobenen Dienst der Finanzverwaltung 

des Landes Nordrhein-Westfalen, bevor sie in Düsseldorf 

und Köln Jura studierte. Nach ihrem zweiten Staatsexa-

men war sie für ca. ein Jahr als Rechtsanwältin in einer 

überregionalen Steuerrechtskanzlei tätig. Das Präsidium 

des Finanzgerichts Münster hat Frau Thiel zunächst dem 

im Schwerpunkt für Streitigkeiten aus dem Bereich der 

Einkommensteuer und des Kindergeldrechts zuständigen 

12. Senat zugewiesen.

Zum 31.07.2021 verabschiedete der Präsident des Finanzgerichts Christian Wolsztynski den Vorsitzenden Richter am 

Finanzgericht Norbert Nordholt nach über 30-jähriger richterlicher Tätigkeit – davon 13 Jahre als Vorsitzender des 12. 

Senats – in den Ruhestand. Herr Nordholt (67) absolvierte zunächst die Ausbildung im gehobenen Dienst der Finanz-

verwaltung und schloss danach sowohl ein Studium der Rechtswissenschaften als auch der Betriebswirtschaftslehre 

an der Universität Göttingen ab. Nach dem zweiten juristischen Staatsexamen war Herr Nordholt zunächst im höheren 

Dienst der niedersächsischen Finanzverwaltung tätig, bevor er 1988 an das Finanzgericht Münster wechselte. Dort wur-

de er 2008 Vorsitzender des 12. Senats. „Mit Herrn Nordholt verabschiedet das Finanzgericht Münster nicht nur einen 

hervorragenden Steuerjuristen, sondern auch einen bei den Verfahrensbeteiligten und allen Kolleginnen und Kollegen 

des Hauses hoch geschätzten Richterkollegen“, erklärte Präsident Christian Wolsztynski.

Rin Thiel

v. l.: Rin Thiel, RAI Fissahn, RinFG Krautstrunk, VRFG a.D. Nordholt, 
PFG Wolsztynski, VPFG Dr. Coenen, RFG Dr. Böwing-Schmalenbrock

Abgänge, Zugänge, Ernennungen und Beförderungen
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Zum neuen Vorsitzenden Richter am Finanzgericht wurde zum 01.08.2021 Herr Andreas Musolff (62) ernannt. Herr 

Musolff absolvierte die Ausbildung im gehobenen Dienst der Finanzverwaltung des Landes Nordrhein-Westfalen und 

studierte anschließend Rechtswissenschaften in Münster, wo er auch als wissenschaftliche Hilfskraft am Institut für 

Steuerrecht der Universität Münster tätig war. Nach dem zweiten juristischen Staatsexamen begann Herr Musolff seine 

richterliche Laufbahn im Jahr 1990 im Bezirk des Oberlandesgerichts Hamm und wechselte im Jahr 1992 an das Finanz-

gericht Münster. „Ich bin mir sicher, dass Herr Musolff mit seiner exzellenten Fachkenntnis, seiner Erfahrung und sei-

ner Persönlichkeit die derzeit bestehende Lücke im Kreise der Vorsitzenden Richter schließen wird, “ betonte Präsident 

Christian Wolsztynski anlässlich der Übergabe der Ernennungsurkunde an Herrn Musolff.

Am 15.02.2022 begrüßte der Präsident des Finanzge-

richts Münster, Christian Wolsztynski, Herrn Felix Ech-

termann als neuen Richter beim Finanzgericht Münster. 

Herr Echtermann absolvierte zunächst eine Ausbildung 

im gehobenen Dienst der niedersächsischen Finanzver-

waltung, bevor er sein Jurastudium in Osnabrück auf-

nahm. Nach seinem Rechtsreferendariat mit Wahlsta-

tion beim Finanzgericht Münster legte er im Jahr 2021 

seine zweite juristische Staatsprüfung ab. Das Präsi-

dium des Finanzgerichts Münster hat den 30-jährigen 

Herrn Echtermann dem im Kern für das allgemeine Er-

tragsteuerrecht und den Familienleistungsausgleich so-

wie als Spezialmaterie für das Grunderwerbsteuerrecht 

zuständigen 8. Senat zugewiesen.

Ruhestand
- Regierungsamtsinspektorin Schroer -

Ruhestand
- Vorsitzender Richter am Finanzgericht Kossack -

Am 28.02.2021 verabschiedete der Präsident des Finanz-

gerichts Münster, Christian Wolsztynski, Frau Mechtild 

Schroer nach 44 Dienstjahren in den Ruhestand. Die aus 

Seppenrade stammende Frau Schroer hatte ihre berufliche 

Laufbahn beim Finanzgericht Münster nach einer Ausbil-

dung zur Rechtsanwalts- und Notarfachangestellten be-

reits im Jahr 1977 als Angestellte begonnen. Von 1981 bis 

1983 absolvierte sie eine Ausbildung im mittleren Dienst 

beim Amtsgericht Lüdinghausen und kehrte im Jahr 1983 

an das Finanzgericht zurück. Dort war sie bis zu ihrer Pensi-

onierung in verschiedenen Serviceeinheiten des Finanzge-

richts Münster, zuletzt in der Serviceeinheit des 7. Senats, 

eingesetzt und langjährig für die Bearbeitung von Beihil-

feangelegenheiten und Reisekosten zuständig. Darüber 

hinaus engagierte sie sich als Mitautorin eines Lehrskripts 

zur Software-Anwendung VG/FG. 

Zum 31.03.2022 verabschiedete der Präsident des Finanzge-

richts, Christian Wolsztynski, den Vorsitzenden Richter am Fi-

nanzgericht Harald Kossack nach fast 30-jähriger richterlicher 

Tätigkeit – davon 14 Jahre als Vorsitzender des 5. Senats – in 

den Ruhestand. Herr Kossack (65) absolvierte zunächst eine 

Berufsausbildung zum Bankkaufmann und schloss danach ein 

Studium der Rechtswissenschaften an der Westfälischen-Wil-

helms-Universität Münster ab. Nach dem zweiten juristischen 

Staatsexamen begann Herr Kossack seine berufliche Laufbahn 

im höheren Dienst der nordrhein-westfälischen Finanzverwal-

tung und wechselte im Jahr 1992 an das Finanzgericht Münster. 

Dort wurde er 2008 Vorsitzender des 5. Senats, der u.a. für um-

satzsteuerliche Spezialfragen zuständig ist. „Mit Herrn Kossack 

verabschiedet das Finanzgericht Münster eine Richterpersön-

lichkeit, die für alle Kolleginnen und Kollegen im Haus in jeder 

Hinsicht ein Vorbild war und bleiben wird. Das Gericht verliert 

mit ihm nicht nur einen überaus versierten Steuerrechtler und 

Spezialisten auf dem Gebiet des Umsatzsteuerrechts, sondern vor allem einen Richterkollegen, der sowohl bei den Verfahrensbe-

teiligten als auch bei den Kolleginnen und Kollegen des Hauses aufgrund seiner menschlichen und zugewandten Art in höchstem 

Maße geschätzt war“, hob Präsident Christian Wolsztynski bei der Verabschiedung hervor.

RAIin Schroer

v. l.: VRFG a.D. Kossack, PFG Wolsztynski

Ernennung
- Vorsitzender Richter am Finanzgericht Musolff -

Neueinstellung
- Richter Echtermann -

v. l.: RI Klein, VBe Schaber, VBe Möllerberndt, VRFG Musolff, PFG Wolsztynski, 
VPFG Dr. Coenen, VRFG a.D. Sandbaumhüter

v. l.: R Echtermann, PFG Wolsztynski
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Am 08.02.2022 verabschiedete der Präsident des Finanz-

gerichts, Christian Wolsztynski, die langjährige Verwal-

tungsbeschäftigte Elke Gerstenkorn in den Ruhestand. 

Die gebürtig aus Rheine Mesum stammende Frau Gers-

tenkorn war nach ihrer Ausbildung zum Bürokaufmann 

(!) bei einer Firma für Sanitäranlagenbau in Rheine be-

reits seit 1978 im Finanzgericht Münster beschäftigt. 

Kurzzeitig unterstützte sie im Jahr 1980 für einige Mo-

nate das Sozialgericht in Hannover, um anschließend 

an das Finanzgericht zurückzukehren. Zuletzt war Frau 

Gerstenkorn, die nicht nur aufgrund ihrer Erfahrung von 

Kolleginnen und Kollegen sehr geschätzt wurde, in der 

Serviceeinheit des 10. Senats eingesetzt. Darüber hinaus 

engagierte sich Frau Gerstenkorn im Personalrat sowie in 

der Schwerbehindertenvertretung des Gerichts.

Zum neuen Vorsitzenden Richter am Finanzgericht wurde 

zum 01.04.2022 Dr. Hans Anders (46) ernannt. Herr Dr. 

Anders absolvierte eine Ausbildung zum Steuerfachange-

stellten und studierte anschließend Rechtswissenschaften 

an der Ruhr-Universität Bochum. Im Jahr 2007 wurde er 

am dortigen Kompetenzzentrum Steuerrecht bei Prof. Dr. 

Roman Seer zum Dr. iur. promoviert. Nach dem zweiten 

juristischen Staatsexamen nahm Herr Dr. Anders im Jahr  

2007 eine Tätigkeit als angestellter Rechtsanwalt in Essen 

auf. Von dort wechselte er im Jahr 2011 an das Finanzge-

richt Münster, das er von 2014 bis 2017 als Pressesprecher 

vertrat. Von Januar 2018 bis Dezember 2019 war Herr Dr. 

Anders im Rahmen einer Abordnung am Verwaltungs-

gericht Gelsenkirchen tätig. Seit seiner Rückkehr ist er 

wieder Teil des Presseteams des Finanzgerichts Münster. 

Anlässlich der Übergabe der Ernennungsurkunde erklärte 

Präsident Christian Wolsztynski: „Ich freue mich, mit Herrn 

Dr. Anders, der das Steuerrecht im wahrsten Sinne von 

der Pike auf gelernt hat, einen exzellenten Nachfolger er-

nennen zu können. Herr Dr. Anders ist beim Finanzgericht 

Ruhestand
- Vorsitzender Richter am Finanzgericht Wintergalen -

Ernennung
- Vorsitzende Richterin am Finanzgericht Dr. Thiede -

Zum 30.04.2022 verabschiedete der Präsident des Finanz-

gerichts Christian Wolsztynski den Vorsitzenden Richter 

am Finanzgericht Martin Wintergalen nach ca. 30-jähriger 

richterlicher Tätigkeit – davon fast acht Jahre als Vorsitzen-

der des 11. Senats – in den Ruhestand. Herr Wintergalen (64) 

studierte Rechtswissenschaften an der Westfälischen-Wil-

helms-Universität Münster und begann nach dem zweiten 

juristischen Staatsexamen seine berufliche Laufbahn im 

höheren Dienst der nordrhein-westfälischen Finanzver-

waltung, u.a. bei der OFD Münster. Von dort wechselte er 

im Jahr 1993 an das Finanzgericht Münster. Hier wurde er 

2014 zum Vorsitzenden des 11. Senats ernannt. Herr Win-

tergalen war zudem lange Jahre Mitglied des Präsidiums 

sowie Mitglied und später Vorsitzender des Richterrates 

beim Finanzgericht Münster. Mit Herrn Wintergalen hat 

das Finanzgericht eine äußerst kompetente und erfahrene 

Richterpersönlichkeit verloren, dessen zugewandte, empa-

thische und humorvolle Art alle Kolleginnen und Kollegen 

des Finanzgerichts Münster sehr vermissen werden.

Zur neuen Vorsitzenden Richterin am Finanzgericht wurde zum 01.05.2022 Frau 

Dr. Sabine Thiede (51) ernannt. Frau Dr. Thiede absolvierte die Ausbildung im ge-

hobenen Dienst der Finanzverwaltung und studierte anschließend Rechtswis-

senschaften an der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster. Im Jahr 1999 

wurde sie dort bei Prof. Dr. Dieter Birk zum Dr. iur. promoviert. Nach dem zwei-

ten juristischen Staatsexamen nahm Frau Dr. Thiede im Jahr 2000 eine Tätigkeit 

als angestellte Rechtsanwältin in Düsseldorf auf. Von dort wechselte sie im Jahr 

2001 an das Finanzgericht Köln und im Jahr 2004 an das Finanzgericht Müns-

ter. Von Januar 2020 bis September 2021 war Frau Dr. Thiede im Rahmen einer 

Abordnung am Verwaltungsgericht Minden tätig. Auch Frau Dr. Thiede wirkte 

viele Jahre im Richterrat des Finanzgerichts Münster und war außerdem lang-

jährig Mitglied des Präsidiums. „Ich freue mich, mit Frau Dr. Thiede eine fachlich 

höchst versierte und im Haus ebenfalls hoch angesehene Kollegin als Nachfol-

gerin ernennen zu können. Frau Dr. Thiede hat während ihrer bisherigen Lauf-

bahn in vielfacher Hinsicht Verantwortung für unser Haus übernommen. Ich bin 

sicher, dass sie auch die höchst verantwortungsvolle Aufgabe einer Vorsitzen-

den Richterin bestens meistern wird,“ betonte Präsident Christian Wolsztynski.

v. l.: VRFG a. D. Wintergalen, PFG Wolsztynski

Ruhestand
- Verwaltungsbeschäftigte Gerstenkorn -

Ernennung
- Vorsitzender Richter am Finanzgericht Dr. Anders -

VRFG Dr. Anders VRinFG Dr. Thiede

VBe Gerstenkorn

Münster in den letzten Jahren für viele positive Impulse so-

wohl in der Rechtsprechung als auch in der Öffentlichkeitsar-

beit verantwortlich. Er wird dem Hause auch in der Funktion 

als Vorsitzender Richter sehr gut tun.“
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Zum 30.04.2022 verabschiedete der Präsident des Fi-

nanzgerichts Christian Wolsztynski Frau Karin Twieling 

in den Ruhestand. Die aus Rheine stammende Frau Twie-

ling war bereits seit 1977 als Verwaltungsangestellte im 

Finanzgericht Münster tätig. Ab 1982 absolvierte sie die 

Ausbildung im mittleren Dienst und war in den Folge-

jahren in den Serviceeinheiten verschiedener Senate ein-

gesetzt. Im Rahmen der Corona-Pandemie unterstützt 

Frau Twieling zeitweise den Kreis Steinfurt bei der Nach-

verfolgung von Corona-Fällen, um anschließend an das 

Finanzgericht zurückzukehren. Dort war Frau Twieling 

zuletzt in der Serviceeinheit des 11. Senats tätig.

Ernennung
- Vorsitzender Richter am Finanzgericht Brosda -

v. l.: VRFG Brosda, PFG Wolsztynski

Ruhestand
- Regierungshauptsekretärin Twieling -

Wahl zum BFH
- Richterin am Finanzgericht Dr. Peters -

RinBFH Dr. Peters

v. l.: Regierungshauptsekretärin Twieling, 
PFG Wolsztynski

Der Bundesrichterwahlausschuss hat am 07.07.2022 Frau 

Dr. Franziska Peters zur Richterin am Bundesfinanzhof ge-

wählt. Frau Dr. Peters (42) wuchs auf Sylt auf und studierte 

in Bayreuth und Osnabrück Rechtswissenschaften. Nach 

ihrer Promotion zu einem ertragsteuerlichen Thema und 

ihrem Referendariat am Oberlandesgericht Köln war sie 

zunächst fünf Jahre lang als Rechtsanwältin und Steuerbe-

raterin in einer überregionalen steuerrechtlichen Kanzlei in 

Bonn tätig. Im Jahr 2012 wechselte sie an das Finanzgericht 

Münster und ist dort seit 2014 neben ihrer richterlichen Tä-

tigkeit auch Pressesprecherin des Gerichts. Zudem ist Frau 

Dr. Peters seit 2016 Lehrbeauftragte an der Universität Sie-

gen und Mitherausgeberin sowie Autorin zahlreicher Wer-

ke und Aufsätze mit dem Schwerpunkt Betriebsprüfung, 

Verfahrensrecht und Steuerstrafrecht. Der Präsident des 

Finanzgerichts Münster, Christian Wolsztynski, gratuliert 

herzlich und erklärt: „Mit Frau Dr. Peters hat der Richter-

wahlausschuss einen „Volltreffer“ gelandet. Mit ihrer her-

ausragenden fachlichen Kompetenz sowie ihrer zugewand-

ten, empathischen und menschlichen Art stellt Frau Dr. 

Peters eine sowohl bei den Verfahrensbeteiligten als auch 

in der Kollegenschaft des Finanzgerichts Münster über alle 

Maßen geschätzte Richterpersönlichkeit dar. Als erfahrene 

– in verschiedenen Senaten tätige - Rechtsprecherin und 

langjährige Pressesprecherin, die der Öffentlichkeitsarbeit 

des Finanzgerichts Münster viele neue Impulse verliehen und 

die Finanzgerichtsbarkeit nach außen hervorragend repräsen-

tiert hat, steht sie exemplarisch für einen qualitativ hochwer-

tigen, effektiven, modernen und bürgernahen Steuerrechts-

schutz. Die Kolleginnen und Kollegen freuen sich sehr und 

wünschen Frau Dr. Peters schon jetzt alles erdenklich Gute in 

ihrer neuen Funktion als Richterin am Bundesfinanzhof.“

Mit Wirkung zum 01.08.2022 wurde Herr Ralf Brosda 

zum Vorsitzenden Richter am Finanzgericht ernannt. 

Herr Brosda ist 50 Jahre alt und lebt mit seiner Fa-

milie in Dortmund. Er absolvierte die Ausbildung im 

gehobenen Dienst der nordrhein-westfälischen Fi-

nanzverwaltung und studierte anschließend Rechts-

wissenschaften an der Ruhr-Universität Bochum. 

Im Jahr 2003 legte er das Steuerberaterexamen ab. 

Nach dem zweiten juristischen Staatsexamen im 

Jahr 2005 nahm Herr Brosda eine Tätigkeit als an-

gestellter Rechtsanwalt auf. Von dort wechselte er 

im Jahr 2006 an das Finanzgericht Münster. Neben 

seiner richterlichen Tätigkeit war und ist Herr Brosda 

in verschiedenen Funktionen in der Gerichtsverwal-

tung tätig, insbesondere leitet er seit vielen Jahren 

das Dezernat für Aus- und Fortbildung. Herr Bros-

da hat den Vorsitz im für umsatzsteuerliche Spezi-

alfragen zuständigen 5. Senat übernommen. Dessen 

bisheriger Vorsitzender, Herr Dr. Anders, den Vorsitz 

im 14. Senat übernommen hat. Der Präsident des Fi-

nanzgerichts Münster, Christian Wolsztynski, erklär-

te im Rahmen der Ernennung: „Ich freue mich sehr, 

mit Herrn Brosda einen in fachlicher und menschli-

cher Hinsicht über alle Maßen geschätzten Kollegen 

unseres Hauses zum Vorsitzenden Richter ernennen 

zu dürfen. Herr Brosda hat im Laufe seines richterli-

chen Werdeganges in unterschiedlichen Senaten des 

Hauses vielfältige Erfahrungen in der Rechtsprechung 

gesammelt. Er steht mit seiner fürsorglichen, empa-

thischen sowie auf Kommunikation und Akzeptanz 

gerichteten Arbeitsweise exemplarisch für einen mo-

dernen Steuerrechtsschutz.“
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Wie an anderen Gerichten besteht auch beim Finanzgericht Münster für die Kolleginnen und Kollegen des richterlichen 

Dienstes und anderer Dienstzweige bei entsprechendem Interesse grundsätzlich die Möglichkeit, sich „extern“ zu en-

gagieren und zeitweise an Bundes- oder Landesministerien und -behörden, die Staatskanzlei, andere Gerichte oder als 

wissenschaftlichen Mitarbeiter an den Bundesfinanzhof oder das Bundesverfassungsgericht abordnen zu lassen. Viele 

abgeordnete Kolleginnen und Kollegen tragen insofern seit Jahren dazu bei, dass das Finanzgericht Münster insofern 

seiner Gesamtverantwortung innerhalb der „Justizfamilie“ gerecht werden kann.

In den Jahren 2021/2022 waren folgende Kolleginnen und Kollegen an andere Gerichte, 

Ministerien und Behörden abgeordnet:

Dr. Saphira Einsfelder 
(wiss. Mitarbeiterin am Bundesfinanzhof)

Abordnungen – Ein Blick über den Tellerrand O-Töne:

Vorsitzende Richterin 
am FG Dr. Sabine Thiede     Verwaltungsgericht Minden

Richter am FG 
Dr. Christian Sternberg      Verwaltungsgericht Arnsberg

Richter am FG 
Reinold Borgdorf      Bundesjustizministerium

Richter am FG 
Dr. Sascha Bleschick      Bundesverfassungsgericht

Richter am FG 
Anselm Prokopp      Ministerium der Justiz NRW

Richterin am FG 
Dr. Saphira Einsfelder      Bundesfinanzhof München

Richter am FG 
Dr. Fabian Schmitz-Herscheidt     Ministerium für Arbeit, Gesundheit  

        und Soziales NRW

Verwaltungsbeschäftigte 
Theresia Gottwald      Oberverwaltungsgericht NRW

Regierungshauptsekretärin 
Karin Twieling       Kreis Steinfurt

Regierungsamtmann Steffen Batke

Regierungsamtmann Marcus Wessels

Regierungsamtsrätin Ursula Langenkämper   jeweils Finanzgericht Köln (Tz.)

Regierungsamtfrau Rita Hölscher

Regierungsinspektor Florian Klein

„Im Rahmen meiner zunächst zweijährigen Abordnung bin 

ich für den VI. Senat tätig, der u.a. für die Besteuerung von 

Arbeitnehmern zuständig ist. Ich bekomme Fälle sowohl aus 

dem Bereich der Revisionen wie auch der Nichtzulassungsbe-

schwerden zugeteilt, die ich während des gesamten Verfah-

rens am Bundesfinanzhof begleiten darf. Für Revisionsverfah-

ren bedeutet dies, dass ich zunächst einen Berichtsentwurf 

fertige. Meinen Lösungsvorschlag stelle ich in der Senats-

sitzung vor und diskutiere diesen anschließend mit den Se-

natsmitgliedern. Nach der Entscheidung des Senats darf 

ich den Entscheidungsentwurf fertigen und schließlich bei 

entsprechender Bedeutung des Falls die Entscheidung auch 

für die Zeitschrift Höchstrichterliche Finanzrechtsprechung 

(HFR) aufbereiten und kommentieren. Durch die Einbindung 

in den Senat insbesondere auch bei allen Beratungen und 

dem Austausch mit den anderen wissenschaftlichen Mitar-

beiterinnen und Mitarbeitern am Bundesfinanzhof erhalte 

ich im Rahmen meiner Abordnung umfassende Einblicke in 

die praktische Tätigkeit eines Richters am Bundesfinanzhof.“

„Ich war für drei Jahre als wissenschaftlicher Mitarbeiter 

Frau Richterin des Bundesverfassungsgerichts Hermanns 

zugeordnet. Insgesamt haben Frau BVRin Hermanns vier 

wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter un-

terstützt. Meine Tätigkeit umfasste die Vorbereitung von 

Senats- und Kammerentscheidungen. In meine Zuständig-

keit fielen das Einkommen- und Körperschaftsteuerrecht 

sowie das Zivilrecht (einschließlich dem Recht der Zwangs-

vollstreckung). Bei der Bearbeitung hatte ich nicht nur das 

Steuer- und das Zivilrecht (das sog. „einfache Recht“), son-

dern auch das Verfassungsrecht sowie das Verfassungs-

prozessrecht in den Blick zu nehmen. Eine besondere Her-

ausforderung stellte die Bearbeitung solcher Eilrechtsfälle 

dar, die innerhalb weniger (Abend-)Stunden vorzubereiten 

waren. Nicht zuletzt dank der hervorragenden Zusam-

menarbeit mit den Kolleginnen und Kollegen am Bundes-

verfassungsgericht werde ich die drei Jahre in Karlsruhe als 

eine herausfordernde, aber auch sehr erfüllende Zeit in Er-

innerung behalten, die ich nicht missen möchte.“
Dr. Sascha Bleschick

(wiss. Mitarbeiter am Bundesverfassungsgericht)
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Die Spruchköper am Finanzgericht (Senate) entscheiden in den meisten Fällen in der Besetzung 

mit drei Berufsrichterinnen/-richtern und zwei ehrenamtlichen Richterinnen/Richtern.

Im Namen des Volkes - 
ehrenamtliche Richterinnen und Richter

Die Bedeutung der ehrenamtlichen 
Richterinnen und Richter

Was sagen die ehrenamtlichen 
Richterinnen und Richter selbst 
über ihre Tätigkeit?

Die Bestellung durch den 
Wahlausschuss

Wie läuft die Tätigkeit als 
ehrenamtliche Richterin/ 
ehrenamtlicher Richter konkret ab?

Die ehrenamtlichen Richterinnen und Richter wirken 

bei der mündlichen Verhandlung und der Urteilsfindung 

mit den gleichen Rechten wie die Berufsrichterinnen 

und -richter mit. Sie haben das Recht auf umfassen-

de Information über den Streitstoff, können Fragen 

an die Beteiligten, an Zeuginnen und Zeugen oder an 

Sachverständige stellen und haben bei der Abstim-

mung über die Entscheidung das gleiche Stimmrecht. 

Sie sind ebenso wie die Berufsrichterinnen und Be-

rufsrichter verpflichtet, unabhängig und unparteiisch 

zu entscheiden und das Steuergeheimnis zu wahren. 

Sie sind insbesondere nicht an Weisungen und Emp-

fehlungen der Institution gebunden, die sie vorge-

schlagen hat (siehe unten zum Ablauf der Wahl). 

Die Beteiligung der ehrenamtlichen Richterinnen und 

Richter dient dazu, die richterlichen Sachkenntnisse 

und Erfahrungen vor allem mit Blick auf Vorgänge des 

Wirtschaftslebens zu ergänzen. Das laienjuristische 

Element kann insbesondere bei der Anwendung unbe-

stimmter Rechtsbegriffe (etwa „unangemessene Ge-

staltung“, „übliche Gelegenheitsgeschenke“), bei der 

Schätzung von Besteuerungsgrundlagen oder bei der 

Beurteilung von Zeugenaussagen Bedeutung erlan-

gen. Auch bei Rechtsfragen, die unter Heranziehung 

einer wirtschaftlichen Betrachtungsweise zu beant-

worten sind, wird die Einschätzung des Senats durch 

die Mitwirkung der ehrenamtlichen Richterinnen und 

Richter „auf breitere Füße gestellt“. An die Berufsrich-

terinnen und Berufsrichter stellt die Beteiligung der 

Ehrenamtlichen zudem die Aufgabe, ihren Entschei-

dungsvorschlag allgemeinverständlich zu begründen; 

damit geht vielfach eine Plausibilitätskontrolle einher. 

Und nicht zuletzt kann die mit der Beteiligung der Eh-

renamtlichen einhergehende Einbeziehung der Allge-

meinheit die Akzeptanz der Entscheidung erhöhen.

Am 01.01.2022 hat die neue Wahlperiode der ehren-
amtlichen Richterinnen und Richter beim Finanzgericht 
Münster begonnen. Für die fünfjährige Wahlperiode bis 
zum 31. Dezember 2026 sind 330 ehrenamtliche Richte-
rinnen und Richter gewählt worden, davon 102 erstmals. 
Die übrigen 228 Ehrenamtlichen haben ihre Tätigkeit 
schon in einer der vorherigen Wahlperioden ausgeübt. 

Die Ehrenamtlichen werden durch einen beson-
deren Wahlausschuss gewählt. Die Mitglieder des 
Ausschusses sind die Präsidentin oder der Präsi-
dent des Finanzgerichts und eine Vertreterin oder 
ein Vertreter der Oberfinanzdirektion; sieben sog. 
Vertrauensleute werden vom Landtag bestimmt. 

Die Wahl erfolgt aufgrund einer Wahlliste, die das Fi-
nanzgericht erstellt. Dabei haben die allgemeinen Be-
rufsvertretungen (etwa die Industrie- und Handelskam-
mern, die Handwerkskammern, die Gewerkschaften und 
die Arbeitgeberverbände) ein Vorschlagsrecht. Es können 
auch Personen auf die Liste genommen werden, die sich 
individuell beim Gericht beworben haben. Voraussetzung 
für die Wählbarkeit ist die deutsche Staatsangehörigkeit 
und der Wohnsitz oder eine gewerbliche oder berufliche 

Niederlassung im Gerichtsbezirk. Bestimmte Gruppen sind 
von der Wahl ausgeschlossen, etwa Angehörige der Finanz-
verwaltung und der steuerberatenden Berufe.

Die ehrenamtlichen Richterinnen und Richter werden 
vom Gericht einem festen Senat zugewiesen und nehmen 
zumeist pro Jahr an zwei bis drei Sitzungstagen dieses 
Senats teil. Die Ladung erfolgt spätestens zwei Wochen 
vor dem Termin. Die Dauer eines Sitzungstages schwankt 
und hängt vom Zeitaufwand der geladenen Fälle ab. 

Häufig erhalten die Ehrenamtlichen bereits im Vor-
feld der Sitzung sog. Sachberichte, in denen die 
Sachverhalte der in der Sitzung zu verhandelnden 
Verfahren, wie sie sich aus den Akten ergeben, zu-
sammengefasst sind. Am Sitzungstag nehmen sie an 
der mündlichen Verhandlung, einer eventuellen Vor-
besprechung und vor allem auch an der Beratung 
nach dem Schluss der mündlichen Verhandlung teil. 

Die ehrenamtlichen Richterinnen und Richter werden 
unentgeltlich tätig. Sie erhalten lediglich eine Entschädi-
gung nach dem Justizvergütungs- und -entschädigungs-
gesetz. Die hohe Anzahl derer, die sich als Ehrenamtliche 
für eine Wahl zur Verfügung stellen, zeigt aber, dass die 
Tätigkeit auch ohne finanzielles Entgelt lohnenswert ist.

Wir haben einige der im Ehrenamt beim Finanzgericht 
Münster tätigen Richter gefragt, aus welcher Motivati-
on heraus sie sich für die Tätigkeit entschieden haben, ob 
die Tätigkeit ihren Erwartungen entspricht und was ihnen 
hieran besonders Freude bereitet: 
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Entspricht die Tätigkeit als ehren- 
amtlicher Richter Ihren Erwartungen?

Was macht Ihnen an Ihrer Tätigkeit 
besonders Freude?

Entspricht die Tätigkeit als ehrenamt-
liche Richterin Ihren Erwartungen?

Was macht Ihnen an Ihrer Tätigkeit 
besonders Freude?

Aus welcher Motivation 
heraus sind Sie ehrenamtlicher 
Richter geworden?

Entspricht die Tätigkeit 
als ehrenamtlicher Richter 
Ihren Erwartungen?

Was macht Ihnen an Ihrer Tätigkeit 
besonders Freude?

„Ich bin „Entrepreneur“, also Gründer und Geschäftsführer 

im Startup-Bereich. Dabei bin ich in einer kompetitiven in-

ternationalen Szene unterwegs, in der mit Kapitaleinsatz 

langfristige „Wetten“ auf neue Technologien durchgeführt 

werden. Mit Freelancern und meinen Angestellten arbeite 

ich derzeit in Forschung & Entwicklung bis hin zum Ver-

trieb von neuartigen Microcomputern. Zum Entschleuni-

gen fahre ich mit meinen beiden Kindern auf dem Fahrrad 

durchs Münsterland oder betätige mich in ehrenamtlichen 

Positionen wie dem Münsteraner Jugendamtselternbeirat, 

meinem gemeinwohlorientierten Computermuseum oder 

der nordrhein-westfälischen Finanzgerichtsbarkeit.“

„Als Wissenschaftler gehe ich den Dingen gerne auf den 

Grund. Daher beschäftige ich mich als Freiberufler, der seine 

Steuererklärungen selbst schreibt, seit Jahren immer mehr 

mit der Architektur des deutschen Steuerrechts. Die Mitar-

beit als Laienrichter in der Finanzgerichtsbarkeit gibt mir eine 

tolle Möglichkeit, meine Interessen gewinnbringend für die 

Allgemeinheit einzusetzen. Die ehrenamtliche Arbeit in der 

Judikative ist eine niederschwellige und zielstrebige Art und 

Weise, unsere Demokratie mitzugestalten, und das ganz 

ohne Parteibuch. In dem meine Meinung bei Entscheidungen 

im Steuerrecht mit einfließen dürfen, kann ich auch meiner 

Peergroup von Unternehmerinnen und Unternehmern de-

monstrieren: Die Staatsfinanzierung ist ein mit Vernunft und 

Augenmaß entwickeltes System, in dem sich die Politikge-

schichte des Landes wie in einer Sedimentschicht beobach-

ten lassen. Statt immer nur zu schimpfen, ist es als Bürger 

einer Demokratie unsere Chance und Aufgabe, zur Steuerge-

rechtigkeit dem Zeitgeist konstruktiv mitzuwirken.“

dungsspielraum beim Auslegen von Gesetzen an den 

in den Fällen dargelegten Gegebenheiten sehr klein. 

Auffällig ist, dass viele Streitigkeiten sich dahingehend 

ähneln, dass die Fälle sehr komplex sind, mit dicken Ak-

ten, von denen wir als ehrenamtliche Richter nur eine 

Zusammenfassung zu sehen bekommen. Die Arbeit der 

Finanzrichterinnen und Finanzrichter ähnelt dann der 

von Chirurginnen und Chirurgen, die den Sachverhalt 

haargenau sezieren in kleine, entscheidbare Einzelfra-

gestellungen. Das hätte ich so nicht erwartet.

Ich hatte mir die richterliche Arbeit viel politischer vor-

gestellt, als sie ist. Tatsächlich scheint mir der Entschei-

Die Ausübung des Ehrenamts ist ein Privileg und ich 

danke meinem Umfeld für das Verständnis und Entge-

genkommen, wenn ich an einem Sitzungstag beruflich 

ausfalle. Schön finde ich, dass sich mir mit jedem neuen 

Fall ein Universum an neuen Rechtsprechungen eröffnet, 

ich also an den Fällen staunen kann, welche Rechtsbe-

griffe es gibt und wie die Rechtsauffassung funktioniert. 

So lerne ich über Fiktion von Rechtsgeschäften, über Zu- 

und Abflussprinzipien und viele andere Dinge. Manch-

mal ist es aber auch schwer auszuhalten, wenn der Ein-

druck entsteht, der ganze Senat schüttelt den Kopf über 

eine seltsame Gesetzgebung und tut dennoch alles, um 

sie so auszulegen, wie sie vom Gesetzgeber beabsichtigt 

scheint. Doch das ist Gewaltenteilung, die Macht des 

Gerichtes ist beschränkt und das ist gut so!

Herr Dr. Harutyun Melkonyan, Studium der Bio-
logie in Münster und Bielefeld, Abschluss 1994 
zum Diplom Biologen, Promotion im Jahr 1998, 
ist beschäftigt an der Universität Münster. Seit 
2020 ist er für den Personalrat der wissenschaft-
lich Beschäftigten an der Universität Münster und 
am Universitäts-Klinikum Münster freigestellt. 

Frau Anusch Melkonyan, Abschuss 1994 zur Diplom 
Verwaltungswirtin beim LWL, ist seitdem dort in ver-
schiedenen Abteilungen in der Hauptverwaltung tätig. 
Zuletzt war sie viele Jahre freigestellte Gesamtperso-
nalrätin und seit November 2020 ist sie Leiterin des Re-
ferates für Personal und Organisation in den Kommu-
nalen Versorgungskassen Westfalen-Lippe (kvw).

Als Naturwissenschaftler bin ich an neuen Erkennt-
nissen und Problemen interessiert. Oftmals sind diese 
jedoch auf das jeweilige Fachgebiet beschränkt. Ich 
habe festgestellt, dass der Blick über den Tellerrand 
hilfreich sein kann. Sowohl bei der Problemlösung als 
auch beim Verständnis der Sichtweise anderer.

Ich war sehr gespannt auf die Fälle und die Tätigkeit am 
Finanzgericht, da ich seit 2012 als ehrenamtlicher Richter 
am Sozialgericht tätig bin und auch andere Gerichte ken-
nenlernen wollte. Ich finde die Verhandlungen spannend 
und lehrreich. 

Die Vielfältigkeit der Fälle am FG empfinde ich als beson-
ders erfreulich. In einem Fall sind die Beträge eher über-
schaubar und ich habe den Eindruck, dass es weniger um 
das Geld als um das Prinzip geht, im anderen Fall wird 
über Summen verhandelt, bei denen es unter Umständen 
um Existenzen gehen kann.

Mich hat schon immer interessiert, wie die Arbeit von 
Richterinnen und Richtern in den Verhandlungen aus-
sieht und wie Recht gesprochen wird.

Auf jeden Fall. Die Beratungen vor und nach den Ver-
handlungen, bis es dann zur Urteilsverkündung kommt, 
sind auch für mich persönlich spannend. Ich habe in den 
vielen Jahren, die ich nun ehrenamtliche Richterin beim 
Finanzgericht bin, ganz unterschiedliche Sachverhalte 
kennen gelernt.

Dr. Sven Köppel Dr. Harutyun Melkonyan 
und Anusch Melkonyan

Dr. Harutyun Melkonyan:

Aus welcher Motivation 
heraus sind Sie ehrenamtlicher 
Richter geworden? 

Anusch Melkonyan:

Aus welcher Motivation herau 
 sind Sie ehrenamtliche Richterin 
geworden?
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Aus welcher Motivation heraus 
sind Sie ehrenamtlicher Richter 
geworden?

Entspricht die Tätigkeit als 
ehrenamtlicher Richter Ihren 
Erwartungen?

Was macht Ihnen an Ihrer Tätigkeit 
besonders Freude?

Mich interessieren die Sachverhalte und der Austausch mit den hauptamtlichen und ehrenamtlichen Richterinnen und 

Richtern. Die Gesetzeslage ist nicht immer auf den ersten Blick eindeutig. Die dann sehr professionellen Beratungen emp-

finde ich als besonders wertvoll. Hinter jedem Sachverhalt stehen Menschen. Auch das wird in den Beratungen und Ur-

teilsverkündigungen nicht vergessen.

Herr Ulrich Leitermann, 1959 in Offenburg geboren, stu-

dierte nach einer Lehre zum Bankkaufmann in Mannheim 

Betriebswirtschaft. Den Abschluss als Diplom-Kaufmann 

ergänzte er durch Examina als Steuerberater und Wirt-

schaftsprüfer. 1997 kam er zu den Dortmunder SIGNAL 

Versicherungen und leitete dort als Vorstandsmitglied das 

Ressort Finanzen. Seit Juli 2013 ist Ulrich Leitermann Vor-

standsvorsitzender der 1999 entstandenen SIGNAL IDU-

NA Gruppe, Dortmund und Hamburg.

Die Idee bei gerichtlichen Entscheidungen, die im Namen 

des Volkes ergehen, auch auf die Mitwirkung von Vertre-

tern des Volkes zu setzen und Teil des Entscheidungspro-

zesses zu sein hat mich begeistert. Die Möglichkeit hier 

einen Beitrag für mehr lebensnahe Entscheidungen zu 

leisten sowie meine außerrechtlichen Erkenntnisse und 

Erfahrungen in den Entscheidungsprozess mit einzubrin-

gen finde ich hervorragend. 

Bei den gerichtlichen Entscheidungen, bei denen ich mein 

Ehrenamt ausführen durfte, hatte ich immer das Gefühl, 

dass man einen Beitrag leisten kann und auch bei den 

Berufsrichtern Gehör findet. Ich habe mich immer als ak-

zeptierter Teil der Entscheidungsfindung betrachtet.

Ich finde es immer spannend wie unterschiedlich ver-

meintlich klare Sachverhalte beurteilt werden können 

und schätze insbesondere den Austausch im Richtergre-

mium bei der gemeinsamen Urteilsfindung. 

Ulrich Leitermann
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GESELLIGE  VERANSTALTUNGEN
& SPORTGRUPPEN

Teamgeist spielt bei der Gewährung effektiven Steuerrechtsschutzes durch das Finanzgericht Münster eine bedeutsa-

me Rolle. Nur das effektive Zusammenspiel vieler „Köpfe“ und „Hände“ ermöglicht es dem Gericht, auch den Bürgerin-

nen und Bürgern effektiv Rechtsschutz in Steuersachen zu gewähren.

Die Fotos geben einige Impressionen der beiden letzten Jahre wieder, die in vielerlei Hinsicht durch die Covid-19-Pan-

demie geprägt waren. Die Bilder vom Grillfest des Finanzgerichts zeigen insoweit eindrucksvoll, mit welcher Freude 

die ersten Möglichkeiten für gesellige Veranstaltungen im Sommer 2022 unter freiem Himmel von den Kolleginnen 

und Kollegen angenommen wurden. 

Am Finanzgericht Münster bleibt das Zusammenwirken der Kolleginnen und Kollegen nicht auf die tägliche Arbeit 

beschränkt. In vielen Kaffee- und Mittagsrunden, Sportgruppen vom Fußball über das Badminton bis zum Lauftreff 

und gemeinsamen Veranstaltungen wie Betriebsausflügen und Weihnachtsfeiern wird sowohl von aktiven als auch 

ehemaligen Kolleginnen und Kollegen besonderer Wert auf Teamgeist und eine Kultur des sozialen Miteinanders und 

des gegenseitigen Vertrauens gelegt.
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